
Vorsichtige Entwarnung
JAHRESWIRTSCHAFTSBERICHT Trotz Krisen ist nicht mehr mit einer Rezession zu rechnen

K
leine Zahl mit großer Wir-
kung: In der vergangenen
Woche sorgte der niedrige
Wert von 0,2 Prozent für ei-
nige Überraschung: Trotz
historisch hoher Inflation,

dem mittlerweile fast ein Jahr andauern-
den Krieg in der Ukraine, Lieferengpässen
und Energiekrise kann die deutsche Wirt-
schaft in diesem Jahr mit einem Mini-
wachstum des Bruttoinlandsprodukts
(BIP) von 0,2 Prozent rechnen - bis vor
kurzem war noch davon ausgegangen wor-
den, dass es zu einer Rezession kommt.
Das Krisenjahr 2022 schloss nach Bereini-
gung der Zahlen sogar mit einem Plus von
1,9 Prozent.
Die Debatte zum Jahreswirtschaftsbericht
2023, der diese Zahlen enthält, nutzte die
Bundesregierung direkt für ein bisschen Ei-
genlob: Er zeige, sagte Wirtschaftsminister
Robert Habeck (Grüne) am vergangenen
Donnerstag im Bundestag, dass es trotz des
Krieges in der Ukraine und den Folgen da-
raus gelungen sei, die Situation der deut-
schen Wirtschaft zu stabilisieren. Das habe
neben dem großen Engagement der Unter-
nehmerinnen und Unternehmer und de-
ren Belegschaften auch an den engagierten
Entscheidungen der Bundesregierung gele-
gen: „Deutschland hat gezeigt, was es
kann, wenn es will.“

Arbeitskräfte fehlen Doch, so räumt Ha-
beck bei seiner Regierungserklärung ein,
auch wenn sich die Situation in wirtschaft-
licher Sicht ein wenig entspannt habe und
für das laufende Jahr mit einer weiter sin-
kenden Inflation (sechs Prozent) und für
2024 mit einem kleinen Plus für der Kon-
junktur (1,8 Prozent) gerechnet werde; das
Land stehe weiterhin vor großen Heraus-
forderungen.
Als erstes nannte der Wirtschafts- und Kli-
maminister den massiven Mangel an Ar-
beits- und Fachkräften. Im vergangenen
Jahr habe die Zahl gemeldeter offener Stel-
len mit 845.000 fast doppelt so hoch ge-
wesen wie noch vor zehn Jahren.
An dieser Stelle brachte Habeck die im Jah-
reswirtschaftsbericht 2022 erstmals einge-
führten Indikatoren zur Neuvermessung
des Wohlstandes ins Spiel. Anders als im
vergangenen Jahr seien die Betrachtung
und Bewertung der Indikatoren nicht mehr
in einem Sonderkapitel behandelt worden,
sondern direkt in den Bericht eingeflossen.
So spiele zum Beispiel der Indikator für die
Frauenerwerbstätigkeit bei der Bekämpfung
des Fachkräftemangels eine wichtige Rolle,
sagte Habeck: Zwar seien heute mehr Frau-
en erwerbstätig, aber das Arbeitsvolumen,

das Frauen leisten, sei deutlich zurückge-
fallen. Dies bedeutet laut Habeck, dass
zwar mehr Frauen einer bezahlten Arbeit
nachgingen, dann aber überwiegend in
Teilzeit oder im Niedriglohnsektor. Daraus
ließe sich ableiten, dass weiter an der bes-
seren Vereinbarkeit von Familie und Beruf
gearbeitet werden müsse.
„Wenn Frauen und Männer,
die Kinder haben und arbei-
ten wollen aber nicht kön-
nen, dann ist das falsch“,
sagte Habeck.

Kritik aus der Union Der
Opposition reichten die er-
hofften Wachstumsraten
nicht. Zwar sei die wirt-
schaftliche Lage nicht so
schlimm wie erwartet, „aber
weniger schlimm ist immer
noch schlimm und noch
nicht gut“, sagte Jens Spahn (CDU) für sei-
ne Fraktion in der Debatte. Die Union ha-
be schon vor Ausbruch des Krieges vor ei-
ner steigenden Inflation gewarnt. Diese
einzudämmen, sei nun die größte sozial-
politische Aufgabe der Bundesregierung.
Die Inflation sei „Raub am kleinen Mann“

und bringe den Wohlstand in Gefahr. Die
Regierung müsse sich deshalb jetzt „ohne
Wenn und Aber“ zur Wachstumspolitik be-
kennen. „Wachstum ist nicht alles, aber
ohne Wachstum ist alles nichts“, so Spahn.
Keinen Unterschied zum vorherigen Jah-
reswirtschaftsbericht sah die AfD. Deren

Abgeordneter Leif-Erik
Holm sagte in Richtung
des Wirtschaftsministers.
„Sie servieren uns die sel-
be Transformationssoße
wie im letzten Jahr, aber
was tun Sie gegen die In-
flation? Nichts!“ Es müsse
nun dringend gehandelt
werden, um die Konzerne
der Automobil- und Che-
mie-Industrie an ihren
Standorten zu halten.
„Wenn die erstmal aus
Deutschland raus sind,

kommen sie so schnell nicht wieder.“
„Viel Schönfärberei“ sah die Fraktion Die
Linke laut ihrer Fraktionsvorsitzenden
Amira Mohamed Ali in dem Bericht. Das
momentan etwas entspanntere Verhältnis
an den Energiemärkten hätte nichts mit
der Politik der Bundesregierung zu tun,

sondern mit einer gesunkenen Nachfrage.
„Ankündigungen wurden genug ausgespro-
chen, nun müssen auch Taten folgen“, sag-
te die Linke in Habecks Richtung.

Lob aus der Koalition Neben der Abge-
ordneten Sandra Detzer (Grüne), die für
ihre Fraktion den Parteikollegen Habeck in
den höchsten Tönen lobte („Danke für die-
se enorme Leistung!“) und das unerwartete
Plus als „kleine Sensation“ bezeichnete,
zeigten sich auch die Rednerinnen und
Redner der Koalitionspartner zufrieden mit
der Arbeit des Hauses Habeck. Verena Hu-
bertz (SPD) forderte, nach der erfolgreiche
Überwindung der Krise nicht stillzustehen,
„sondern nach vorne zu blicken.“
In den vergangenen Monaten war jedoch
wiederholt deutlich geworden, dass Libera-
le und Grüne besonders in Sachen Wirt-
schafts- und Energiepolitik unterschiedli-
cher Meinung sind. Und so forderte der
wirtschaftspolitische Sprecher der FDP,
Reinhard Houben, den Unternehmen im
Moment keine Verordnungen wie das Lie-
ferkettengesetz „aufzubürden“: Das seien
alles sicherlich hehre Ziele. „Aber ist es
jetzt an der Zeit, sie umzusetzen?“, fragte
Houben. Elena Müller T

Die Automobilbranche hat sich von der Krise noch nicht erholt. Und der Fachkräftemangel droht laut Experten zur Wachstumsbremse zu werden. © picture-alliance/dpa/Jan Woitas

EDITORIAL

Das Glas

ist halb voll
VON CHRISTIAN ZENTNER

Die Frage, ob das Glas halb voll oder halb leer
ist, scheint leicht zu beantworten. Wenn der
Jahreswirtschaftsbericht von Robert Habeck
(Grüne) statt einer Rezession nur eine Stagna-
tion befürchtet, passt noch einiges ins Glas.
Und doch liest sich dieser Ausblick beruhigend,
zumal er wohl nicht nur für Deutschland gilt.
Die Finanzfachleute des Internationalen Wäh-
rungsfonds werden am 31. Januar in ihrem
Weltwirtschaftsausblick zu einem ähnlichen Er-
gebnis kommen. IWF-Chefin Kristalina Geor-
giewa hat in Davos bereits angedeutet: 2023
werde „weniger schlimm“ als befürchtet.
Ob Konsumbarometer oder Geschäftsklimain-
dex, in Deutschland hellt sich die Stimmung
auf. Sie war aber auch am Boden und die Zah-
len sind es zum Teil immer noch. Der Ge-
schäftsklimaindex besteht aus zwei Kompo-
nenten, der Beurteilung der aktuellen Lage
und den Geschäftserwartungen. Letztere kom-
men vom Tiefpunkt, zuletzt waren sie im Coro-
na-Crash so schlecht. Bei den Erwartungen
sind die Unternehmen heute optimistischer,
aber die Beurteilung der aktuellen Lage hat
sich nicht verbessert. Auch hier also dieselbe
Botschaft: Es ist weniger schlimm als befürch-
tet, gut noch lange nicht.
Richtig füllen mögen das Glas auch der Bun-
desverband der Deutschen Industrie (BDI) und
die Kreditanstalt für Wiederaufbau (KfW)
nicht. Der BDI formuliert akute und strukturel-
le Sorgen für den Industriestandort Deutsch-
land. Gas und Strom kosten zigmal so viel wie
bei der Konkurrenz in den USA, die Preisbrem-
sen hierzulande könnten viele Firmen nicht
nutzen. Dazu machen die Dauerbrenner Steu-
ern und Bürokratie zu schaffen. Und die KfW,
für Alarmismus nicht bekannt, warnte ein-
dringlich, dass durch den Mangel an Fachkräf-
ten ein langanhaltender Abstieg drohe, das
Fundament des Wohlstands bröckele.
Hinzu kommt die Inflation von 7,9 Prozent im
Jahr 2022. Das macht nicht nur der Wirtschaft
zu schaffen. Rechnerisch bedeutet dies, dass
die Menschen fast ein Monatsgehalt verloren
haben. Doch dass es bei all dem nicht nur um
Zahlen geht, hat der Bundeswirtschaftsminis-
ter in seiner Rede vorangestellt: Man kommt
nicht umhin, die Wirtschaftskrise und ihre Aus-
wirkungen auf unseren Wohlstand ins Verhält-
nis zu dem Epochenbruch und dem Leid zu
setzen, das der russische Überfall auf die
Ukraine ausgelöst hat. Wer es so betrachtet,
vor dem steht ein halbvolles Glas.

»Wachstum ist
nicht alles,
aber ohne

Wachstum ist
alles nichts.«

Jens Spahn
(CDU)

KOPF DER WOCHE

Das Gedenken
bewahren
Dani Dayan Eigentlich wollte der Vorsit-
zende der internationalen Holocaust-Ge-
denkstätte Yad Vashem niemals nach

Deutschland rei-
sen. Nicht aus
Hass, sondern aus
Respekt vor den
sechs Millionen er-
mordeten Jüdinnen
und Juden, wie er
vergangene Woche
im Paul-Löbe-Haus
des Bundestages
berichtete. Doch
um das Gedenken
an den Holocaust

zu bewahren, wich der 67-Jährige von sei-
nem Entschluss ab – und kam erstmals in
die Bundesrepublik. Dayan eröffnete im
Bundestag eine Ausstellung, die – zum ers-
ten Mal überhaupt – 16 Objekte aus Yad
Vashem in Deutschland zeigt (siehe Seite
12). Die Holocaust-Gedenkstätte in Jerusa-
lem begeht 2023 den 70. Jahrestag ihrer
Gründung. Sie wird jedes Jahr von mehr als
zwei Millionen Menschen besucht. scr T
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ZAHL DER WOCHE

50.000
Männer wurden von 1933 bis 1945 aufgrund
des Paragrafen 175, der sexuelle Handlungen
unter Männern unter Strafe stellte, inhaftiert,
bis zu 15.000 kamen ins Konzentrationslager.
Bis zur Streichung des Gesetzes 1994 gab es
in der Bundesrepublik noch rund 53.500 Verur-
teilungen mit teils zehnjähriger Haft.

ZITAT DER WOCHE

»Diese
Urteile waren
Unrecht!«
Bärbel Bas , Bundestagspräsidentin, wies am
Tag des Gedenkens an die Opfer des National-
sozialismus darauf hin, dass es in Deutschland
lange gebraucht habe zur Aufhebung der Ur-
teile nach Paragraf 175, der noch bis 1969 in
der Fassung der Nationalsozialisten existierte.
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Reform zur Verkleinerung des Bundestages in Sicht
WAHLRECHT Die Ampel kann bei der Begrenzung der Abgeordnetenzahl auch auf Stimmen aus der Opposition hoffen

Der Bundestag, heißt es in Paragraf 1 des
Bundeswahlgesetzes, besteht „aus 598 Ab-
geordneten“ – eine Festlegung, die aller-
dings mit dem Einschub „vorbehaltlich der
sich aus diesem Gesetz ergebenden Abwei-
chungen“ versehen ist. Tatsächlich gehören
dem Parlament derzeit 736 Abgeordnete
an; in der vorherigen Wahlperiode waren
es 709. Dass der Bundestag 138 Mandate
über der Sollstärke liegt, resultiert aus den
sogenannten Überhangmandaten. Sie ent-
stehen, wenn eine Partei über die Erststim-
me mehr Direktmandate in den Wahlkrei-
sen gewonnen hat, als ihrem Listenergeb-
nis entspricht. Um das mit der Zweitstim-
me bestimmte Kräfteverhältnis der Parteien
im Parlament wiederherzustellen, werden
diese Überhänge seit 2013 mit zusätzlichen
Ausgleichsmandaten kompensiert. Zu den
bei der Bundestagswahl 2021 angefallenen
34 Überhängen kamen so 104 Ausgleichs-
mandate.
Nun zeichnet sich im Parlament eine er-
neute Wahlrechtsreform zur Verkleinerung
des Bundestages ab. Zwar stießen die Pläne
der Koalitionsfraktionen von SPD, Grünen
und FDP zur Begrenzung der Abgeordne-
tenzahl am Freitag in der ersten Lesung ih-

res Gesetzentwurfes (20/5370) auf scharfe
Kritik der CDU/CSU-Fraktion, doch blieb
die Union damit allein im Hohen Haus.
Die AfD-Fraktion, die einen im Kern in-
haltsgleichen Vorschlag wie die Koalition
eingebracht (20/5360) und damit ihre Ini-
tiative aus der vorherigen Wahlperiode auf-
gegriffen hat, begrüßte, dass mit diesem
Modell ihr Konzept eine Mehrheit finden

werde, und aus der Linksfraktion hieß es,
der Ampel-Vorschlag gehe in eine „richtige
Richtung“.
Die Koalition und die AfD sehen in ihren
Gesetzentwürfen vor, die Zahl der Bun-
destagsabgeordneten bei weiterhin
299 Wahlkreisen künftig verlässlich auf
die Regelgröße von 598 Parlamentsmit-
glieder zu begrenzen und dafür die Zutei-

lung von Überhang- und Ausgleichsman-
daten zu streichen. Dies könnte dazu füh-
ren, dass in Zukunft nicht mehr alle Di-
rektkandidaten, die in ihrem Wahlkreis die
meisten Erststimmen erhalten, in den Bun-
destag einziehen. Erringen Wahlkreisbe-
werber einer Partei mehr Mandate, als die-
ser nach dem Zweitstimmenergebnis zuste-
hen, sollen diejenigen von ihnen mit den
vergleichsweise schlechtesten Erststimm-
energebnis leer ausgehen.
Die CDU/CSU-Fraktion plädiert dagegen
in einem Antrag (20/5353) unter anderem
für eine Reduzierung der Zahl der Wahl-
kreise auf 270 und eine Erhöhung der Zahl
unausgeglichener Überhangmandate von
derzeit drei „auf die vom Bundesverfas-
sungsgericht zugelassene Anzahl“ von 15.
Dieser Vorschlag stieß indes in der Debatte
nicht nur bei der Koalition auf deutliche
Kritik. (siehe Seite 7)Helmut Stoltenberg T

Weiterführende Links zu den
Themen dieser Seite finden
Sie in unserem E-Paper

Erst- und Zweitstimme bei Bundestagswahlen sollen nach dem Willen der Koalition
künftig „Wahlkreisstimme“ und „Hauptstimme“ heißen. © picture-alliance/Foto Huebner
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GASTKOMMENTARE
WOHLSTAND NEU VERMESSEN?

Mehr Weitsicht
PRO D

ie harten Fakten in der Wirtschafts-
statistik spiegeln nur eine Moment-
aufnahme wider. Wachstumsraten,
Arbeitslosenquoten oder Exportbilan-

zen drücken immer die aktuelle Stärke der Volks-
wirtschaft aus. Das ist zwar wichtig, zeichnet aber
nur einen Ausschnitt des Gesamtbilds. Dafür be-
darf es weiterer Indikatoren, vor allem jener, aus
denen sich das zukünftige Wohlstandsniveau ab-
leiten lässt. Es ist klug, sie stärker in den Blick zu
nehmen.
Der Jahreswirtschaftsbericht der Bundesregierung
wurde im vergangenen Jahr erstmals um Wohl-
fahrtsmerkmale ergänzt. Sie zeigen zum Beispiel
auf, wie sich das Bildungsniveau, die Klimabilanz,
die Gleichberechtigung oder die Wohlstandsvertei-
lung innerhalb der Gesellschaft entwickeln, wie in-
novativ oder überaltert sie ist. Das sind keine wei-
chen Faktoren, sondern Anzeichen für die Rich-
tung, in die sich die Volkswirtschaft bewegt. Ein
nachlassender Bildungsstand wirkt sich zum Bei-
spiel langfristig wirtschaftlich nachteilig aus. Un-
zureichende Rahmenbedingungen für Frauen er-
schweren deren verstärkte Integration in den Ar-
beitsmarkt. Und eine miese Klimabilanz verteuert
auf lange Sicht die Transformation hin zu einer kli-
maneutralen Wirtschaftsweise.
Die Wohlfahrtsmessungen des Bundeswirtschafts-
ministeriums sind daher ein lohnenswerter Ver-
such, mehr Weitsicht in die Politik zu bringen und
sich nicht nur auf guten Daten von heute auszuru-
hen. Voraussetzung ist allerdings, dass es nicht nur
bei Erkenntnissen bleibt, sondern auch zu notwen-
digen Kurskorrekturen führt. Vor allem aber ist die-
se Sichtweite ein Ausdruck der Maxime, dass die
Wirtschaft für den Menschen da sein soll, und
nicht umgekehrt.

Wolfgang Mulke,
freier Journalist
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Kein Ersatz
CONTRA W

irtschaftswachstum gleich Wohl-
stand – diese Gleichung ist zu
simpel. Das zeigt nicht zuletzt
der Klimawandel. Das größte

Plus beim Bruttoinlandsprodukt (BIP) bringt für
die gesellschaftliche Wohlfahrt wenig, wenn es zu-
künftige Lebensgrundlagen gefährdet. Und nicht
nur ökologische Aspekte sind für eine zeitgemäße
Vermessung des Wohlstands wichtig, sondern bei-
spielsweise auch die Frage, wie gerecht oder inno-
vativ eine Gesellschaft ist.
Insofern ist es verständlich, wenn Bundeswirt-
schaftsminister Robert Habeck (Grüne) im Jahres-
wirtschaftsbericht neue Indikatoren für die Bewer-
tung des Wohlstands auflistet. Gegen eine sinn-
volle Ergänzung des BIP als Wohlstandsmaß ist
wenig einzuwenden – abgesehen von der prakti-
schen Erwägung, dass Deutschland mit seiner
mangelhaften Digitalisierung leider in vielen Be-
reichen nur unzureichende Datenbestände hat.
Allerdings muss auch klar sein, dass sich das Brut-
toinlandsprodukt zwar um weitere Indikatoren er-
gänzen, aber eben nicht ersetzen lässt. Das Wirt-
schaftswachstum wird auch künftig der zentrale
Maßstab für den Wohlstand des Landes bleiben.
Das zu betonen ist wichtig, weil Wünsche nach ei-
ner Neuvermessung häufig mit der Illusion einher-
gehen, ganz auf Wachstum verzichten zu können.
Das Gegenteil ist der Fall: Eine wachsende Wirt-
schaft ist eine Bedingung, um auch soziale oder
ökologische Ziele erreichen zu können. Ohne Wirt-
schaftswachstum sind bessere Bildungschancen,
stabile Sozialsysteme oder die Transformation zur
Klimaneutralität dauerhaft nicht zu finanzieren.
Deshalb sollte das BIP auch künftig im Jahreswirt-
schaftsbericht der zentrale Maßstab bleiben.

Mehr zum Thema der Woche auf den Seiten 1 bis 3.

Kontakt: gastautor.das-parlament@bundestag.de

Jan Hildebrand,
»Handelsblatt«,
Düsseldorf
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Herr Houben, der Jahreswirtschafts-
bericht bringt positive Neuigkeiten: Statt
wie zunächst angenommen, kommt es
wohl nicht zu einer Rezession, sondern
sogar zu einem - wenn auch minimalen -
Wachstum. Heißt das also, es gibt Ent-
warnung, die Krise ist vorbei?
Ich bin nicht der Meinung, dass man jetzt
schon Entwarnung geben kann. Ich muss
aber der Koalition und der Bundesregie-
rung ein Kompliment machen; wir haben
relativ kurzfristig viele Maßnahmen auf
den Weg gebracht, die offensichtlich das
Schlimmste verhindert haben. Aber dass
wir uns in einer besonderen Situation be-
finden und dass wir mit Milliardenbeträ-
gen Strom- und Gaspreise subventionieren,
kann ja kein Normalzustand sein, vor al-
lem für einen Liberalen.

Trotz der nun doch glimpflichen Lage
bleiben viele Herausforderungen – was
sind die größten Hürden für die wirt-
schaftliche Entwicklung in diesem Jahr?
Alles steht und fällt natürlich mit der Ent-
wicklung in der Ukraine. Wenn zu für die
Ukraine akzeptablen Konditionen ein Frie-
den gefunden oder zumindest ein Waffen-
stillstand vereinbart werden könnte, würde
das der Wirtschaft weltweit helfen und da-
von würden natürlich auch die deutsche
und die europäische Wirtschaft profitieren.
Aber das haben wir nun nicht in der Hand
und deswegen wird dies ein Jahr voller Ri-
siken werden.

Welche Risiken sehen Sie da genau?
Da ist erstens einmal der Krieg als solcher.
Zweitens sind das die Auswirkung des Krie-
ges auf die Lieferketten, angefangen beim
Gas über das Öl und die unterschiedlichs-
ten Metalle und Rohstoffe bis hin zur Le-
bensmittelsituation in der Dritten Welt, die
von Lieferungen aus der Ukraine abhängt.

Deutschland hat ein Jahr voller Tief-
punkte hinter sich: Die höchste Inflation
seit 1951, zeitweise explodierende Ener-
giepreise, Krieg in Europa – kann sich
die deutsche Wirtschaft davon wieder
komplett erholen?
Natürlich haben wir große Chancen, wenn
die Rahmenbedingungen wieder so sind,
dass die Wirtschaft sich entwickeln kann.
Dazu gehört auch, dass wir als Bundestag
unsere Hausaufgaben vernünftig erledigen.
Für mich erschließt es sich beispielsweise
nicht, dass wir LNG-Terminals in einem
halben Jahr genehmigen und bauen kön-
nen, aber bei der Verkehrsinfrastruktur, ob
das nun Straße, Schiene oder Wasserstraße
ist, immer noch so einen Stau an Geneh-
migungen haben. Wenn wir das mal alles
abräumen würden, würde das zum einen
eine Konjunktur für die Bauwirtschaft be-
deuten. Außerdem hängt jedes Unterneh-
men in Deutschland, ob klein oder groß,
von der Infrastruktur unseres Landes ab.

Dass mit einem Plus zu rechnen ist,
hängt auch mit den massiven Hilfspake-
ten zusammen. Waren Gas- und Strom-
preisbremse, Dezemberhilfe und Co. die
richtigen Entscheidungen – auch wenn
sie eine Neuverschuldung bedeuten?
Wir hatten ja das Glück, dass im Wirt-
schaftsstabilisierungsfonds noch Geld
vorhanden war. Das ist nun verwendet
worden, um die Gas- und Strompreis-
bremse zu finanzieren. Aber natürlich
gibt es auch neue Schulden. Wir können
spekulieren und hoffen, dass die Nach-
frage nach Unterstützung vielleicht nicht
so groß ist, wie wir projiziert haben, aber
am Ende werden wir Schulden machen
und das kann uns nicht glücklich ma-
chen. Deshalb ist es auch so wichtig, zu-
mindest für den Kernhaushalt die Schul-
denbremse einzuhalten. So wie wir in
Deutschland strukturiert sind, mit vielen
mittleren und kleinen Unternehmen, ist
meiner Meinung nach ein Neustart vor

allen Dingen dann zu erreichen, wenn
wir mehr Abschreibungen ermöglichen,
als Förderung zu verteilen. Wenn man
der Wirtschaft die Möglichkeit gibt, In-
vestitionen schneller abzuschreiben,
dann bedeutet das am Ende für den Staat
keinen Verlust an Steuereinnahmen, son-
dern nur eine Verschiebung der Liquidi-
tät. Das ist meiner Meinung nach einfa-
cher, billiger und bietet mehr Anreiz als
irgendwelche Förderprogramme, für die
man irgendwelche komplizierten Formu-
lare ausfüllen muss.

Sind Sie sich da einig mit dem grü-
nen Koalitionspartner? Wirtschaftsminis-
ter Habeck hat eine weitere Förderung
auch an ein nachhaltigeres Wirtschaften
geknüpft und von einer „transformativen
Angebotspolitik“ gesprochen.
Ich finde es schwierig, nur einige wenige
Investitionen herauszupicken. Denn damit
werden ja all jene benachteiligt, die sich
schon vorher um das Thema gekümmert
haben. Derjenige, der schon vor zwei Jah-
ren eine Solaranlage angebracht hat, be-
kommt dann keine Abschreibung mehr,

aber der, der es jetzt erst gemerkt hat, be-
kommt eine besonders gute Förderung.

Der Jahreswirtschaftsbericht enthält
nun zum zweiten Mal ein Sonderkapitel
zum nachhaltigen Wohlstand. Wie sehr
sollten diese Indikatoren Ihrer Meinung
nach Einfluss haben auf die Bewertung
der Wirtschaftslage nach bislang tradi-
tionellen Parametern?
Ich habe es in der Debatte im vergangenen
Jahr schon so formuliert: Am Ende ist das
BIP das BIP. Es ist natürlich kein Fehler, zu
wissen, was sonst noch an Faktoren aufge-
nommen wurde. Das schadet nicht, aber
die individuelle Frage, ob man sich als
wohlhabend empfindet oder nicht, das hat
ja eine riesige Spanne. Das BIP ist und
bleibt der entscheidende Faktor, weil wir
uns auch nur so mit anderen Ländern ver-
gleichen können.

Aber hat die vielzitierte Zeitenwende,
hat der Krieg in Europa, nicht auch dazu
geführt, dass viele Menschen hierzulande
jetzt Wohlstand anders einschätzen, un-
abhängig von finanziellen Mitteln?
Der Krieg und die Zeitenwende haben na-
türlich dazu geführt, dass die Menschen in
Deutschland und Europa anders auf ihr Le-
ben und die Gesellschaft schauen. Viele
Selbstverständlichkeiten stellt man auf ein-
mal fest, sind gar nicht selbstverständlich.
Zum Beispiel die Frage: Wie gehe ich mit
Energie um? Und es hat vielleicht zu ei-
nem realistischeren Blick geführt auf das,
was wichtig ist. Jetzt gehört zum Wohl-
stand schon, dass man es zu Hause warm
hat, sich satt essen und frei leben kann.

Ihr Parteichef und Finanzminister
Christian Lindner hat kürzlich davon ge-
sprochen, dass man sich die Rahmenbe-
dingungen für neuen Wohlstand an-
schauen müsse. Was meint er damit?
Wirtschaftlicher Wohlstand ist für uns, dass
wir ein Wirtschaftssystem haben, das es je-
dem Menschen ermöglicht, in Eigenverant-
wortung zu erwirtschaften, was er meint,
zum Leben zu brauchen. Da wären wir bei
der berühmten Debatte der Leistungsge-
rechtigkeit. Und wir müssen uns fragen, ob
wir uns nicht tot regulieren in unserem
Land. Machen wir es uns nicht zu schwer
im wirtschaftlichen Umfeld? Stimmen die
Verhältnisse noch? Regeln wir Dinge so
durch, dass wir uns selbst blockieren?

Aber braucht der Umbau der Wirt-
schaft zu einer sozial-ökologischen
Marktwirtschaft, wie von der Bundesre-
gierung angestrebt, nicht auch Regeln?
Wir in der FDP wollen die Wirtschaft nicht
umbauen, sondern wir möchten, dass wir
zu einer Energieerzeugung und zu einem
Energieverbrauch kommen, der eine mög-
lichst geringe CO2-Belastung bedeutet.
Was das Unternehmen sonst macht, das in-
teressiert mich eigentlich nicht und geht
mich auch nichts an. Deswegen ist unser
Ansatz: CO2 muss bepreist werden, das ha-
ben wir ja auch eingeführt. Energie muss
einen Preis haben, sie darf auch nicht zu
billig sein, sonst wird nicht ökonomisch
gehandelt. Unser Ziel ist, über eine Preis-
findung zu erreichen, dass wir so wenig
CO2 wie möglich produzieren. Wir haben
doch in dieser schwierigen Situation ge-
merkt, dass wir viele Dinge viel schneller
ändern können mit viel weniger Regulie-
rung. Lasst uns die Dinge einfach schneller
und einfacher regeln. Das schlägt dann
nicht nur auf die Wirtschaft durch, son-
dern auch auf das Leben der Menschen.

Das Gespräch führte Elena Müller. T
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»Das BIP
ist das
BIP«
REINHARD HOUBEN Der
FDP-Wirtschaftsexperte über
einen Neustart nach der Krise,
die Neuvermessung des Wohlstands
und weniger Regulation
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Der Winzer: Jan Metzler

D
ie Sorgenfalten sind weniger geworden, das steht
fest. Noch im vergangenen November hatte Jan
Metzler auf seiner Website verbreitet, er blicke mit
großen Sorgenfalten in die Zukunft – und meinte die

Wirtschaft. Der aktuelle Jahreswirtschaftsbericht sorgt für eine
gewisse Glättung, „diese Deutlichkeit hat mich angesichts der
vorherigen Prognosen überrascht“, sagt der CDU-Abgeordnete
aus dem Wahlkreis Worms, aber es wird ihn gefreut haben: Statt
einer erwarteten Rezession wird die deutsche Wirtschaft nach
Einschätzung des Bundeswirtschaftsministeriums leicht zulegen.
„Aber ein bisschen Skepsis bleibt.“
Nun ließe sich rasch einwenden: Metzler ist in der Opposition, da
gehört es dazu, alles mit der Regierung Verbundene kritisch zu
begleiten; eben auch die Wirtschaftslage und -politik. Aber Metz-
ler, 41, ist kein Freund verbaler Grobschlächtigkeit. „Einige Punk-
te der Ampel haben wir auch mitgetragen“, meint er. „Und 50
Prozent der Wirtschaft sind Psychologie, da ist es gut, dass man
so in die Betrachtung reingeht“, sagt er mit Blick auf Bremse,
Wumms und Doppelwumms, wie der Kanzler sagen würde. Den-
noch sieht er noch unerledigte Hausaufgaben: „Energiepreise
und Inflation sind nach wie vor hoch, der Fachkräftemangel ver-
schärft sich und die Bürokratie wird nicht weniger.“ Gerade wenn
teureres Flüssiggas nun maßgebliches Element bei der Strom-
preisentwicklung werde, würde dies wegen der höheren Kosten
die Gesellschaft insgesamt, aber gerade auch die stromintensive
Industrie betreffen. „Klar brauchen wir deshalb massiv mehr er-

neuerbare Energien“, sagt er am Telefon, „das funktioniert aber
nur mit wesentlich kürzen Planungs- und Genehmigungsverfah-
ren. Sechs Jahre und länger pro Windrad sind zu lang.“
Als Metzler 2013 in den Bundestag einzog, kam er in den Wirt-
schaftsausschuss, und dort sitzt er auch heute. Sozusagen von
der Pieke auf gelernt hat er das Metier, und zwar auf dem elterli-
chen Weingut in Rheinhessen. Nach der Ausbildung zum Winzer
holte er die Fachhochschulreife nach. Es folgte von 2003 bis

2004 ein Fernlehrgang in der Fachrichtung Eventmanagement.
An der Fachhochschule Worms belegte er bis 2008 den Studien-
gang „Handelsmanagement – Diplombetriebswirt“ und danach
den Studiengang „International Management“, den mit dem
Master abschloss. „Ich habe das deutsche Bildungssystem als ei-
nes erfahren“, sagt er, „welches das Versprechen in sich trug:
Kein Abschluss ohne Anschluss“. Dass nicht genügend Chancen

geboten würden, sehe er nicht. „Ich hatte eine Hauptschulemp-
fehlung und kämpfte mich bis zum Studienabschluss durch.“ Es
klingt ein wenig amerikanisch, und er sagt es tatsächlich: „Wenn
man sich anstrengt, ist alles möglich.“
Die Bildung jedenfalls lockte ihm vom Hof weg. Eigentlich sei
das Elternhaus kaum politisch engagiert gewesen, zwar mit ei-
ner großen Affinität für die CDU, „aber ich war der erste Aktive
in der Familie“.Warum? „Zum einen gab es Freunde, die bereits
in der Jungen Union aktiv waren.“ Und dann habe er gesehen,
wie die Partei eine große Bandbreite abgebildet habe, „als
Volkspartei die gesamte Gesellschaft im Blick“. Das gefiel ihm.
„In der Innenpolitik bin ich bürgerlich-konservativ, in der Gesell-
schaftspolitik sehr liberal und im Wirtschaftlichen mit sozialen
Adern – die soziale Marktwirtschaft ist das Beste, was wir ha-
ben.“
Seit 2004 sitzt er im Kreistag. 2013 dann die Kandidatur in einem
Bundestagswahlkreis, der vorher seit 1949 in Händen der SPD ge-
wesen war. Metzler hatte eine Entscheidung gefällt. „Wenn man
denkt, dass sich etwas ändern soll, muss man auch dafür einste-
hen, da wollte ich nicht am Spielfeldrand stehenbleiben.“ Metzler
gewann – und so blieb es 2017 und 2021, wenn auch der Vor-
sprung zusammenschmolz. Und ein Berufsleben nach der Politik?
„Ich könnte mich in den Weinbau zurückziehen“, lacht er, „das se-
he ich nicht starr“. Betriebsleiter würden immer gesucht. „Oder
ganz was Neues machen.“ Sorgenfalten kann man sich irgendwie
nicht vorstellen. Jan Rübel T

.....................................................................................................................................................

»Energiepreise und Inflation
sind nach wie vor hoch, der
Fachkräftemangel verschärft
sich und die Bürokratie
wird nicht weniger.«
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Die Wirtschaft grünt
JAHRESBERICHT Energiepreisschock und Zinswende sind überstanden. Doch die Automobilwirtschaft hat Probleme

F
ür Jahre wie 2022 mit Krieg, In-
flation, Energieknappheit und
steigenden Zinsen und Absturz
der Börsen gibt es einen gut zu-
sammenfassenden Begriff: „An-
nus horribilis“ – das Jahr des

Schreckens. Doch in diesem Jahr soll alles
anders werden: Zwar ist ein Ende des Krie-
ges in der Ukraine bisher nicht in Sicht,
aber die Wirtschaft soll wieder wachsen
statt schrumpfen, die Preissteigerungen
sollen nicht mehr so stark ausfallen und
Energie ist zwar teuer, aber ausreichend
vorhanden. Von Wärmestuben für frieren-
de Bürger sowie Strom- und Gasabschal-
tungen für die Wirtschaft ist keine Rede
mehr. An der Börse, wo bekanntlich die
Zukunft gehandelt wird, blieben die Anle-
ger auch nach den Silvesterpartys in Feier-
stimmung: Der deutsche Aktienindex
schoss bereits in den ersten Wochen des
Jahres um fast zehn Prozent nach oben.
Nach den vielen Enttäuschungen des ver-
gangenen Jahres kann Wirtschaftsminister
Robert Habeck (Grüne) in diesen Tagen
wieder Zuversicht verbreiten – gestützt von
zahlreichen nach oben weisenden Indika-
toren wie dem Ifo-Geschäftsklima- und
dem GfK-Konsumklima-Index. In seinem
Jahreswirtschaftsbericht für 2023 konnte
Habeck die roten Zahlen gegen die grünen
Werte tauschen, und somit geht das Wirt-
schaftsministerium für 2023 trotz „Abküh-
lung infolge des Energiepreisschocks und
der Zinswende“ von einem Wachstum des
Bruttoinlandsprodukts (BIP) von 0,2 Pro-
zent aus. Das ist noch nicht viel, aber weit
mehr als der noch im Oktober erwartete
Rückgang um 0,4 Prozent. 2022 war es um
1,9 Prozent gestiegen.

Rückgang der Inflation Für das kommen-
de Jahr wird mit einem Wachstum von 1,8
Prozent gerechnet. Ein früherer Vorgänger
von Habeck, Wirtschaftsminister Karl
Schiller (SPD), hätte dazu gesagt: Die Pfer-
de saufen wieder. Die Inflation, die vor al-
lem Normalverdiener und Sparer trifft, soll
sinken. Nachdem in der Herbstprojektion
noch von sieben Prozent ausgegangen war,
soll die Preissteigerung laut neuem Jahres-
wirtschaftsbericht sechs Prozent betragen.
2024 soll die Inflation weiter sinken
– nämlich auf 2,8 Prozent. 2022 hatte die
Preissteigerung mit 7,9 Prozent einen his-
torischen Höchststand erreicht. Vor zu ho-
hen Erwartungen warnt aber die Deutsche
Bundesbank: Der Inflationsrückgang „ist
im Wesentlichen auf die einmalige Sofort-
hilfe im Dezember zurückzuführen; er
dürfte daher temporär sein“. Also noch kei-
ne Entwarnung an der Inflationsfront.
Wer nach den Gründen sucht, warum die
deutsche Wirtschaft den externen Schocks
so gut Stand gehalten hat, findet zwei Er-
klärungen: Die Wirtschaft ist überwiegend
mittelständisch geprägt und dadurch ro-
buster als internationale Großkonzerne.
Die zumeist in Familienbesitz befindlichen
Mittelständler trennen sich in Krisen nicht
so schnell von Personal und halten mit ei-
ner oft guten Eigenkapitalausstattung auch
mal Durststrecken durch. Außerdem habe
die Regierung „durch ein Bündel kurzfristig

umgesetzter Maßnahmen wesentlich dazu
beigetragen, eine Gasmangellage in diesem
Winter zu vermeiden und die Belastungen
im Zuge gestiegener Energiepreise zu be-
grenzen“, so das Wirtschaftsministerium.
Daher war es nicht überraschend, dass das
Statistische Bundesamt bereits im vierten
Quartal letzten Jahres statt roter Zahlen bei
der Wirtschaftsleistung eine Stagnation
vermeldete. Davon waren die meisten
Ökonomen überrascht worden. Doch jetzt
hellt sich auch im Ökonomen-Lager die
Stimmung auf. Das Institut für Weltwirt-
schaft etwa erwartet sogar ein Wachstum
von 0,3 Prozent. Helmut Schneeweis, Prä-
sident des Deutschen Sparkassen- und Gi-
roverbandes erklärt: „Die Rezession wird
die Wirtschaft voraussichtlich nicht so hart
treffen wie noch im vergangenen Jahr be-
fürchtet.“
Dank gut gefüllter Auftragsbücher und ei-
ner guten Ertragslage sei auch keine Insol-
venzwelle zu befürchten. Laut Jahreswirt-
schaftsbericht investieren Unternehmen
wieder verstärkt in moderne Anlagen und
Maschinen: Die Ausrüstungsinvestitionen
sollen in diesem Jahr um 3,3 Prozent nach
einem Vorjahreswachstum um 2,5 Prozent

steigen. Habecks Ansatz ist jedoch nicht
mehr „blindes Wachstum“, sondern die Er-
neuerung des Wohlstands. Um „eine starke
grüne Wirtschaft“ aufzubauen, sollen pri-
vate Investitionen gezielt angereizt werden.
Auch die Bundesbank sieht die Konjunk-
turaussichten inzwischen heller als noch
im vergangenen Jahr: „Die
jüngsten Datenveröffentli-
chungen fielen insgesamt
besser aus als in der De-
zember-Projektion unter-
stellt worden war“, schreibt
die Bundesbank in ihrem
neuen Monatsbericht.
Geholfen hat zudem der
Wiederanstieg des Euro-
Kurses gegenüber dem ame-
rikanischen Dollar. Nach-
dem der Greenback im
Sommer 2022 die Parität
mit der europäischen Ge-
meinschaftswährung erreicht hatte, gab der
Kurs wieder nach, so dass man jetzt für ei-
nen Euro 1,08 bis 1,09 Dollar bekommt.
Davon profitieren nicht nur Urlauber, son-
dern besonders Energiefirmen, die Öl und
Gas in Dollar bezahlen müssen.

Allerdings haben sich längst nicht alle Ex-
perten den fröhlichen Chorgesängen ange-
schlossen. „Die deutsche Wirtschaft erhält
aktuell viel Gegenwind“, schreiben etwa
die Volkswirte der Deutschen Industrie-
bank IKB. Sie erwarten auch weitere Zins-
anhebungen durch die Europäische Zen-

tralbank und halten eine
Rezession für unausweich-
lich. Mit einer Erholung
der Wirtschaft sei frühes-
tens in der zweiten Jahres-
hälfte 2023 zu rechnen.
Aber immerhin hob auch
die IKB ihre Wachstums-
prognose von minus 0,8
auf minus 0,2 Prozent an.
Die von der IKB angespro-
chenen höheren Zinsen
verknappen zwar das Geld-
angebot und drücken so-
mit auf die Inflationsraten,

haben aber Begleiterscheinungen, die alles
andere als angenehm sind. So können Fir-
men schlechter Kredite für Investitionen
aufnehmen. Und die deutsche Finanzauf-
sicht Bafin verweist auf ein weiteres Pro-
blem: Die stark gestiegenen Zinsen haben

zu Verlusten bei den Wertpapierbeständen
einiger Banken geführt. „Ein weiterer plötz-
licher und starker Zinsanstieg würde man-
che Institute stark belasten“, so die Finanz-
aufsicht. Betroffen sind kleine und mittlere
Sparkassen und Genossenschaftsbanken.

Ford streicht Stellen Auch die Automo-
bilwirtschaft, immerhin Deutschlands um-
satzstärkster Wirtschaftszweig, ist nicht ge-
rade in Partystimmung. Ford, der viert-
größte deutsche Autohersteller, will in den
Entwicklungsabteilungen in Köln und Aa-
chen 2.500 der 3.800 Stellen streichen.
Schon früher hatte Ford die Schließung sei-
nes Werks in Saarlouis bekannt gegeben.
Bei vielen Zulieferbetrieben gehen inzwi-
schen die Lichter aus. Grund sind höhere
Energiepreise sowie die Umstellung auf
E-Mobilität. So ging der Zulieferbetrieb
Borgers aus Nordrhein-Westfalen (6.000
Mitarbeiter) in Konkurs, in Zwickau
schließt GKV Driveline (800 Arbeitsplätze)
die Tore, und bei Druckguss Dohna in
Sachsen verlieren 600 Arbeitnehmer ihren
Job. Markus Jerger, Präsident des Bundes-
verbandes mittelständische Wirtschaft,
sagt, dass die kleinen und mittleren Firmen

sich nicht mehr halten können, wenn die
Großindustrie sich davon macht: „Wenn
die Elefanten marschieren, dann trampeln
sie auch über den Mittelstand, die Ameisen
hinweg, ohne sie zu sehen“, sagte er laut
„Steingarts Morning Briefing“.
Auch die Bauwirtschaft, traditionell Motor
der Konjunktur, will nicht so richtig in die
Gänge kommen. Die Gründe sind vielfäl-
tig: Drastisch gestiegene Grundstückspreise
und Steuern, Verteuerungen beim Bauma-
terial und Personalmangel. „Bis 2030 feh-
len dem Bau altersbedingt 120.000 Fach-
kräfte“, beklagt der Zentralverband des
deutschen Baugewerbes. Ähnliches ist aus
anderen Branchen zu hören. Auch die Bun-
desregierung sieht die Fachkräftesicherung
als wesentlichen Faktor für den Investiti-
ons- und Industriestandort Deutschland
an. Daher soll ein modernes Einwande-
rungsgesetz den Zuzug von Fachkräften
stärken. „Auch gilt es, die inländischen Po-
tentiale bei Teilzeit und freiwillig längerer
Arbeit im Alter zu heben“, so das Wirt-
schaftsministerium.
Es bleibt also für die Politik noch einiges
zu tun, damit die Pferde so richtig ans Sau-
fen kommen. Hans-Jürgen Leersch T

Nicht mehr im roten Bereich:Wirtschaftsminister Robert Habeck (Grüne) präsentiert den Jahreswirtschaftsbericht 2023. © picture-alliance/Flashpic/Jens Krick

»Der Rück-
gang der
Inflation
dürfte nur
temporär
sein.«
Deutsche

Bundesbank

Die Vermessung des Wohlstands
SONDERKAPITEL Zum zweiten Mal werden neben dem BIP weitere Kennzahlen zur Ermittlung der Lebensqualität herangezogen

Was braucht es, um sich reich zu fühlen?
Einer Erhebung des Instituts für Demosko-
pie Allensbach zufolge gaben im vergange-
nen Jahr rund 26 Millionen Menschen in
Deutschland an, dass sie einen großen
Wert auf ein hohes Einkommen und mate-
riellen Reichtum legen (siehe Grafik un-
ten). Dieser Wert hat sich in den vergange-
nen vier Jahren auch in Zeiten der Krise
während der Corona-Pandemie kaum ver-
ändert.
Für die Grünen in Bundestag und Regie-
rung reicht der Blick auf das Vermögen al-
leine aber nicht, um den Wohlstand Ein-
zelner oder auch der gesamten Gesellschaft
zu bemessen. Deshalb hatte das Bundes-
wirtschaftsministerium nach der Amts-
übernahme durch Minister Robert Habeck
dem Jahreswirtschaftsbericht 2022 erstmals
ein Sonderkapitel angefügt, dass die Be-
messung von Wohlstand neu ausrichten
sollte.

Frauen in gute Arbeit bringen So soll
nicht mehr allein das Bruttoinlandspro-
dukt (BIP) ausschlaggebend für die Bewer-
tung des Reichtums und der wirtschaftli-
chen Entwicklung in Deutschland sein.
„Die individuelle und damit auch die ge-
samtgesellschaftliche Wohlfahrt hängen
von weit mehr als nur den wirtschaftlichen
Rahmendaten ab“, heißt es in dem Bericht.
Die Wirtschaftsfachleute im Hause Habeck
untersuchen deshalb nun auch, wie es
hierzulande um die soziale Gerechtigkeit,
die Gleichberechtigung der Geschlechter,
eine intakte Natur oder den Zugang zu Bil-
dung bestellt ist.

Im aktuellen Papier heißt es im Rückblick
auf das Kriegs- und Krisenjahr 2022: „Ge-
rade in Krisenzeiten steht der Staat in der
Verantwortung, ein Mindestmaß an mate-
riellem Wohlstand für die Bürgerinnen und
Bürger sicherzustellen.“ Doch um den
Wohlstand in Deutschland zu „erneuern“
(so auch der Titel des Papiers), müsse der
Blick auf weitere Faktoren gelenkt werden.
Wirtschaftsminister Habeck nannte in sei-
ner Regierungserklärung als prominentes
Beispiel dafür den Indikator der Frauener-
werbstätigkeit: Nur wenn mehr Frauen in
Vollzeit und in gut bezahlten Jobs arbeite-
ten, könnte der massive Fachkräftemangel

effektiv bekämpft werden. Dieser wieder-
um gefährdet die Leistungsfähigkeit der
Wirtschaft und bedroht damit den Wohl-
stand des ganzen Landes. Um Frauen das
Arbeiten zu ermöglichen, müsse die Politik
deshalb weiter die Vereinbarkeit von Fami-
lie und Beruf verbessern.

Belastung durch Wohnkosten Ein weite-
rer der insgesamt 34 ausgewählten Indika-
toren ist der „Anteil der Personen mit ho-
hen Wohnkosten“. Dieser bildet Personen
ab, die in Haushalten leben, die mehr als
40 Prozent ihres verfügbaren Haushaltsein-
kommens für Wohnen ausgeben (müssen).

Im Jahreswirtschaftsbericht heißt es dazu,
dass bei einem solch hohen Anteil nach
Definition der Europäischen Statistik für
Einkommen und Lebensbedingungen (EU-
SILC) von einer Überlastung durch Wohn-
kosten ausgegangen werde - was sich wie-
derum auf den Wohlstand auswirken
kann. Im Jahr 2021 galten 10,7 Prozent der
Bevölkerung als bei den Wohnkosten über-
lastet, für das Jahr 2022 wird aufgrund der
stark gestiegenen Energiekosten mit einem
deutlich höheren Wert gerechnet.
Betrachtet wird des Weiteren auch die „Er-
reichbarkeit zentraler Einrichtungen der
Daseinsvorsorge wie Schulen, Supermärkte,
ÖPNV-Anbindungen und Krankenhäuser“,
da dies eine zentrale Voraussetzung für die
Herstellung gleichwertiger Lebensverhält-
nisse sei. Laut Bericht waren im Jahr 2020
für 53,6 Prozent der Bevölkerung ein Su-
permarkt, eine Post, eine Grundschule und
eine ÖPNV-Haltestelle mit mindestens
20 Abfahrten pro Tag innerhalb eines Kilo-
meters erreichbar. Andere Indikatoren sind
unter anderem die Zahl der Gründerinnen,
der Verdienstabstand zwischen den Ge-
schlechtern, der Breitbandausbau oder die
Investitionen in Maßnahmen für den Kli-
maschutz.
Die Frage nach der Wohlstandsbemessung
ist nicht neu. Seit Jahren gibt es immer
wieder Debatten über das Ende des klassi-
schen Kapitalismus und die Faktoren, die
abseits von Vermögen zum Wohlstand der
Menschen beitragen. Im Bundestag hatte
eine Mehrheit aus CDU/CSU, SPD und
FDP bereits Anfang 2013 im Rahmen der
Enquete-Kommission „Wachstum, Wohl-

stand, Lebensqualität“ ein Konzept mit
dem Namen „Wohlstandsindikatorenan-
satz“ beschlossen. Damals stimmten die
Oppositionsfraktionen von Linken und
Grünen gegen das Konzept, da es aus ihrer
Sicht zu kompliziert und nicht geeignet
sei, eine Debatte über die politischen Kon-
sequenzen aus einer Neubemessung von
Lebensqualität anzustoßen.

Harte Währung Die Grünen hatten in der
ihrer Zeit in der Opposition deshalb eigene
Vorschläge gemacht: 2021 legten sie den
„Jahreswohlstandsbericht“ vor, der auf 172
Seiten acht Kernindikatoren für eine Neu-
bewertung des Wohlstands benannte. Der
Bericht knüpfte an vergleichbare Konzepte
auf internationaler Ebene an, wie die „Bey-
ond GDP“-Diskussion der Europäischen
Kommission aus dem Jahr 2007. Dort ging
es auch schon um die Grenzen der Aussa-
gefähigkeit des Bruttoinlandsproduktes
und um welche Kenngrößen man eine
Wohlstandsbewertung wohl ergänzen
könnte.
Kritik am Sonderkapitel des Jahreswirt-
schaftsberichtes gibt es auch im zweiten
Jahr, unter anderem aus der Opposition.
Die Indikatoren würden sich in ihren Ziel-
setzungen zum Teil gegenseitig blockieren,
zudem lenkten sie den Blick weg vom BIP,
das als die harte Währung der Wohlstands-
messung gilt.
Ein weiteres Hindernis sei zudem die
schlechte Datenlage: Zu viele Daten seien
nicht aktuell oder würden nicht flächende-
ckend erfasst, um ein wirklich umfassendes
Bild zeichnen zu können. Elena Müller T
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1950: Schuman-Plan

Der französische Außenminister Robert
Schuman schlägt am 9. Mai vor, die
deutsche und französische Kohle- und
Stahlindustrie unter internationale Kon-
trolle zu stellen. Durch die Zusammenar-
beit Deutschlands und Frankreichs sollen
künftig Kriege verhindert werden.

1951:Montanunion
Schumans Plan führt zur Gründung der
Europäischen Gemeinschaft für Kohle
und Stahl, auch Montanunion genannt,
am 18. April. Neben Deutschland und
Frankreich werden auch Italien und die
Benelux-Staaten Mitglieder.

1956: Lösung der Saarfrage
Mit dem am 27. Oktober geschlossenen
Vertrag von Luxemburg lösen Deutsch-
land und Frankreich die umstrittene
„Saarfrage“, welche die Annäherung der
beiden Länder lange blockiert hat. Das
Saarland wird Teil Westdeutschlands.

1958: RömischeVerträge
Deutschland und Frankreich forcieren
gemeinsam mit Italien und den Benelux-
Staaten die europäische Integration. In
den am 25. März unterzeichneten Verträ-
gen vereinbaren sie neben einer Euro-
päischen Atomgemeinschaft auch die
Schaffung einer Europäischen Wirt-
schaftsgemeinschaft (EWG). Ein gemein-
samer Wirtschaftsraum entsteht.

1962: Fouchet-Pläne
Frankreichs Staatspräsident Charles de
Gaulle strebt nach mehr Regierungszu-
sammenarbeit in der Außen- und Sicher-
heitspolitik sowie im Bereich von Wis-
senschaft und Kultur. Doch seine Vor-
schläge (Fouchet-Pläne), die EWG durch
eine „Staatenunion“ zu ersetzen, stoßen
in den Benelux-Staaten auf Ablehnung.

1963: Élysée-Vertrag
Deutschland und Frankreich unterzeich-
nen am 22. Januar den Élysée-Vertrag,
der auf eine enge Zusammenarbeit in je-
nen Bereichen abzielt, die Frankreich zu-
vor für alle sechs EWG-Staaten etablie-
ren wollte.

1963: Jugendwerk
Als direkte Folge der im Élysée-Vertrag
vereinbarten Zusammenarbeit in Erzie-
hungs- und Jugendfragen wird am 5. Juli
das Deutsch-Französische Jugendwerk
gegründet. Fast zehn Millionen jungen
Deutschen und Franzosen hat er durch
Austauschprogramme das jeweilige
Nachbarland nähergebracht.

1988: Zusatzprotokolle
Anlässlich des 25. Jahrestags erweitern
Staatspräsident François Mitterrand und
Bundeskanzler Helmut Kohl den Élysée-
Vertrag um zwei Zusatzprotokolle, die zu
neuen gemeinsamen Institutionen füh-
ren: Ein Finanz- und Wirtschaftsrat, ein
Verteidigungs- und Sicherheitsrat, ein
Umweltrat und ein Kulturrat werden ge-
gründet. Seit 1989 gibt es auch die
Deutsch-Französische Brigade mit Sitz in
Müllheim, in der rund 5.000 Soldatinnen
und Soldaten dienen. Sie ist seit 1993
Teil des Eurokorps. sas T

Eine Freundschaft mit Brief und Siegel
ÉLYSÉE-VERTRAG Vor 60 Jahren vereinbarten Deutschland und Frankreich eine enge Partnerschaft, verfolgten damit aber durchaus unterschiedliche Ziele

Das Bild ihrer Umarmung ging um die
Welt: Gerade hatten Staatspräsident
Charles de Gaulle und Bundeskanzler Kon-
rad Adenauer am 22. Januar 1963 im Sa-
lon Murat des Pariser Élysée-Palasts den
„Vertrag über die deutsch-französische Zu-
sammenarbeit“ unterschrieben, als der
Franzose plötzlich sein Gegenüber in die
Arme schloss – zur Überraschung der An-
wesenden und Adenauers selbst. „Das war
etwas völlig Neues “, erklärt der Historiker
und Politologe Stefan Seidendorf. „Män-
ner, Politiker und noch dazu Kriegsgegner
umarmten sich nicht“, so der stellvertre-
tende Direktor des Deutsch-Französischen
Instituts in Ludwigsburg. Nicht ganz ohne
Hintergedanken habe de Gaulle den Deut-
schen „zur Brust“ genommen, der Wirkung
dieser Emotionsbezeugung sei sich der Ge-
neral durchaus bewusst gewesen.

Versöhnung der »Erbfeinde« Auch heu-
te, 60 Jahre später, hat das Bild seine Sym-
bolkraft nicht verloren. Steht es doch für
die historische Versöhnung der sogenann-
ten „Erbfeinde“ Deutschland und Frank-
reich. Daran anknüpfend hätten spätere
deutsche und französische Staats- und Re-
gierungschefs die Freundschaft immer wie-
der wort- und bildmächtig beschworen, so
Seidendorf. „Denken wir nur an Kohl und

Mitterrand händehaltend in Verdun.“ Der
„Élysée-Vertrag“, 18 Jahre nach Kriegsende
geschlossen, war der Auftakt: Darin ver-
pflichteten sich die Nachbarländer zu
Freundschaft und intensiver Zusammenar-
beit in politischen, wirtschaftlichen und
kulturellen Fragen.

Regelmäßiger Austausch Nur acht Seiten
lang ist das Dokument, das heute als „Jahr-
hundertvertrag“ gilt. Der Inhalt des auf
schwerem Büttenpapier gedruckten und
von den Unterzeichnern mit Siegeln verse-
henen Textes hat es aber in sich: So legt der
Vertrag einen verbindlichen Konsultations-
mechanismus fest, der für Staats- und Re-
gierungschefs ebenso gilt wie für Minister
und Spitzenbeamte. Mindestens zweimal
jährlich sollen sich die Chefs treffen, Mi-
nister mindestens alle drei Monate. Verein-
bart wurde zudem eine umfassende Ko-
operation und Koordinierung in der Au-
ßen-, Europa- und Verteidigungspolitik so-
wie eine enge Zusammenarbeit in Erzie-
hungs- und Jugendfragen.
Eine solche Verknüpfung der Politik zweier
Länder sei bis heute beispiellos, sagt Sei-
dendorf. In den deutsch-französischen Be-
ziehungen markiert das den Beginn einer
neuen Ära – wenngleich der Vertrag weder
der Anfang noch der Schlusspunkt des Aus-

söhnungsprozesses war, wie Historiker oft
betonten.

Annäherungsschritte In der Tat gingen
ihm wichtige Annäherungsschritte voraus
(siehe auch Seitenspalte), wie die Grün-
dung der Montanunion 1951 oder die Ei-
nigung in der umstrittenen Saarfrage 1956.
Trotzdem verlief die Entwicklung der
deutsch-französischen Freundschaft nicht
linear. Von Anfang an war sie auch von

Missverständnissen geprägt, die auf unter-
schiedlichen Zielen und Interessen beruh-
ten: Neben der Aussöhnung ging es der
französischen Außenpolitik auch darum,
ein Wiedererstarken des Nachbarn sowie
ein amerikanisches Übergewicht in Europa
zu verhindern. Die junge Bundesregierung
strebte mit ihrer multilateralen Bündnispo-
litik danach, außenpolitische Souveränität
und internationales Vertrauen zurückzuge-
winnen. So erfuhr die Euphorie der Ver-

tragsunterzeichner schnell einen Dämpfer:
Verträge seien wie junge Mädchen und Ro-
sen – sie hielten, so lange sie hielten, stell-
te de Gaulle ernüchtert im Juli 1963 bei ei-
nem Treffen mit Adenauer fest. Der Grund:
Der Bundestag hatte zur Ratifizierung dem
Vertrag eine Präambel vorangestellt, die
nach Auffassung de Gaulles den Vertrag
entwertete. Tatsächlich wurde der von den
Staats- und Regierungschefs eingeschlagene
Kurs damit korrigiert: Die Präambel betont
die engen Beziehungen zu USA, Großbri-
tannien und Nato. Groß war die Sorge auf
deutscher Seite gewesen, die Bundesrepu-
blik werde sich durch einen exklusiven
Pakt mit Frankreich isolieren und sowohl
die atlantische Partnerschaft als auch die
europäische Zusammenarbeit gefährden.

Streit um Präambel Für den französi-
schen Präsidenten ein Affront. Dessen Är-
ger versuchte Adenauer zu beschwichtigen:
Rosen, insbesondere die mit Dornen, seien
sehr widerstandsfähig, so Bundeskanzler:
„Die Freundschaft zwischen Frankreich
und Deutschland ist wie ein Rosenstock,
der immer Knospen und Blüten tragen
wird.“ De Gaulle wirkte besänftigt, mahnte
aber: Der Vertrag sei nicht wie eine Rose,
sondern ein „Rosengarten“. Während eine
einzelne Rose rasch verwelke, halte der Ro-

sengarten unbegrenzt, „wenn man sich die
Mühe macht, ihn zu pflegen“.

»Genie des Vertrags« Trotz der Skepsis
zeitgenössischer Beobachter – der Élysée-
Vertrag funktioniere, meint auch Seiden-
dorf. Als Schlüssel habe sich der Konsulta-
tionsmechanismus erwiesen. Scheinbar un-
spektakulär und einfach sei er „das wahre
Genie des Vertrags“. Viele hätten das da-
mals nicht erkannt: „Weil nur die Treffen
und ansonsten wenig Konkretes vereinbart
wurde, war das Echo: ‚Kurz gesprungen,
schnell vergessen’“, sagt Seidendorf. Eine
Fehleinschätzung. Durch die institutionali-
sierten Treffen sei eine „Pfadabhängigkeit“
entstanden, die das Ausscheren erschwere.
Das zeige etwa die Aufregung um den ab-
gesagten Ministerrat im Oktober.
Doch der Vertrag sei kein „Selbstläufer“,
betont der Politologe. Es brauche den poli-
tischen Willen, um die Beziehungen zu
pflegen. „Ist der Wille da, bietet der Vertrag
die nötige Infrastruktur für weitreichende
Kooperationsprojekte.“ Ob das Deutsch-
Französische Jugendwerk, die gemeinsame
Brigade, der Kulturkanal Arte oder der ver-
einbarte Ausbau deutsch-französischer
Zugverbindungen – im heute breiten Netz
der Zusammenarbeit war der Élysee-Vertrag
der erste Knoten. Sandra Schmid T

Bild mit Symbolkraft: Nach der Unterzeichnung des Élysée-Vertrags umarmen sich Bundeskanzler
Konrad Adenauer (links) und Staatspräsident Charles des Gaulle. © picture alliance /ASSOCIATED PRESS

Die Kompromissmaschine
BEZIEHUNGEN Zwischen den Regierungen in Berlin und Paris lief es schon mal besser

K
ampfflugzeuge sind im ge-
pflasterten Innenhof des
Élysée-Palasts selten zu se-
hen. Doch am 22. Januar
stand ein solcher Jet im Mi-
niaturformat rechts vom

Eingang der Ehrenloge – ein Modell des
Future Combat Air Systems (FCAS), das
Frankreich und Deutschland derzeit entwi-
ckeln und das zu den Aus-
hängeschildern der
deutsch-französischen
Freundschaft gehört, die
Präsident Emmanuel Ma-
cron und Bundeskanzler
Olaf Scholz (SPD) an je-
nem Tag feierten: 60 Jahre
zuvor hatten Deutschland
und Frankreich ihre „Erb-
feindschaft“ mit dem Ély-
sée-Vertrag (siehe Text un-
ten) beendet.
Gleich mehrere gemeinsa-
me Industrieprojekte wur-
den zu diesem Anlass im Élysée ausgestellt.
FCAS hatten Macron und Scholz’ Vorgän-
gerin Angela Merkel 2017 auf den Weg ge-
bracht. Danach ging es wegen Rivalitäten
zwischen den beteiligten Firmen, dem
französischen Flugzeugbauer Dassault und
dem Partner Airbus, allerdings kaum vo-
ran. Erst im Dezember konnte die Ent-
wicklung eines Prototyps schriftlich verein-
bart werden.
Scholz hatte im Oktober 2022 mit einer
Reise nach Paris dazu beigetragen, die Blo-
ckade aufzulösen. Zu jener Zeit hatte es

zwischen Deutschland und Frankreich ge-
waltig geknirscht. Der deutsch-französische
Ministerrat wurde abgesagt, auch wegen
Differenzen in Verteidigungsfragen, die
nach dem russischen Überfall auf die
Ukraine offen zutage getreten waren.
Mit seiner Rede zur „Zeitenwende“ hatte
Scholz Ende Februar 2022 zwar auch in
Frankreich Applaus geerntet. Weniger gut

kam jenseits des Rheins al-
lerdings an, dass die Bun-
deswehr hauptsächlich mit
Material aus den USA auf-
gerüstet werden soll. Vor al-
lem, weil Macron gerade
im Verteidigungsbereich
auf eine größere europäi-
sche Unabhängigkeit setzt.
Auch dass Deutschland die
Initiative für ein Raketen-
abwehrsystem mit anderen
Nato-Staaten ergriff, wurde
in Paris mit Misstrauen ge-
sehen. „Frankreich spielt in

dieser Zeitenwende keine Rolle“, sagt der
Experte Joseph de Weck. In der Prager Re-
de, die Scholz Ende August an der Karls-
universität hielt, kam das Nachbarland
praktisch nicht vor. Auch die gemeinsamen
deutsch-französischen Verteidigungspro-
jekte wie das FCAS und den gemeinsamen
Kampfpanzer MGCS erwähnte der Bundes-
kanzler mit keinem Wort.
In der Pariser Sorbonne-Universität, wo der
Festakt zum 60. Jahrestag des Élysée-Ver-
trags stattfand, wollte Scholz das Versäum-
nis offenbar wieder gut machen. Der Nach-

bar sei eine „unentbehrliche Nation“ beim
Aufbau eines vereinten Europas, sagte er.
„Frankreich ist und bleibt das auch heute.“
Gleichzeitig würdigte der Kanzler das euro-
päische Engagement Macrons und sagte
auf Französisch: „Merci Monsieur le Prési-
dent, merci de tout coeur“ – Danke, Herr
Präsident, danke aus ganzem Herzen.
Macron mahnte seinerseits, den Élysée-Ver-
trag nicht nur als Teil der Geschichte zu se-
hen. „Dieser Tag darf nicht nur eine Feier
sein, sondern auch ein Versprechen, ein
Engagement, ein Appell, ein neuer Ehr-
geiz.“ Er hob die Einigkeit hervor, die
Deutschland und Frankreich nach dem
russischen Überfall auf die Ukraine gezeigt
hätten. „Unsere Einheit wurde nicht ge-
spalten und wir haben uns nicht aus der
Verantwortung gestohlen.“ Doch auch
wenn beide Männer sich nach ihren An-
sprachen freundschaftlich die Hände
schüttelten, ließ ihre Körpersprache vermu-
ten, dass sie sich weniger nahe stehen als
die beiden „Väter“ des Élysée-Vertrags,
Charles de Gaulle und Konrad Adenauer.
Deren Beziehung hatte mit einer Einla-
dung Adenauers in de Gaulles Landgut im
ostfranzösischen Colombey-les-deux-Egli-
ses 1958 begonnen. Sowohl Gastgeber als
auch Gast hegten damals noch viel Miss-
trauen dem anderen gegenüber. „Wir wer-
den den Speiseplan nicht ändern und aus
dem üblichen Geschirr essen“, soll de
Gaulles Frau Yvonne angekündigt haben.
Dennoch war der Bundeskanzler von dem
zweitägigen Besuch begeistert: „Sie haben
mich behandelt, als wäre ich bei mir zu

Hause“, sagte er hinterher.
Die beiden alten Männer fanden in den
Folgejahren in inniger Freundschaft zuei-
nander, die den Elysée-Vertrag erst ermög-
lichte. Als der Kanzler schon im Ruhestand
war, besuchte de Gaulle Adenauer noch re-
gelmäßig in dessen Haus in Rhöndorf bei
Bonn. Eine ähnlich enge Beziehung ver-
band nach ihnen auch Helmut Schmidt
und Valéry Giscard D’Es-
taing. „Helmut Schmidt
war mir ein wahrer
Freund“, erinnerte sich Gis-
card in mehreren Inter-
views an den SPD-Politiker,
mit dem er die Grundlagen
der europäischen Wäh-
rungsunion legte.
Eine noch größere Aufgabe
hatten François Mitterrand
und Helmut Kohl zu bewäl-
tigen: Sie mussten die deut-
sche Wiedervereinigung
umsetzen. Und das, obwohl
Mitterrand gesagt haben soll, er liebe
Deutschland so sehr, dass er froh sei, dass es
zwei davon gebe. Die beiden Politiker, die
sich 1984 über den Gräbern des Ersten
Weltkriegs in Verdun die Hand gereicht hat-
ten, bewältigten die Aufgabe. Als Mitterrand
1996 starb, rannen Kohl bei der feierlichen
Totenmesse in der Pariser Kathedrale Notre-
Dame Tränen über die Wangen.
Nach ihnen bereinigten Gerhard Schröder
und Jacques Chirac zwar noch manche
Missstimmung bei einem Bier, doch echte
Nähe entstand zwischen den neuen

deutsch-französischen Paaren nicht mehr.
Angela Merkel hatte es mit gleich vier fran-
zösischen Präsidenten zu tun: Auf Chirac
folgten der nervöse Nicolas Sarkozy und
der ungeschickt wirkende François Hollan-
de. Über Macron sagte die Kanzlerin in ei-
nem Interview: „Gewiss, wir ringen mitei-
nander“. Das hinderte die beiden allerdings
nicht daran, im Sommer 2020 ein Hilfspa-

ket im Kampf gegen die Co-
rona-Krise zu präsentieren.
Die 750 Milliarden, die es
umfasste, wurden erstmals
durch gemeinsame Ver-
schuldung finanziert.
Merkels Nachfolger Olaf
Scholz scheint sich nun
ganz vom romantischen
Bild des deutsch-französi-
schen Paares verabschieden
zu wollen. Stattdessen
sprach der Kanzler an der
Sorbonne vom deutsch-
französischen Motor, der

eine „Kompromissmaschine“ sei. Seinen
Antrieb beziehe er „nicht aus süßem
Schmus und leerer Symbolik. Sondern aus
unserem festen Willen, Kontroversen und
Interessenunterschiede immer wieder in
gleichgerichtetes Handeln umzuwandeln.“
Beim gemeinsamen Kampfflugzeug ist das
bereits gelungen. Bei anderen Themen
muss die „Kompromissmaschine“ ihre Effi-
zienz noch zeigen. Christine Longin T

Die Autorin ist freie

Korrespondentin in Paris.

Bundeskanzler Olaf Scholz und Frankreichs Staatspräsident Emmanuel Macron gut gelaunt mit ihren Kabinetten beim Regierungstreffen in Paris. Beim Festakt aus Anlass des 60. Jahrestages des deutsch-französischen Nachbar-
schaftsvertrages hatten sie sich zuvor in der Sorbonne-Universität als enge Partner präsentiert. Doch die Differenzen zwischen ihnen sind nicht ausgeräumt. © picture-alliance/ASSOCIATED PRESS/Christophe Petit Tesson

Nach dem
russischen
Überfall auf
die Ukraine

traten
Differenzen
offen zutage.

Macron und
Scholz stehen
sich weniger
nahe als die
Väter des
Élysée-

Vertrages.
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1992:Arte geht auf Sendung

Schon bei ihrem Gipfel anlässlich des 25.
Vertragsbestehens befürworten die bei-
den Staats- und Regierungschefs Mitter-
rand und Kohl die Gründung eines
deutsch-französischen Kulturkanals. Der
Gründungsvertrag wird am Vortag der
deutschen Wiedervereinigung 1990 un-
terzeichnet, auf Sendung geht Arte am
30. Mai 1992.

2003: Erste gemeinsame
Parlamentssitzung in Versailles

Am 40. Jahrestag der Unterzeichnung
des Élysée-Vertrags kommen Bundestag
und Assemblée nationale zu einer Sit-
zung in Versailles zusammen. Die Abge-
ordneten beschließen regelmäßige ge-
meinsame Präsidiumssitzungen, eine Ko-
operation der Ausschüsse sowie den
Austausch von Beamten. Der 22. Januar
wird als „deutsch-französischer Tag“
proklamiert.

2004: Bundeskanzler feiert
den D-Day in der Normandie

Als erster Bundeskanzler nimmt Gerhard
Schröder auf Einladung von Präsident
Jacques Chirac am 6. Juni an der Feier
der Landung alliierter Truppen in der
Normandie teil. Es ist der 60. Jahrestag
des „D-Days“, an dem 1944 etwa
150.000 Soldaten in Nordfrankreichs an-
kamen und das Ende des Zweiten Welt-
kriegs einleiteten.

2013: Zweite gemeinsame
Parlamentssitzung in Berlin

Zum 50. Jahrestag des Élysée-Vertrags
am 22. Januar kommen deutsche und
französische Parlamentarier zur zweiten
gemeinsamen Sitzung zusammen – die-
ses Mal in Berlin.

2018:Meseberger Erklärung
Bei ihrem Treffen im brandenburgischen
Meseberg einigen sich Bundeskanzlerin
Angela Merkel und Präsident Emmanuel
Macron auf gemeinsame Vorschläge für
eine EU-Reform. Darunter ein „Eurozo-
nen-Budget“, eine europäische Grenzpo-
lizei und eine gemeinsame EU-Asylbe-
hörde. Die Umsetzung wartet bis heute.

2019:Aachener Vertrag
Am 22. Januar unterzeichnen Angela Mer-
kel und Emmanuel Macron den Aachener
Vertrag. Ziel ist, die deutsch-französische
Zusammenarbeit weiter zu vertiefen, insbe-
sondere im Bereich der Sicherheits- und
Kulturpolitik. So wird mehr Kooperation bei
Rüstungsvorhaben vereinbart, aber auch
die Schaffung eines Bürgerfonds zur Förde-
rung gemeinsamer Projekte etwa von Bür-
gerinitiativen und Städtepartnerschaften.

2019: Parlamentsabkommen
Bundestag und die Assemblée nationale
verabschieden am 11. März das Deutsch-
Französische Parlamentsabkommen. Damit
werden Treffen in regelmäßigen Abständen,
mindestens aber alle vier Jahre vereinbart.
Auch die Deutsch-Französische Parlamen-
tarische Versammlung, der jeweils 50 deut-
sche und französische Abgeordnete ange-
hören, wird gegründet. Sie tritt mindestens
zweimal im Jahr zusammen sas T

»Zwischen uns Abgeordneten läuft es gut«
INTERVIEW Der Co-Vorsitzende der Deutsch-Französischen Parlamentarischen Versammlung, Nils Schmid (SPD), über neue Ziele, alte Reibereien und gelebte Unterschiede

Herr Schmid, Sie waren beim gemein-
samen Festakt der Parlamente in Paris.
Im Bundestag haben Sie vorher gesagt:
Wir fahren da nicht nur zum Feiern hin,
sondern auch zum Arbeiten. Was ist da-
bei herausgekommen?
Das Treffen der Parlamente hatte diesmal
einen deutlich stärkeren politisch-parla-
mentarischen Charakter als in der Vergan-
genheit. Bei früheren Jubiläen haben wir
Festsitzungen abgehalten, diesmal haben
wir wirklich miteinander debattiert. Außer-
dem haben sich in Paris zwei neue Arbeits-
gruppen der Deutsch-Französischen Parla-
mentarischen Versammlung (DFPV) kon-
stituiert, eine zur Zukunft Europas und ei-
ne zur Energiesouveränität. Sie sollen in
den kommenden zwölf Monaten konkrete
Empfehlungen vorlegen. Wir haben auch
besprochen, wie die Arbeit der DFPV in
diesem Jahr aussehen soll.

Was sind Ihre Pläne? Der Start im
Jahr 2019 war für die Versammlung we-
gen der Pandemie ja nicht einfach.
Unser Ziel ist es, in diesem Jahr mindes-
tens zweimal in Präsenz zu tagen. Auf
deutscher Seite überlegen wir, die Sitzun-
gen außerhalb Berlins zu machen, an Or-
ten des Parlamentarismus wie der Frank-
furter Paulskirche oder in Weimar. Wir

wollen bei den Fachausschüssen außerdem
darum werben, sich untereinander besser
auszutauschen. Das läuft zum Beispiel bei
den Verteidigungsausschüssen schon sehr
gut, bei anderen aber nicht.

Nach den Wahlen in beiden Ländern
sitzen in Bundestag und Nationalver-
sammlung viele neue Abgeordnete. In
Frankreich hat Präsident Macron keine
parlamentarische Mehrheit mehr, die
rechtsnationale, europaskeptische Frakti-
on des „Rassemblement National“ ist
stark wie nie. Macht sich das in Ihrer Ar-
beit bemerkbar?
Natürlich sind es vor allem die proeuropäi-
schen Fraktionen, die sich in der DFPV en-
gagieren. Trotzdem haben uns die Wahlen
nicht geschwächt, im Gegenteil. Es gibt vie-
le neue Abgeordnete in beiden Häusern,
die sich sehr motiviert bei uns einbringen.
Persönliche Begegnungen wie die in Paris
helfen auch sehr, die Zusammenarbeit wei-
ter zu verbessern und sie breiter in den Par-
lamenten verankern.

Das Verhältnis der Regierungen gilt
als angespannt. Spüren Sie das in der
Parlamentsarbeit genauso deutlich?
Es läuft gut zwischen uns Abgeordneten,
aber anders als die Regierungen müssen

wir auch keine konkreten Entscheidungen
treffen. Insgesamt ist es klar, dass die An-
sichten auch mal auseinandergehen. Das
ändert aber nichts an der Qualität und En-
ge unserer Beziehungen. Die Differenzen
sind vielmehr ein Zeichen dafür, dass wir
in zentralen Fragen detailliert um die rich-
tigen Antworten ringen.

Warum machen sich die Unterschiede
gerade jetzt so stark bemerkbar?

Weil die Reibungspunkte präsenter sind als
noch vor 20 oder 30 Jahren. In der Ener-
gie- und Rüstungspolitik hat es schon im-
mer große Unterschiede zwischen unseren
Ländern gegeben, aber sie treten heute of-
fener zutage, weil beides, erst recht nach
dem russischen Angriff auf die Ukraine,
nicht länger als rein nationale Angelegen-
heit betrachtet wird. Auch der Aachener
Vertrag ist ein Grund, dass es öfter zu Rei-
bereien zwischen Berlin und Paris kommt.

Den neuen Freundschaftsvertrag ha-
ben Präsident Emmanuel Macron und
die damalige Bundeskanzlerin Angela
Merkel im Januar 2019 beschlossen, um
die Beziehungen zu vertiefen. Und nun
führt er zu noch mehr Zank?
Ja, denn mit ihm sind wir in den Mühen
der Ebene angekommen. Die Liste der Pro-
jekte im Aachener Vertrag ist lang, wir sind
seither mit konkreten Umsetzungsfragen
beschäftigt. Und natürlich zeigen sich
dann unterschiedliche Interessen und
Sichtweisen. Erst recht, weil sich unsere po-
litischen Systeme sehr unterscheiden:
Frankreich ist ein Zentralstaat mit einem
starken Präsidenten, Deutschland ein föde-
raler Bundesstaat, in dem neben dem Bund
eben auch Länder und Kommunen eine
starke Rolle spielen.

Und der Bundestag. Es gibt wohl
kaum ein Parlament in der EU, das in
der Außen- und Europapolitik annä-
hernd so viel zu sagen hat.
Exakt. Und wir wollen unserer Regierung
auch bei der Umsetzung des Aachener Ver-
trages genau auf die Finger schauen. Die
Dichte und Tiefe der deutsch-französischen
Zusammenarbeit ist durch ihn noch mal
viel größer geworden, da braucht es parla-
mentarische Begleitung.

Die Parlamentarische Versammlung
hat bisher nichts Konkretes erreicht.
Wird sich das jetzt ändern?
Ein konkreter Erfolg ist, dass es während
der Pandemie nicht zu erneuten Grenz-
schließungen kam. Neben der erwähnten
Vernetzung der Fachausschüsse wollen wir
auch die Umsetzung von EU-Richtlinien in
Deutschland und Frankreich harmonisie-
ren. Das allerdings ist recht knifflig, denn
diese komplexen Gesetzesvorhaben wer-
den bisher hauptsächlich in den Fachmi-
nisterien vorbereitet.

Ein Dauerthema bleibt auch die
grenzüberschreitende Zusammenarbeit.
Seit 1992 ist zum Beispiel eine Bahnver-
bindung zwischen Berlin und Paris ge-
plant. Die gibt es bis heute genauso we-

nig wie eine Verbindung zwischen Col-
mar und Freiburg, beides steht jetzt wei-
ter im Aachener Vertrag. Warum passiert
da so wenig?
Solche Großprojekte beanspruchen viel
Zeit und sind, so ehrlich muss man sein,
auch bei uns häufig umstritten, was die
Umsetzung und Finanzierung betrifft. Wir
werden auf jeden Fall genau darauf achten,
wie es damit und mit den anderen Vorha-
ben im Vertrag von Aachen weitergeht. Als
nationale Parlamente müssen wir aber
auch über die Grenzregion hinausdenken.

Nichts von dem, was Sie planen,
scheint einfach umsetzbar zu sein. Wenn
Sie einen Wunsch frei hätten, was würde
ganz oben stehen?
(Lacht) Ach, die Liste ist so lang. Aber es
gibt ein Thema, das uns in der Versamm-
lung besonders am Herzen liegt: dass wie-
der mehr Kinder Deutsch oder Französisch
in der Schule lernen. Das Interesse hat lei-
der stark abgenommen, und dadurch gibt
es auch weniger Schüleraustausche. Aber
Sprache ist ein Fundament für das gegen-
seitige Verständnis und persönliche
Freundschaften, es bleibt eine Daueraufga-
be, dafür zu werben.

Das Gespräch führte Johanna Metz

Nils Schmid ist außenpolitischer Sprecher
der SPD-Fraktion.
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m Grand Salon der Pariser Sor-
bonne-Universität duftet es nach
Kaffee und frischen Croissants. Wo
sonst Ehrentitel verliehen und neue
Mitglieder der altehrwürdigen Ge-
lehrten-Gesellschaft Académie Fran-

çaise ihr traditionelles Schwert erhalten, ste-
hen an diesem Sonntagmorgen rund
200 Abgeordnete von Bundestag und Natio-
nalversammlung in Grüppchen zusammen,
schütteln Hände, begrüßen sich mit Wan-
genküsschen und posieren vor ihren
Smartphone-Kameras. Ein heiteres deutsch-
französisches Stimmengewirr hallt durch
den prachtvollen Saal – Klassentreffen-Stim-
mung im Herzen von Paris.
60 Jahre Freundschaft feiern beide Länder
heute, zum Festakt in der Universität haben
die Parlamente Bundeskanzler Olaf Scholz
(SPD) und Frankreichs Staatspräsident Em-
manuel Macron eingeladen, außerdem
80 Jugendliche aus deutsch-französischen
Schulen, die sich mal in Jeans und Pulli,
mal in Anzug und Hemd gekleidet, unter
die Feiernden mischen.
Für sie, aber auch für die 120 angereisten
Bundestagsabgeordneten, ist es ein besonde-
rer Tag. „Ganz wunderbar“, sagt Gunther
Krichbaum (CDU). „So eine Gastfreund-
schaft. Es ist wirklich eine Ehre, heute hier
sein zu dürfen.“ Sein Parteikollege Klaus
Mack, seit Herbst 2021 neu im Bundestag,
ist das erste Mal bei einer so großen Veran-
staltung des Parlaments dabei. „Ich bin sehr
gespannt“, sagt der 49-Jährige, und fügt hin-
zu: „Es ist wichtig, dass wir uns persönlich
begegnen und besser kennenlernen.“ Er fin-
det, der deutsch-französische Motor sei zu-
letzt etwas eingeschlafen. „Er braucht neue
Impulse, auch aus den Parlamenten.“
Die französische Abgeordnete Brigitte Klin-
kert bahnt sich einen Weg durch den Saal
und strahlt dabei über das ganze Gesicht.
„Es ist so schön, dass wir alle hier zusam-
men sind“, sagt die Elsässerin mit charman-
tem französischem Akzent. Die Hand auf
das Revers ihres Mantels gelegt, gesteht sie
ein wenig verlegen: „Ich hatte heute früh
Tränen in den Augen. Es ist ein besonderer
Tag, für mich und für die deutsch-französi-
sche Freundschaft.“

Zögern in Berlin Die deutschen Abgeord-
neten sind zwischen zwei Sitzungswochen
nicht allein zum Feiern nach Paris gereist.
Am Rande des Festakts und einer gemeinsa-
men Parlamentssitzung wollen sie jede Ge-
legenheit nutzen, um sich mit ihren franzö-
sischen Kollegen auszutauschen und sich
besser kennenzulernen. „Das ging in Video-
konferenzen während der Pandemie ja
nicht so gut“, sagt Sandra Weeser, die seit
2017 für die FDP im Bundestag sitzt und
seit vier Jahren auch einen französischen
Pass hat. Die deutsch-französischen Bezie-
hungen seien ins Stottern geraten, bedauert
sie. Anders als Macron zögere Scholz noch,
seine Rolle als Impulsgeber in Europa anzu-
nehmen. Deshalb müssten die Parlamenta-
rier „die Regierungen jetzt antreiben und
zum Handeln auffordern“.
Kurz darauf nehmen Abgeordnete und
Schüler im größten Hörsaal der Sorbonne
Platz, ganz vorn fast das gesamte Bundeska-
binett, die Fraktionsspitzen und die Mitglie-
der der Parlamentspräsidien. Es ist kühl un-
ter der mächtigen Glaskuppel des Barock-
baus, viele haben ihren Schal um den Hals
gewickelt, als erst die beiden Parlamentsprä-
sidentinnen, Yael Braun-Pivet und Bärbel
Bas (SPD), dann Scholz und Macron ihre
Reden halten. Es geht viel um Erinnerung
und Vergangenheit, aber noch mehr um die
Zukunft der Beziehungen und die Frage:
Was kann, was muss die deutsch-französi-
sche Freundschaft leisten, um die großen
Aufgaben unserer Zeit, Klima, Energie, Ver-
teidigung, zu bewältigen? Die Partnerschaft
der Nachbarn spiele bei der Suche nach eu-
ropäischen Lösungen eine „Schlüsselrolle“,
betont Bas. Die Parlamente sieht sie hierbei

„in einer besonderen Verantwortung“. Um
das zu bekräftigen, hat sie zusammen mit
Braun-Pivet eine Erklärung verfasst. Beide
Häuser wollen danach noch enger zusam-
menarbeiten, auf allen Ebenen: Präsidien,
Ausschüsse, Parlamentariergruppen, Verwal-
tungen.
Dabei sind die Kontakte schon seit 2019 so
intensiv wie nie. Nach Abschluss eines Parla-
mentsabkommens gründeten Bundestag
und Nationalversammlung die Deutsch-
Französische Parlamentarische Versamm-
lung (DFPV), heute geleitet von Brigitte
Klinkert und Nils Schmid (SPD, siehe Inter-
view). Die Mitglieder treffen sich mindes-
tens zweimal im Jahr, befragen Ministerin-
nen und Minister und fassen gemeinsame,
wenn auch nicht bindende Beschlüsse. In
Arbeitsgruppen wollen sie konkrete Vor-

schläge unter anderem zur Zukunft Europas,
zur Energiesouveränität und der Umsetzung
europäischer Richtlinien in nationales Recht
erarbeiten. Keine zwei Parlamente in Europa
stehen sich so nah.
Allerdings sind die Abgeordneten in den
vergangenen vier Jahren nicht so gut voran-
gekommen, wie sie es sich gewünscht ha-
ben. Wegen der Pandemie konnten die
meisten der bislang elf Sitzungen nur digi-
tal stattfinden. 2021 und 2022 wurden in
beiden Ländern die Parlamente neu ge-
wählt; in Frankreich verlor die Regierungs-
partei dabei ihre Mehrheit.
„Die Umstände waren natürlich ungünstig“,
erzählt Sabine Thillaye nach dem Festakt in
der Sorbonne. Die französische Abgeordne-
te, geboren in Remscheidt und Vorgängerin
von Klinkert als DFPV-Vorsitzende, hofft

aber, dass die Versammlung bald Ergebnisse
wie gemeinsame Gesetzesinitiativen präsen-
tieren kann. „Wir können die Themen nicht
allein den Regierungen überlassen. Wir sind
der Gesetzgeber und müssen jetzt zur Sache
kommen“, sagt sie entschlossen.
Wie wichtig dafür gute persönliche Bezie-
hungen zwischen den Abgeordneten sind,
betont die Grünen-Abgeordnete Chantal
Kopf. „Nähe schafft mehr Verständnis für
andere Perspektiven“, ist sie überzeugt. Seit
die 27-Jährige Freiburgerin vor anderthalb
Jahren in den Bundestag eingezogen ist, ar-
beitet sie in der DFPV – und macht viele
Themen aus, bei denen diese sich noch stär-
ker engagieren könnte: grenzüberschreiten-
de Zusammenarbeit zum Beispiel beim
Bahnverkehr, bei Gesundheit, Bildung.
Auch für Städtepartnerschaften, Franzö-

sisch-Unterricht an den Schulen und Schü-
leraustausche sollten sich mehr Abgeordne-
te einsetzen, findet Kopf. Wie viele hier ist
sie besorgt, dass immer weniger Kinder in
Deutschland und Frankreich die Sprache
des Nachbarlandes lernen wollen.

Versteckt in Paris Für den zweiten Teil des
Jubiläumsprogramms eilen die Abgeordne-
ten zu den Bussen, die sie durch die Pariser
Innenstadt zum Sitz des französischen Parla-
ments bringen. Bei Wein und Häppchen
nutzen sie in der prächtigen „Galerie des Fe-
tes“ die Pause, um sich auszutauschen. An
einem der Tische parliert eine schmale, älte-
re Dame auf Französisch mit einem Abge-
ordneten der Assemblée: Ex-Bundestagsprä-
sidentin Rita Süssmuth. Was sie hier macht?
Die 87-Jährige lacht. „Ach, ich habe noch so
viele Kontakte hier.“ Die CDU-Politikerin
hat an der Sorbonne studiert und 1996 die
Ehrendoktorwürde der Universität erhalten.
Kurz nach dem Mauerfall, im Oktober 1989,
reiste sie mit Frankreichs damaligen Parla-
mentspräsidenten Laurent Fabius nach Mos-
kau zu Gorbatschow und demonstrierte da-
mit in einer Zeit des Umsturzes deutsch-
französischen Zusammenhalt. „Die Arbeit
der Parlamente ist unverzichtbar“, sagt Süss-
muth, und erzählt eine Geschichte, die ein-
mal mehr das Wunder der deutsch-französi-
schen Versöhnung illustriert. Als Studentin
habe sie Ende der 1950er Jahre als Au Pair-
Mädchen bei einer Anwaltsfamilie in Paris
gearbeitet. Die habe eigentlich kein deut-
sches Mädel bei sich zu Hause haben wol-
len. „Es war ihnen so unangenehm“, berich-
tet Süssmuth, „dass sie mich versteckt ha-
ben, wenn Besuch kam.“
Ein schriller Ton lässt die Gespräche ver-
stummen – die Abgeordneten sollen sich in
den Plenarsaal begeben. Während sie sich
in den engen Sitzreihen, die im Halbkreis
steil nach oben ansteigen wie in einem
Opernsaal, ungeachtet von Fraktionszuge-
hörigkeit oder Nationalität verteilen, wird
Bundestagspräsidentin Bas Zeugin des Zere-
moniells zur Sitzungseröffnung: Von einer
Ehrenkompanie der Republikanischen Gar-
de begleitet, geht sie an der Seite von
Braun-Pivet zu einer kleinen Rotunde.
Trommelwirbel, die Soldaten zücken die Sä-
bel und bilden ein Spalier, erst dann schrei-
ten die beiden Frauen weiter in den „Hémi-
cycle“. Die Debatte beginnt, nachdem die
französische Parlamentspräsidentin auf ei-
nem Sessel hoch über dem Rednerpult Platz
genommen hat. Zwei Stunden lang spre-
chen die Abgeordneten in der ersten ge-
meinsamen Arbeitssitzung ihrer Geschichte
über aktuelle Herausforderungen und Hil-
fen für die Ukraine. Einige berichten vom
Liebeskummer beim Schüleraustausch in
Paris, andere vom Glück deutsch-französi-
scher Ehen. Nur kurz kippt die harmoni-
sche Stimmung, als der AfD-Abgeordnete
Norbert Kleinwächter den Versammelten
vorwirft, die EU gegen die Interessen der
Bürger zum Superstaat formen zu wollen.
Als Braun-Pivet ihrer deutschen Kollegin
zur Halbzeit die Sitzungsleitung überträgt,
ist diese sichtlich gerührt: „Das ist wirklich
eine große Geste deutsch-französischer
Freundschaft, dass ich heute diesen Platz
übernehmen darf“, sagt Bas unter dem Bei-
fall der Abgeordneten.

Mehr Einsatz Während die Präsidentinnen
noch Fragen der Jugendlichen beantwor-
ten, machen sich die Parlamentarier am
frühen Abend auf dem Rückweg zum Flug-
hafen. Klaus Mack sitzt nachdenklich im
Bus. „Dass es immer weniger Schüleraus-
tausche gibt und das Interesse an beiden
Sprachen verloren geht, ist nicht gut“, sagt
der CDU-Politiker. „Beides ist wichtig, um
ein besseres Verständnis füreinander zu ent-
wickeln.“ Mack will sich im Bundestag und
in seinem Wahlkreis Calw nun stärker da-
für einsetzen. Schon morgen früh beginnt
die neue Sitzungswoche. Johanna Metz T

Erst Feiern in der Pariser Sorbonne (o. li.), dann Arbeiten in der Nationalversammlung: Bundestagspräsidentin Bärbel Bas (o. re.) durf-
te am Jubiläumstag einen Teil der Sitzung in der Assemblée nationale leiten. © DBT/Marco Urban/Xander Heinl/photothek

Im Dialog
JUBILÄUM Zwischen Festakt und Arbeitssitzung haben
die Abgeordneten die Feiern zum Élysée-Vertrag genutzt,
um sich auszutauschen und besser kennenzulernen
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D
ie Lieferung von 14 Leo-
pard-2-Panzern aus
Deutschland war noch
nicht offiziell bestätigt, da
meldete sich der frühere
ukrainische Botschafter

und heutige Vize-Außenminister seines Lan-
des Andrij Melnyk zu Wort. Mit dem ihm ei-
genen Selbstbewusstsein erklärte er Mitte ver-
gangener Woche, dies könne nur „der erste
Schritt“ sein. Die Ukraine benötige jetzt eine
Verstärkung ihrer Luftwaffe, sie benötige mo-
derne Kampfjets, Tornados. „Wir bräuchten
Kriegsschiffe, damit die Küste geschützt wer-
den kann. Wir bräuchten auch U-Boote.“ Das
alles müsse viel schneller und zügiger gehen
als bisher. Mit seinen Sätzen schien Melnyk
die schlimmsten Befürchtungen aller Skepti-
ker zu bestätigten: Egal, wie viel Deutschland
auch liefert, die Ukraine wird immer noch
mehr wollen.
Bundeskanzler Olaf Scholz (SPD) hatte ver-
gangenen Mittwoch die lang erwartete Ent-
scheidung bekannt gegeben: 14 Leopard-
Kampfpanzer aus den Beständen der Bundes-
wehr sollen die Ukraine im Krieg gegen die
russischen Angreifer unterstützen. 74 Exem-
plare aus anderen europäischen Ländern sol-
len hinzukommen, um zwei Bataillone aus-
rüsten zu können.
Scholz war während der Fragestunde im
Bundestag erkennbar darauf bedacht, auf ein
in Deutschland weit verbreitete Sorge vor ei-
ner weiteren Eskalation zu reagieren, an de-
ren Ende eine Konfrontation der Nato und
Russlands stehen könnte. Er werde weiter
Unterstützung für die Ukraine ermöglichen
– aber „ohne dass die Risiken für unser Land
darüber in eine falsche Richtung wachsen“,
versicherte Scholz. Kampfflugzeuge oder eine
Flugverbotszonen über der Ukraine schloss
der Kanzler aus. Und: „Ich habe gesagt, es
wird keine direkte Beteiligung von Nato-Sol-
daten in dem Ukraine-Krieg geben. Das ist
bisher nicht der Fall und das wird auch in
Zukunft nicht der Fall sein.“

Zögern und Zaudern Kein gutes Haar ließ
indes die Unionsfraktion am Kurs der Bun-
desregierung. Sie unterstützt die Lieferung
von Leopard-Kampfpanzern an die Ukraine
ausdrücklich, stört sich aber an einer aus ih-
rer Sicht zu kritisierenden Zögerlichkeit des
Kanzlers. „Niemand von uns tut sich leicht
mit einer solch schwerwiegenden Entschei-
dung“, sagte Unionsfraktionschef Friedrich
Merz (CDU) am Mittwoch in einer von sei-
ner Fraktion beantragten Aktuellen Stunde.
Scholz habe jedoch „die Öffentlichkeit und
die Partner über Wochen und Monate im
Unklaren darüber gelassen, warum er denn
eine solche Entscheidung in diesem Umfang
verzögert“.
Merz unterstrich, er widerspreche dem ver-
mittelten Eindruck, „als ob dies alles sozusa-
gen im Konsens mit allen Partnern in der Eu-
ropäischen Union entschieden worden sei“.
Das Gegenteil sei richtig. Der Schaden, „dass
man dieser Bundesregierung nicht trauen
kann, dass man sie treiben muss, dass sie zu
Entscheidungen gedrängt werden muss, dass
sie zögert und zaudert“, bleibe auch über den
Tag der Entscheidung hinaus.
Rolf Mützenich (SPD) sprach hingegen von
einem „anstrengenden aber notwendigen
Abstimmungsprozess“ mit den internationa-
len Partnern, der zu einem „tragbaren Ergeb-
nis“ geführt habe. Teils verantwortungslose
Kommentare hätten diesen Abstimmungs-
prozess erschwert, die Scholz und die Bun-
desregierung von Anfang an gewollt hätten.
„Gemeinsames Handeln ist verantwortungs-

voll und voraussetzungsvoll“, sagte der SPD-
Fraktionschef. Es gehe darum, das Selbstver-
teidigungsrecht der Ukraine zu achten und
auf der anderen Seite die Sicherheit Deutsch-
lands festzumachen. Beides sei „eben nicht
in Talkshows zu erreichen, sondern nur in
harter Arbeit, in harter Diplomatie.“ Kluge
Außenpolitik sei mehr als die Lieferung von
Waffen.

Verhandlungen Tino Chrupalla (AfD) be-
zichtigte FDP, Grüne und auch die Union
der „Kriegstreiberei“. Der Bundesregierung
warf er vor, den Konflikt aktiv zu verlängern
und sich Friedensverhandlungen zu versper-
ren. „Kann die Ukraine überhaupt gewin-
nen?“, fragte der AfD-Fraktionsvorsitzende.
Stünde der Einsatz der Mittel im Verhältnis
zum Ergebnis? „Sie laufen sehenden Auges
direkt ins offene Feuer, ich muss es so offen
sagen: direkt in den dritten Weltkrieg.“ Wer
glaube, mit Waffenlieferungen Frieden zu
schaffen, sei mehr als naiv.

Jürgen Trittin (Grüne) sprach von einer „ver-
brecherischen Kriegsführung“ Russlands. „Wir
wollen ernsthaft verhindern, dass Russland
die Ukraine überrennt.“ Das sei im ureigenen
Interesse: „Wer es belohnt, dass mit Gewalt
Grenzen in Europa verändert werden, der ge-
fährdet die Sicherheit und den Frieden auch
in Deutschland.“ Trittin ging auf die verbrei-
tete Sorge ein „vor einer Rutschbahn, an de-
ren Ende ein Krieg zwischen der Nato und
Russland“ stehen könnte. „Aber die Gefahr
der Eskalation darf kein Freibrief für Verbre-
cher sein, die glauben, sie hätten die Eskalati-
onshoheit.“ Das beste Mittel gegen diese Ge-
fahr sei die Gemeinsamkeit in der Nato.
Dietmar Bartsch (Die Linke) warf der Bun-
desregierung vor, „ohne strategisches Funda-
ment immer mehr und immer schwerere
Waffen“ zu liefern und letztlich auch nicht
bei Kampfpanzern stehen zu bleiben. „Mor-
gen Kriegsschiffe, übermorgen Kampfflug-
zeuge, Tornados, Eurofighter, Flugverbotszo-
nen, dann Nato-Soldaten? Wo soll denn das

enden?“ Die Bundesregierung müsse jeder
weiteren Eskalation eine Absage erteilen und
stattdessen eine „abgestimmte europäische
Friedensinitiative“ vorlegen, forderte Bartsch.

Aggressor Ulrich Lechte (FDP) wies den
Vorwurf zurück, dass die Koalition mit den
Panzerlieferungen Kriegstreiber wäre. „Die
Russische Föderation ist der Aggressor, und
nicht diese Bundesregierung oder wem auch
immer hier Kriegstreiberei angelastet wird.“
Die Ukraine brauche diese Waffen in ihrem
„Verteidigungskampf für Freiheit und Demo-
kratie gegen die Garantiemacht“ Russland,
die ihr 1994 im Budapester Memorandum
zugesagt habe, die nationale Integrität und
Bündnisfreiheit der Ukraine zu schützen.
„Wir können nicht anders als unseren Frie-
den in Europa, den wir mit viel Mühe erar-
beitet haben, gemeinsam zu verteidigen“,
sagte Lechte. Und die Verteidigung des Frie-
dens in Europa finde derzeit in der Ukraine
statt. Alexander Heinrich (mit dpa) T

14 solcher Leopard-2-Panzer will Deutschland der Ukraine aus Beständen der Bundeswehr liefern, weitere 74 sollen von europäische
Partnerländer kommen. © picture-alliance/Ulrich Baumgarten

Panzerwende
UKRAINE Kanzler Scholz macht den Weg frei für

Leopard-Lieferungen gegen die russische Aggression -
und formuliert rote Linien.

Verschleppt, verletzt, tot
UKRAINE Menschenrechtsbeauftragte über Kriegskinder

Bis zu 14.000 Kinder sollen nach Angaben
der stellvertretenden Menschenrechtsbe-
auftragten des ukrainischen Parlaments,
Olga Altunina, seit Kriegsbeginn aus der
Ukraine nach Russland
oder in die von Russland
besetzten Gebiete ver-
schleppt worden sein. Be-
gründet werde dies von rus-
sischer Seite mit der Sicher-
heit der Kinder oder Erho-
lungsaufenthalten, sagte
Altunina vergangene Wo-
che im Menschenrechtsaus-
schuss.
Doch das sei wenig glaub-
haft. Über Erleichterungen
im Adoptionsrecht, die im
Mai 2022 in Kraft getreten
seien, versuche Präsident Wladimir Putin
vielmehr, Verschleppungen zu legalisieren,
so Altunina. Kiew bemühe sich mit Unter-
stützung internationaler Organisationen
um die Rückführung der Kinder. Dabei ge-
be es erste Erfolge. Die Gespräche könne
sie aber aus Sicherheitsgründen nicht kom-
mentieren, sagte die Beauftragte.

Die Situation der Kinder in der Ukraine ist
schwierig: Insgesamt wurden ukrainischen
Angaben zufolge 459 getötet und 914 ver-
letzt. Über 90 Kinder hätten Arme oder

Beine verloren und benö-
tigten dringend Hilfe, so
Altunina im Gespräch mit
den Abgeordneten. Es gehe
konkret um Prothesen, Re-
habilitation oder medizini-
sche Behandlungen.
In den Kriegsgebieten spit-
ze sich die humanitäre La-
ge zu: Mehr als 120.000
Wohnhäuser seien zerstört
und die Infrastruktur sei
vielerorts zusammengebro-
chen. Die Menschen lebten
ohne Gas, Wasser und

Strom. Da auch Geburtshäuser beschossen
würden, müssten Frauen in Kellern und
Bunkern ihre Kinder gebären – meist ohne
jede medizinische Hilfe, berichtete Altun-
ina. In der Ukraine gebe es 4,8 Millionen
Binnenflüchtlinge. 7,9 Millionen Ukrainer
seien ins EU-Ausland geflohen, darunter
viele Familien. sas T

Bis zu 14.000
ukrainische
Kinder sollen
seit Kriegs-
beginn ver-
schleppt

worden sein.

»Starke Wertevermittler«
AUSWÄRTIGES Mehr Interesse an Goethes Deutschkursen

Die Aufarbeitung des kolonialen Erbes ist
einer der Schwerpunkte der Auswärtigen
Kulturpolitik im Jahr 2021 gewesen. Das
geht aus dem als Unterrichtung (20/5140)
vorliegenden „25. Bericht der Bundesre-
gierung zur Auswärtigen Kultur- und Bil-
dungspolitik“ (AKBP) hervor, den der
Bundestag vergangene Woche beraten und
in die Ausschüsse überwiesen hat. So habe
das Jahr 2021 ganz im Zei-
chen der Diskussion um
die Rückgabe der „Benin-
Bronzen“ gestanden, wo-
mit auch in der deutschen
Gesellschaft eine gesell-
schaftspolitische Debatte
über post-koloniale Prä-
gungen angestoßen wor-
den sei. Weitere Schwer-
punkte seien der wissen-
schaftliche Austausch im
Rahmen der Science Di-
plomacy sowie die Unter-
stützung Kultur- und Me-
dienschaffender, Forschender, Lehrender
oder Studierender gewesen, die – wie
2021 beispielhaft in Belarus – immer stär-
ker unter Druck gerieten.

Neubewertung Mehrere Rednerinnen und
Redner in der Debatte in der vergangenen
Woche verwiesen darauf, dass der Bericht
für 2021 durch Russlands Angriffskrieg auf
die Ukraine teils neu bewertet werden müs-
se. Außenministerin Annalena Baerbock
(Grüne) warb dafür, die AKBP im System-
wettbewerb strategischer aufzustellen. Kul-
turpolitik sei klar auch Sicherheitspolitik:
„Wenn wir die Freiheit von Kultur, Wissen-
schaft und Medien fördern, dann stärken
wir damit auch die Freiheit und die Sicher-
heit von Menschen.“

Monika Grütters (CDU) erklärte, die Zahl
der Deutschlernenden an den Goethe-Insti-
tuten sei wieder auf knapp 15,5 Millionen
leicht gestiegen. „Dass die Vorgänger im
Auswärtigen Amt ihren Regierungsentwurf
für den Haushalt 2022 mit einem Minus
von mehr als 10 Prozent gegenüber dem
Haushalt 2021 versehen haben“, sei indes
kein guter Start ins nächste Krisenjahr.

Bettina Lugk (SPD) verwies
auf den Beitrag der AKBP
zur Fachkräftegewinnung.
Institutionen wie das Goe-
the-Institut ermöglichten
mit ihren Programmen Zu-
wanderung von qualifizier-
ten und motivierten Fach-
kräften.
Matthias Moosdorf (AfD)
wandte sich gegen einen
deutschen Sonderweg bei
der Rückgabe kolonialen Er-
bes: Kooperationen seien
nachhaltiger „als einmalige

Symbolakte von gesinnungsethischer Wie-
dergutmachung“. Es gehe im Übrigen nicht
darum, die Welt zu belehren: „Sind unsere
Werte gut, werden sie sich durchsetzen.“
Thomas Hacker (FDP) verwies auf Verbrei-
tung von Desinformationen durch China
und Russland: „Dem autoritären Block müs-
sen wir auch starke Wertevermittler wie die
Deutsche Welle gegenüberstellen, Mittler,
die unsere Ideale einer freien und vielfälti-
gen Kultur in die Welt tragen.“
Gesine Lötzsch (Linke) rechnete vor, dass
die Bundesregierung für „Lenkflugkörper für
den Atombomber F-35A“ mehr Geld ausge-
ben wolle als für das Goethe-Institut mit
seinen 158 Instituten in 98 Ländern welt-
weit und forderte: „Lieber mehr Goethe als
dieses tödliche Teufelszeug.“ ahe T

»Sind
unsere

Werte gut,
werden
sie sich

durchsetzen.«
Matthias Moosdorf

(AfD)

Helfer in der Grauzone
AFGHANISTAN Ex-Soldat Marcus Grotian fordert Ortskräfte-Konzept für Deutschland

Im August 2021 meldete sich der Berufsof-
fizier Marcus Grotian zu Wort. „Wir sind
überwältigt und verbittert“, sagte er vor der
Bundespressekonferenz in Berlin. Die Kri-
tik des Vorsitzenden des Patenschaftsnetz-
werks Afghanische Ortskräfte galt der da-
maligen Bundesregierung: Sie habe sich
erst zu zögerlich und dann zu chaotisch
verhalten bei der Evakuierung der afghani-
schen Ortskräfte.
Vergangene Woche war Grotian, der 2011
selbst im afghanischen Kunduz stationiert
war, Zeuge im 1. Untersuchungsausschuss
des Bundestages, der die letzte Phase des Af-
ghanistan-Einsatzes und den Abzug aus
dem Land aufzuklären versucht. Er legte
dort seine Kritik im Detail dar – und erklär-
te, was aus seiner Sicht getan werden muss,
um Szenen, wie sie sich 2021 in Kabul er-
eignet haben, künftig zu vermeiden.
„Wir brauchen ein Ortskräfte-Konzept“,
mahnte Grotian. Für „jeden, der für uns ar-
beitet“, müsse eine Gefährdungsanalyse er-
stellt und diese in regelmäßigen Abständen
aktualisiert werden. Nur so könne den
Menschen geholfen werden, die sich in ih-
ren Ländern für Deutschland exponierten
– auch Mitarbeiter von Subunternehmern.
Wie mit dieser Personengruppe umgegan-
gen wurde, ist auch Thema für den Unter-
suchungsausschuss. Im Dezember 2022
hatte er bereits einen Betroffenen angehört.

Was ist eine Kernfamilie? Grotian wies
in seiner Aussage auch auf das Problem der
Familienzusammenführung hin. Lange sei
in Deutschland umstritten gewesen, wer
zur Kernfamilie zähle. Selbst nachdem die
Definition der aufnahmeberechtigten Per-
sonengruppe geändert und dieser Kreis er-
weitert worden sei, hätten die Behörden

mangels entsprechender Weisungen
Schwierigkeiten gehabt, die Änderungen
umzusetzen. Während der Evakuierung ha-
be dies die Operation erschwert.
Die Ortskräfte in den Einsatzländern seien
wichtig, betonte Grotian. Sie würden nicht
nur die Bundeswehrlager putzen und be-
wachen, sondern auch übersetzen und ge-
sellschaftliche und sprachliche Lücken
überbrücken. Da sie, im Gegensatz zu den
Soldatinnen und Soldaten, über längere
Zeit vor Ort arbeiteten, hätten sie zudem
einen besonderen Einblick in die Opera-
tionen. Je länger der Einsatz dauere, desto
wertvoller sei ihr Beitrag. Dennoch würden
Arbeitsverträge mit den Ortskräften „in ei-
ner rechtlichen Grauzone“ abgeschlossen.
Sie seien auf Deutsch verfasst, aber die
Ortskräfte sprächen selten Deutsch. Wider-
sprechen könnten sie nur in Bonn, was für

Menschen in Afghanistan kaum möglich
sei. Außerdem riskierten sie eine sofortige
Entlassung, wenn sie Widerspruch melde-
ten – was oft vorgekommen sei.

Keine Antworten Grotian zufolge sei mit
„bürokratischen Tricks“ versucht worden,
die Ortskräfte an einer Einreise nach
Deutschland zu hindern, vor allem nach
der großen Flüchtlingswelle 2015. Er beton-
te, die Soldatinnen und Soldaten würden
den Menschen, mit denen sie vertrauens-
voll zusammenarbeiteten, versprechen, sie
im Falle eines Scheiterns der Mission zu
evakuieren. Doch das könnten nur die Be-
hörden in Deutschland entscheiden – und
die müssten sich an die Vorschriften halten.
Er habe vor diesem Hintergrund mehrmals
versucht, sich bei denjenigen Gehör zu ver-
schaffen, die für die Regeln zuständig sei-
en, berichtete Grotian. Meistens habe er
keine Antwort bekommen. So habe er un-
ter anderem auch die damalige Bundes-
kanzlerin Angela Merkel (CDU) ange-
schrieben. Nachdem der Untersuchungs-
ausschuss die Ministerien nach Unterlagen
gefragt habe, hätten ihn diese um Erlaub-
nis für die Weitergabe gebeten. Da habe er
verstanden, dass die Mails bei den Adressa-
ten angekommen seien.
Der Ausschuss vernahm im Anschluss in
nichtöffentlicher Sitzung noch einen Mit-
arbeiter des Bundesnachrichtendienstes
(BND). Anfang vergangener Woche hatte
bereits die Enquete-Kommission zu Af-
ghanistan getagt und dabei besonders die
Koordinierung zwischen den am Afgha-
nistan-Einsatz beteiligten Akteuren in der
ersten Phase des internationalen Engage-
ments 2002 bis 2008 unter die Lupe ge-
nommen. Cem Sey T

Grotian war 2011 in Kundus stationiert.
Nun setzt sich er für Ortskräfte ein.
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»Aufmerksamkeit schaffen«
BELARUS Union fordert mehr Unterstützung für zivilgesellschaftliche Opposition

Hochverrat, Verschwörung zum Sturz der
Regierung und Bildung einer extremisti-
schen Organisation: So lautet der Vorwurf
gegen die belarussische Oppositionsführe-
rin Swetlana Tichanowskaja, der aktuell in
Minsk der Prozess gemacht wird – in Ab-
wesenheit. Die ehemalige Präsident-
schaftskandidatin lebt seit mehr als zwei
Jahren im Exil, so wie viele andere ihrer
Landsleute. Nach der gewaltsamen Nie-
derschlagung der wochenlangen Proteste
gegen das Ergebnis der Präsidentschafts-
wahlen durch das Regime von Präsident
Alexander Lukaschenka im August 2020
haben etwa 400.000 Menschen Belarus
verlassen. Die Situation für die Oppositi-
on im Land, das inzwischen seit fast 30
Jahren von Lukaschenka mit harter Hand
regiert wird, hat sich seither noch ver-
schärft. Schätzungen zufolge sollen der-
zeit mehr als 1.400 Menschen aus politi-

schen Gründen inhaftiert sein. Unter „bar-
barischen Bedingungen“, wie Knut Abra-
ham (CDU) vergangene Woche im Bun-
destag betonte.

Freiheitswillen unterstützen Da beriet
das Plenum erstmalig einen Antrag, mit
dem die Unionsfraktion mehr Unterstüt-
zung und Aufmerksamkeit für die unter-
drückte Freiheitsbewegung in Belarus for-
dert (20/5349). Die Bundesregierung kön-
ne dafür „sehr viele mehr tun“, befand
Abraham: So fehle eine „zentrale politi-
sche Ansprechperson“ für die Opposition,
die aufgrund der Repressionen in der Hei-
mat fast nur im Ausland agieren könne.
Einen solchen „Koordinator für die östli-
chen Beziehungen“, wie ihn die Union
vorschlage, habe die Regierung aber noch
immer nicht benannt, monierte der Abge-
ordnete.

Nils Schmid (SPD) bat dagegen um Ge-
duld: Die Funktion werde neu strukturiert.
Einen Koordinator zu berufen, der für
Russland und die Ukraine zuständig sei,
das gehe schließlich nicht mehr. Schmid
versprach, Lukaschenkas Verbrechen verfol-
gen und der Opposition weiter helfen zu
wollen – etwa durch humanitäre Visa. An
die Führung in Minsk richtete er zudem
die Warnung, sich nicht am Krieg mit eige-
nen Streitkräften zu beteiligen.

Warnung vor Angriff Seit Monaten speku-
lieren Experten über eine neue Offensive
aus Belarus, wo sich längst russische Trup-
pen aufhalten. „Kein Zweifel, Diktator Lu-
kaschenka unterstützt Putin in seinem bru-
talen Krieg“, sagte Robin Wagener (Grüne)
und drängte darauf, die bisherigen Sanktio-
nen gegen Belarus erneut zu überprüfen
und mögliche „Schlupflöcher“ zu schließen.
Gegen Sanktionen wandte sich Eugen
Schmidt (AfD): Diese ließen die Bevölke-
rung in Belarus leiden und schadeten auch
Deutschland, indem sie die Inflation be-
feuerten. Noch nie habe es so hohe Real-
lohnverluste gegeben wie 2022.
Anikó Glogowski-Merten (FDP) hingegen
verteidigte die EU-Sanktionen, auch wenn
diese zu „mehr Isolation Belarus’“ führten.
Die Exilopposition verdiene uneinge-
schränkte Unterstützung: Gerade Kultur-
einrichtungen und Institutionen gelte es zu
helfen, da diese über die nötigen Mittel
und eine öffentliche Plattform verfügten.
Thomas Lutze (Linke) schlug vor, die
deutsch-belarussische Parlamentariergrup-
pe wiederzubeleben, deren Arbeit nach
Kriegsbeginn ausgesetzt worden war. Diese
könne helfen, direkte Kontakte zur Oppo-
sition halten. Sandra Schmid T

Gilt als Gesicht der belarussischen Opposition: Wegen Hochverrat wird Swetlana Ticha-
nowskaja in Abwesenheit gerade der Prozess gemacht. © picture alliance / Eva Manhart
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Eine gute Behauptung reicht nicht
PARTEIENFINANZIERUNG Nach dem Urteil des Bundesverfassungsgerichts bekunden die Parteien Reformwillen

Es war ein Paukenschlag, der von den An-
gesprochenen sogleich konstruktiv umge-
deutet wurde. Kurz nachdem am Dienstag
vergangener Woche die Bundesverfassungs-
richter ein Gesetz zur staatlichen Parteien-
finanzierung von 2018 gekippt hatten, ver-
kündeten nicht nur SPD und CDU/CSU,
sondern auch Grüne, Linke und FDP: Ein
neues, transparentes, modernes Gesetz zur
Parteienfinanzierung müsse nun her, ge-
wissenhaft und nicht hastig formuliert.
Zwei Tage später wurden diese Positionen
während einer Aktuellen Stunde im Bun-
destag wiederholt, während derer die AfD-
Fraktion den anderen Fraktionen aber un-
terstellte, ein neues Gesetzesvorhaben nur
als Ablenkungsmanöver zu benutzen, um
keine Gelder zurückzahlen zu müssen.
Das oberste Gericht des Landes hatte ent-
schieden (2 BvF 2/18), dass das Gesetz der
Großen Koalition von 2018 für eine außer-
planmäßige Erhöhung der Parteienfinanzie-
rung um 25 Millionen Euro ab 2019 nicht
verfassungsgemäß ist, und damit einer Klage
von Grünen, FDP und Linken stattgegeben.
Union und SPD hatten die Anhebung da-
mit begründet, dass Parteiarbeit in Zeiten
der Digitalisierung teurer und aufwändiger
geworden sei und sie auch mehr Geld in in-
nerparteiliche Demokratie und Beteili-
gungsverfahren investieren müssten. Grüne,

FDP und Linke hatten dagegen geklagt, weil
sie die Erhöhung für unverhältnismäßig
hielten und den Eindruck einer Selbstbedie-
nung fürchteten. Die AfD wiederum hatte
Klage eingereicht, weil sie sich durch die Art
der Gesetzgebung im Eilverfahren als Op-
positionspartei benachteiligt sah. Diese Kla-
ge hatten die Karlsruher Richter jedoch als
unzulässig zurückgewiesen.
Das Bundesverfassungsgericht hat einer Er-
höhung aus den von Union und SPD ge-
nannten Gründen nicht grundsätzlich eine
Absage erteilt. Es hat vielmehr durchaus
anerkannt, dass die Herausforderungen der
digitalen Kommunikation als „einschnei-
dende Veränderung der äußeren Umstän-
de“ gelten können, die wiederum eine Er-
höhung der Obergrenze der Parteienfinan-
zierung rechtfertigen können. Der Gesetz-
geber müsse jedoch genau begründen, wo-
für in welcher Höhe bestimmte Summen
benötigt werden, urteilten die Richter. Ob
die Bundestagsverwaltung die zu Unrecht
gezahlten Gelder zurückverlangt, wird nun
erst einmal geprüft, möglich sei auch eine
Teilrückzahlung, hieß es dazu am Tag der
Urteilsverkündung.

Zurückzahlen oder nicht? In der Aktuel-
len Stunde warf Stephan Brandner (AfD)
den „Altparteien“ vor, sich rechtswidrig

100 Millionen Euro einverleibt zu haben,
und forderte, dieses Geld müsse sofort zu-
rückgezahlt werden. Daran dächten die an-
deren Parteien aber gar nicht, sagte er,
denn stattdessen überlegten sie, wie sie ein
neues, ab 2019 rückwirkendes Gesetz ver-
abschieden könnten, damit nichts zurück-
gezahlt werden müsse. „Das Geld gehört
zurück in die Taschen der Bürger.“
Dietmar Nietan (SPD) sagte, wenn man ei-
nen Fehler gemacht habe, müsse man dazu
stehen. „Die Art und Weise, wie wir das
Gesetz damals im Eilverfahren durch das
Parlament gejagt haben, war falsch.“ Da-
raus müssten nun die richtigen Schlüsse
gezogen werden, das Urteil sei eine Chan-
ce, nun ein modernes Parteienfinanzie-
rungsgesetz auf den Weg zu bringen.
Ansgar Heveling (CDU) betonte: „Das war
nicht das Urteil, das wir uns erhofft ha-
ben.“ Nun müsse es darum gehen, eine
zeitgemäße Reform der Finanzierung hin-
zubekommen. Es sei aber mitnichten so,
wie es die AfD behaupte, dass das Urteil ei-
ne „Klatsche“ für Union und SPD sei. „Die
einzige Partei, die eine Klatsche erhalten
hat, ist die AfD, weil sie offenbar nicht in
der Lage ist, eine vernünftige Klage einzu-
reichen.“
Canan Bayram (Bündnis 90/Die Grünen)
warf der AfD vor, mit ihrer Klageschrift nur

ein Ziel gehabt zu haben, nämlich die Ver-
fassungsorgane zu beschädigen. Diese Stra-
tegie sei eine ernste Gefahr für die Demo-
kratie. Das Urteil sei deutlich gewesen, so
Bayram, aber sie vertraue der Bundestags-
verwaltung, sachlich zu prüfen, ob und wie
eine Rückzahlung der Gelder für die Jahre
ab 2019 notwendig sein wird.
Jan Korte (Die Linke) kritisierte die AfD für
ihre Agitation gegen die staatliche Partei-
enfinanzierung als solche. „Die Grundidee
der staatlichen Parteienfinanzierung ist
sinnvoll, damit es nicht so endet wie in
den USA.“ Grüne, Linke und FDP seien er-
folgreich gewesen, die AfD dagegen nicht,
so Korte. Er forderte, bei einer künftigen
Reform mehr auf Transparenz zu achten
als bisher, um das Vertrauen der Bevölke-
rung wieder zurückzugewinnen.
Stephan Thomae (FDP) warnte, man dürfe
nicht den Fehler von 2018 wiederholen
und hastig ein Gesetz ausarbeiten. „Wir
brauchen ein ausgeruhtes Gesetz“, sagte er.
Denn das Grundgesetz weise den Parteien
eine Mittlerrolle zwischen Staat und Ge-
sellschaft zu, für die es eine solide finan-
zielle Basis brauche. Aber es reiche eben
nicht, nur zu behaupten, die Digitalisie-
rung sei eine einschneidende Veränderung,
dies müsse auch nachvollziehbar belegt
werden. Claudia Heine T

Zu viele Sitze im Hohen Haus
WAHLRECHT Nur bei der Union stößt der Koalitionsvorschlag zur Begrenzung der Abgeordnetenzahl auf klare Ablehnung

S
chon die dritte Wahlperiode
hintereinander debattiert der
Bundestag über eine Verkleine-
rung des Parlaments; vergangene
Woche ging der Streit in die
nächste Runde. Ein fraktions-

übergreifender Kompromiss unter Ein-
schluss der Union zeichnete sich dabei
nicht ab, wohl aber eine klare Mehrheit für
eine Begrenzung der Abgeordnetenzahl auf
die Regelgröße von 598 bei gleichzeitigem
Verzicht auf sogenannte Überhang- und
Ausgleichsmandate – mit der Folge, dass
künftig nicht mehr jeder Wahlkreissieger
seines Mandats sicher sein könnte.

Urteil Zehn Jahre ist es her, dass der Ge-
setzgeber beschloss, Überhangmandate in
Zukunft vollständig mit „Ausgleichsman-
daten“ zu kompensieren. Überhangmanda-
te fallen an, wenn eine Partei über die Erst-
stimme mehr Direktmandate erringt, als
ihrem für die Sitzverteilung maßgeblichem
Zweitstimmenergebnis entspricht. Dazu
kam es bereits in den Anfangsjahren der
Bundesrepublik, doch nach der Wiederver-
einigung stieg ihre Zahl spürbar an. 2009
waren es schon 24 Überhangmandate, alle
für die Union. Umso weniger entsprach die
Zusammensetzung des Parlaments dem
Listenergebnis der Parteien, was deren
Wahlrechts- und Chancengleichheit ent-
sprechend beeinträchtigte. 2012 stellte das
Bundesverfassungsgericht daher fest, dass
es maximal etwa 15 Überhangmandate oh-
ne einen Ausgleich geben dürfe, was der
Hälfte der zur Fraktionsbildung nötigen
Sitzzahl entspricht.

Daher beschloss das Parlament im Februar
2013, alle Überhänge mit zusätzlichen
Mandaten zu neutralisieren. Bei der Wahl
sieben Monate später führten dann vier
Überhange zu 29 Ausgleichsmandaten und
einem Bundestag mit 631 Mitgliedern. Vier
Jahre danach waren es 65 Ausgleichsman-
date bei 46 Überhängen; die Abgeordne-
tenzahl stieg auf 709 und der Ruf nach ei-
ner Begrenzung auf „unüberhörbar“.

XXL-Parlament Gleichwohl kam ein par-
teiübergreifender Konsens
nicht zustande; stattdessen
setzten Union und SPD
2020 durch, dass künftig
drei Überhänge ohne Aus-
gleich bleiben, die Zahl der
Wahlkreise ab 2024 von
299 auf 280 reduziert wird
und eine Kommission über
weitere Reformschritte be-
raten soll. Ergebnis: 736
Abgeordnete seit der Wahl
von 2021, davon 34 mit
Überhang- und 104 mit
Ausgleichsmandaten. Ergibt
138 über der gesetzlichen Regelgröße – der
XXL-Bundestag in Rekordgröße.
Im August 2022 beschloss die Wahlrechts-
kommission schließlich gegen die Stim-
men ihrer Unions-Mitglieder Empfehlun-
gen zur Verkleinerung des Bundestages, die
von den Ampel-Vertretern formuliert wa-
ren. Sie finden sich nun weitgehend in
dem Gesetzentwurf der Koalitionsfraktio-
nen (20/5370) wieder, über den der Bun-
destag am Freitag in erster Lesung beriet.

Danach soll es bei 299 Wahlkreisen und
zwei Wählerstimmen bleiben, wobei die
Ampel die bisherige Erststimme als „Wahl-
kreisstimme“ bezeichnen will und die
Zweitstimme als „Hauptstimme“. Durch
den Verzicht auf Überhang- und Aus-
gleichsmandate will sie die Bundestagsgrö-
ße sicher auf 598 Mandate begrenzen. Hat
eine Partei in einem Land mehr Wahlkreis-
sieger als ihr Listenmandate zustehen, sol-
len von diesen „Erststimmenkönigen“ die-
jenigen mit den relativ schlechtesten Er-

gebnissen leer ausgehen.
Während die AfD zu der
Debatte einen im Kern in-
haltsgleichen Gesetzent-
wurf (20/5360) vorgelegt
und damit ihren Vorschlag
aus der vorigen Wahlperi-
ode aufgegriffen hat, lehnt
die CDU/CSU dieses Mo-
dell strikt ab. Sie schlägt
stattdessen in einem An-
trag (20/5353) vor, die
Zahl der Wahlkreise auf
270 zu reduzieren. Zu-
gleich will sie die Zahl un-

ausgeglichener Überhangmandate auf bis
zu 15 erhöhen und spricht sie sich für eine
„Anhebung der Grundmandatsklausel“
aus. Danach sollen bei der Verteilung der
Sitze auf die Landeslisten nur Parteien be-
rücksichtigt werden, die mindestens fünf
Prozent der Zweitstimmen erhalten oder in
mindestens fünf statt bisher drei Wahlkrei-
sen einen Sitz errungen haben.
Sebastian Hartmann (SPD) wertete den
Ampel-Vorschlag in der Debatte als „gro-

ßen Wurf“, der den Bundestag bei allen
künftigen Wahlen wieder auf seine Regel-
größe zurückführen werde. Für die Vertei-
lung der 598 Sitze sei dabei die „Haupt-
stimme“ maßgeblich. Ist durch das propor-
tionale Verhältnis für eine Partei der Sitz-
platzanspruch entstanden, werde auf die
Wahlkreissieger geblickt. „Wenn diese dop-
pelte Legitimation entsteht“, sei der ent-
sprechende Kandidat im Wahlkreis ge-
wählt. Dies sei einfach, gerecht nachvoll-
ziehbar und bevorteile keine Partei alleine.

»Hauptstimmendeckung« Ansgar Heve-
ling (CDU) warnte dagegen, dass Wahl-
kreise, deren Erststimmensieger nicht über
diese „Hauptstimmendeckung“ verfügen,
im Bundestag nicht mehr durch einen
Wahlkreisabgeordneten vertreten wären.
Nach dem von der Ampel verfolgten „Kap-
pungsmodell“ würden Direktmandate
„nicht mehr gewonnen, sondern einfach
nur noch zugeteilt“, kritisierte Heveling
und forderte, die bisherige Wirkung der
Erststimme zu erhalten.
Till Steffen (Grüne) betonte, dass die
Hauptstimme entscheiden solle, wie viele
Mandate jede Partei im Bundestag erhält,
während sich die Verteilung auf die Länder
aus der Zahl der dort jeweils abgegebenen
Stimmen ergebe. Bei der Frage, wer aus
welchem Land in das Parlament einzieht,
hätten dann die Wahlkreiskandidaten den
Vorrang vor den Listenkandidaten.
Albrecht Glaser (AfD) verwies darauf, dass
seine Fraktion den Wegfall der Überhang-
mandate bereits 2020 in einem Gesetzent-
wurf vorgeschlagen habe, der nun in leicht

veränderter Form wieder auf der Tagesord-
nung stehe. Dieser enthalte alles, was die
Koalition jetzt als eigenes Konzept preise.
Dabei begrüße seine Fraktion, dass das von
ihr vorgelegte Konzept eine Mehrheit fin-
den werde. Zusätzlich enthalte ihr Entwurf
die „offene Listenwahl“, auf die nicht ver-
zichtet werde. Danach sollen Zweitstimme
in bis zu drei Stimmen aufgeteilt und da-
mit die Reihenfolge der Landesliste einer
Partei geändert werden können.
Konstantin Kuhle (FDP) sagte, wenn eine
Partei in einem Land in mehr Wahlkreisen
die „stimmenstärkste Person“ stellt als ih-
rem Zweitstimmenergebnis entspricht, sei-
en die Bewerber mit den relativ schlechtes-
ten Erststimmenergebnissen „nicht ge-

wählt“. Daher gehe es eben nicht darum,
„jemandem, der schon gewählt ist, etwas
wegzunehmen“. Auch sei es völlig normal,
dass an eine Wahl mehr als eine Bedin-
gung geknüpft werde.
Susanne Hennig-Wellsow (Linke) sagte,
der Ampel-Vorschlag wolle die Grundsätze
der Verfassungsmäßigkeit und Gerechtig-
keit vereinen und gehe für sie „in eine rich-
tige Richtung“. Dagegen würde der Vor-
schlag der Union zum „Fortbestehen“ von
deren „einseitiger Bevorzugung“ führen.
Dem könne nicht zugestimmt werden, wo-
bei sie noch gar nicht über die Absicht
spreche, „möglicherweise faktisch die
Grundmandatsklausel zu kippen“.

Anhörung Die Linke hatte von der bisheri-
gen Grundmandatsklausel zuletzt bei der
Bundestagswahl 2021 profitiert, bei der sie
nur 4,9 Prozent der Zweitstimmen erhielt,
aber drei Direktmandate errang und daher
in Fraktionsstärke ins Parlament einziehen
konnte. Sie brachte Anträge ein, das Min-
destalter für das aktive Wahlrecht auf Bun-
desebene von 18 auf 16 Jahren abzusenken
(20/5358), ein Ausländerwahlrecht einzu-
führen (20/5356) und im Parteiengesetz
zur Stärkung des Frauenanteils im Parla-
ment festzulegen, dass Frauen und Männer
bei der Listenaufstellung gleichermaßen
berücksichtigt werden (20/5357). Die Vor-
lagen überwies das Parlament ebenso wie
die Gesetzentwürfe und den Unions-An-
trag zur weiteren Beratung an den feder-
führenden Innenausschuss. Der hat dazu
bereits eine Experten-Anhörung für den
6. Februar angesetzt. Helmut Stoltenberg T

Übervolles Haus: der 20. Deutsche Bundestag mit der Rekordzahl von 736 Abgeordneten bei seiner Konstituierenden Sitzung am 26. Oktober 2021 © picture-alliance/AA/Abdulhamid Hosbas

»Wir legen
nicht das x-ste
Reförmchen
vor, sondern
wagen einen
großen Wurf.«
Sebastian Hartmann,

(SPD)

> KOMPAKT

Was wer beim Wahlrecht will

> Ampel Die Koalition will wie die AfD an
der Zahl von 299 Wahlkreisen festhal-
ten, aber keine Überhang- und Aus-
gleichsmandate mehr zuteilen und so
den Bundestag verlässlich auf eine Grö-
ße von 598 Abgeordneten begrenzen,
Folge: Manche Wahlkreisgewinner könn-
ten keinen Sitz im Parlament erhalten.

> Union Die CDU/CSU-Fraktion möchte
stattdessen die Zahl der Wahlkreise auf
270 reduzieren, bis zu 15 Überhangman-
date ohne Ausgleich lassen und die
„Grundmandatsklausel“ anheben.
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D
ie unabhängige Patien-
tenberatung gehört zu
den besonders strittigen
Themen in der Gesund-
heitspolitik. Als vor rund
sieben Jahren die Ent-

scheidung fiel, die Unabhängige Patienten-
beratung Deutschland (UPD) in die Hände
des privaten Unternehmens Sanvartis zu le-
gen, waren manche Experten schlicht ent-
setzt. Gegen alle Bedenken setzte der Pa-
tientenbeauftragte Karl-Josef Laumann
(CDU) im Benehmen mit dem Spitzenver-
band der Gesetzlichen Krankenversiche-
rung (GKV) 2015 nach einer Ausschrei-
bung die Vergabe an die Call-Center-Firma
durch. Das Beratungsangebot, darin be-
stand zumindest Einigkeit, sollte ange-
sichts der großen Nachfrage ausgeweitet
werden, weshalb die Fördersumme von
5,2 auf neun Millionen Euro jährlich stieg.
Seither haben Gesundheitsexperten regel-
mäßig hinterfragt, ob die Leistungen der
UPD wirklich unabhängig und neutral ge-
staltet sind und vor allem, ob die Beratung
in Qualität, Umfang und flächendeckender
Präsenz den Anforderungen gerecht wird.
Nach Ansicht des Trägers besteht kein
Grund, das Angebot infrage zu stellen.
UPD-Geschäftsführer Thorben Krumwiede
zog bei einer Anhörung im Bundestag im
Juni 2020 ein positives Fazit. Die wissen-
schaftliche Begleitung zeige, dass die Bür-
ger mit der Beratung sehr zufrieden seien
und insbesondere die telefonische Erreich-
barkeit gut sei.
Ein Jahr vorher, im Juni 2020, hatte sich al-
lerdings der Bundesrechnungshof (BRH)
in einem Prüfbericht kritisch geäußert. Der
BRH schrieb: „Die Abhängigkeit der UPD
von der Sanvartis GmbH und weiteren Un-
ternehmen der Unternehmensallianz in
wirtschaftlicher, organisatorischer und teil-
weise personeller Hinsicht ist geeignet, den
Eindruck fehlender Unabhängigkeit und
Neutralität in der Beratung hervorzurufen.“
Die Prüfbehörde empfahl, bei der UPD
künftig darauf zu achten, dass sie „mög-
lichst frei ist von wirtschaftlichen Interes-
sen oder sonstigen Abhängigkeiten“.

Stiftungsmodell Nun soll die UPD ab
2024 in einer Stiftung bürgerlichen Rechts
verstetigt werden. Das Ziel sei, die UPD in
eine dauerhafte, staatsferne und unabhän-
gige Struktur unter Beteiligung der maß-
geblichen Patientenorganisationen zu
überführen, heißt es im Gesetzentwurf der
Bundesregierung (20/5334), der vergange-
ne Woche erstmals beraten wurde. Neben
den Koalitionsfraktionen befürwortet auch
die Linksfraktion die Neuaufstellung der
UPD. Allerdings werden in der Opposition
die Stiftungsstrukturen ebenso hinterfragt
wie die Finanzierung durch die Kranken-
kassen.
Dem Gesetzentwurf zufolge wird der zwei-
köpfige Vorstand von einem Stiftungsrat
bestellt, der aus 13 Mitgliedern bestehen
soll. Die gesetzlichen und privaten Kassen
(GKV/PKV) sollen der Stiftung ab 2024 ei-
nen Gesamtbetrag von jährlich 15 Millio-
nen Euro zuweisen. Der Anteil der PKV
soll bei sieben Prozent liegen. Die jüngste
Förderphase endete bereits 2022. Für 2023
gilt eine Übergangsregelung nach den bis-
herigen Rahmenbedingungen.
Bundesgesundheitsminister Karl Lauter-
bach (SPD) sagte, eine unabhängige Bera-
tung sei für viele Menschen wichtig, wenn
es etwa darum gehe, schnell eine Entschei-
dung zu treffen über eine Behandlung oder
Operation. Das Beratungsangebot werde
auf Dauer finanziert, die Struktur sei mit
den Fachverbänden entwickelt worden, be-
tonte Lauterbach. „Das ist ein Konsenser-
gebnis.“ Er kündigte an, die Mitarbeiter der
jetzigen UPD möglichst in die neue Struk-
tur zu überführen. Lauterbach kündigte au-
ßerdem zwei Neuregelungen an, die an das
Gesetz angehängt werden sollen.

Dies betreffe die bereits angekündigte Ent-
koppelung der Kinderärzte von der Budge-
tierung. Die Ärzte erhielten rückwirkend ei-
ne Vergütung für das vierte Quartal 2022 in
Höhe von insgesamt 49 Millionen Euro.
Als erste Facharztgruppe würden die Kin-
derärzte komplett aus dem Budget heraus-
genommen. Mit der zweiten Regelung wer-
de ein altes Unrecht beseitigt, fügte der Mi-
nister hinzu. So sollen für Männer, die Sex
mit Männern haben, künftig bei Blutspen-
den dieselben Regeln gelten wie bei ande-
ren Spendern.
Hubert Hüppe (CDU) sagte, die Union ste-
he für eine qualifizierte, unabhängige und
neutrale Beratung. Entscheidend dafür sei-
en die Qualifikation und Motivation des
Personals. Es sei daher nicht sinnvoll, dass
die Leistungen der UPD immer neu ausge-
schrieben würden. Da die neue UPD schon
2024 starten solle, sei der Zeitdruck groß.
Er wies auf die von der GKV angekündigte
Klage gegen die Finanzierung hin, auch die
PKV lehne das Finanzierungsmodell ab.
Diese offenen Finanzierungsfragen hätten
vorher geklärt werden müssen.
Ähnliche Bedenken kamen von der AfD-
Fraktion. Christina Baum (AfD) forderte,
die Beratungsleistung aus Steuermitteln zu
finanzieren. Baum wies auch auf Mängel in
der Beratung hin. So habe die UPD in der
Corona-Pandemie mitnichten auf Proble-
me und Missstände hingewiesen, etwa zur

Frage der Unverhältnismäßigkeit von Coro-
na-Auflagen oder zum Impfzwang.
Rednerinnen von Grünen und FDP mach-
ten deutlich, dass die UPD eine zwar wich-
tige, aber weitgehend unbekannte Einrich-
tung sei. Linda Heitmann (Grüne) sagte,
die Abkürzung UPD wecke bei einem
Großteil der Deutschen vermutlich die As-
soziation an einen Paketdienst. Das Stif-
tungsmodell sei gewählt worden, um die
UPD dauerhaft unabhängiger zu gestalten.
Getragen werde die UPD künftig von Pa-
tientenorganisationen, die staatsfern agier-
ten und ein gutes Beratungs-Know-how
mitbrächten.
Katrin Helling-Plahr (FDP) forderte eine
angepasste Beratung. Die UPD habe in der
Vergangenheit 88 Prozent der Beratung te-
lefonisch geleistet. Künftig sollte die UPD
verstärkt digitale Beratungen anbieten. Die
UPD müsse so bekannt gemacht werden,
dass jeder sie finde.

Orientierung Die Linksfraktion signali-
sierte Zustimmung mit Einschränkung. Ka-
thrin Vogler (Linke) sagte: „In unserem
komplizierten und von wirtschaftlichen In-
teressen durchsetzten Gesundheitssystem
brauchen Patienten Orientierung.“ In vie-
len Situationen könne die UPD Rat und
Orientierung geben. Es sei gut, dass die da-
mals privatisierte UPD endlich wieder in
die Hände von Patientenorganisationen

gelange. „Die wissen am besten, wo der
Schuh drückt.“ Auch Vogler stellte die Fi-
nanzierung durch die Krankenkassen infra-
ge. Besser wäre aus ihrer Sicht eine Finan-
zierung aus Steuermitteln mit 20 Millio-
nen Euro pro Jahr. Claus Peter Kosfeld T

Viele Bürger suchen Rat in medizinischen Fragen und landen auch bei der Unabhängigen Patientenberatung Deutschland, die telefo-
nisch, aber auch online eine Beratung in verschiedenen Sprachen anbietet. © picture-alliance/Zoonar/Cigdem Simsek

Rat in Not
UPD Die unabhängige Patientenberatung wird künftig

als Stiftung organisiert und bekommt mehr Geld

> STICHWORT

Unabhängige Patientenberatung

> Auftrag: Die UPD soll Bürger in rechtli-
chen, medizinischen und psychosozialen
Gesundheitsfragen beraten. Themen sind
etwa Behandlungsfehler, psychische Er-
krankungen oder Kassenleistungen.

> Organisation: Die UPD unterhält Bera-
tungsstellen in diversen Städten und hat
Beratungsmobile im Einsatz. Informatio-
nen werden zudem telefonisch erteilt
oder online über die Webseite der UPD.
Angeboten werden Beratungen auch auf
Russisch, Türkisch und Arabisch.

> Finanzierung: Finanziert wird die UPD
von der gesetzlichen und anteilig von der
privaten Krankenversicherung. Derzeit
liegt die Fördersumme bei insgesamt
rund neun Millionen Euro pro Jahr.

Anträge gegen
»Armutsbestrafung«
RECHT Linke fordert Abschaffung der Ersatzfreiheitsstrafe

Die Bundesregierung will die sogenannten
Ersatzfreiheitsstrafen halbieren. Einen ent-
sprechenden Gesetzentwurf aus dem Haus
von Bundesjustizminister Marco Busch-
mann (FDP), der auch noch weitere Vorha-
ben enthält, brachte das Kabinett vergange-
nen Dezember auf dem Weg. Ersatzfrei-
heitsstrafen werden verhängt, wenn eine
verurteilte Person die ihr auferlegte Geld-
strafe nicht begleicht. Bisher galt: Die Dauer
der Ersatzfreiheitsstrafe richtet sich nach der
Zahl der verhängten Tagessätze. Künftig soll
sie halbiert werden. Zwei Tagessätze würden
dann zu einem Tag Ersatzfreiheitsstrafe um-
gerechnet.
Der Fraktion Die Linke reicht das nicht. Sie
fordert, Ersatzfreiheitstrafen gänzlich abzu-
schaffen. Es sei „ein Instrument der Diskri-
minierung von einkommens- und vermö-
gensschwachen Menschen, die häufig am
Existenzminimum leben“, argumentiert die
Fraktion in einem Antrag (20/4420). Die-
sen und zwei weitere Anträge (20/4416, 20/
4419) diskutierte der Bundestag vergange-
nen Donnerstag erstmalig. In der Debatte
sprach die Berliner Justizsenatorin Lena
Kreck für die Fraktion. „Soziale Probleme
lassen sich nicht mit Repression lösen“, sag-
te die Linken-Politikerin und berichtete von
der Situation von Menschen in Berlin, die
eine Ersatzfreiheitsstrafe absitzen.
Das überragende Ziel aller Anträge: Die „Ar-
mutsbestrafung“ soll abgeschafft werden. So
sieht die Fraktion etwa Änderungsbedarf im
strafprozessualen Bereich – neben der Ab-
schaffung der Ersatzfreiheitsstrafen soll un-
ter anderem die Art, wie Geldstrafen berech-
net und Strafbefehle zugestellt werden, um-
gestellt werden. Zudem will die Fraktion
das Recht auf Strafverteidigung ausweiten
und die Prozesskostenhilfe stärken. Auch
ans Strafrecht wollen die Linken ran: Das
Fahren ohne Fahrschein, das Containern,

also die Entnahme von Lebensmitteln aus
Abfallbehältern aus Supermärkten, sowie
der Drogenkonsum und -besitz zum Eigen-
gebrauch sollen entkriminalisiert werden.
Wer Verbrauchsmittel klaut, soll nach An-
sicht der Fraktion milder bestraft werden.
Zudem soll ein Unternehmensstrafrecht
eingeführt werden.

Widerspruch von Union und AfD In der
Debatte sprachen sich die Redner von Uni-
on und AfD gegen die Vorschläge aus. „Sie
teilen die, die Recht und Gesetz brechen, in
Gut und Böse ein. Sie wollen unterschiedli-
che Urteile“, sagte Ingmar Jung (CDU) mit
Verweis auf das geforderte Unternehmens-
recht. Ziel sei ein „politisches Strafrecht“.
„Das ist mit uns nicht zu machen.“ Thomas
Seitz (AfD) nannte „Armutsbestrafung“ ein
„ideologisches Konstrukt“. Es gebe sie in
Deutschland nicht. „Sie legen die Axt an die
Rechtsordnung und ihre Akzeptanz“; kriti-
sierte der AfD-Abgeordnete die Vorschläge.
Rednerinnen und Redner von SPD, Grünen
und FDP kündigten vor allem eigene Refor-
men an. Von einer „großen Gerechtigkeits-
offensive“ sprach Carmen Wegge (SPD). Mit
Blick auf die geplante Halbierung der Er-
satzfreiheitsstrafe kündigte Wegge an, sie sei
sich sicher, „dass wir den Entwurf noch ein
bisschen besser machen werden“. Canan
Bayram sagte, eine moderne Gesellschaft
brauche ein modernes Strafrecht: „Wir wer-
den entkriminalisieren, wir werden liberali-
sieren und wir werden legalisieren.“ Ste-
phan Thomae (FDP) sprach von einer „Zeit
der Zeitenwende in der Strafrechtspolitik“.
Strafrecht sei zu oft als „politische Wunder-
waffe“ eingesetzt worden, kritisierte Tho-
mae. Bei der angekündigten Strafrechtsre-
form werde auch das Fahren ohne Fahr-
schein in den Blick genommen werden,
kündigte der Liberale an. scr T

Klatsche für Buschmanns Beschleunigungsgesetz
RECHT Statt Straffung droht Verzögerung, kritisieren Sachverständige in einer Anhörung

Es soll ein erster Baustein der Ampelkoaliti-
on sein, um Planungs- und Genehmigungs-
verfahren zu beschleunigen. Doch nach der
Sachverständigenanhörung zu dem Gesetz-
entwurf der Bundesregierung zur Beschleu-
nigung verwaltungsgerichtlicher Verfahren
(20/5165) scheint fraglich, ob dieser Bau-
stein gut gesetzt werden kann. Annähernd
alle Sachverständigen übten teils harsche
Kritik an dem Entwurf, der federführend
vom Bundesjustizministerium unter Minis-
ter Marco Buschmann (FDP) ausgearbeitet
worden war. Einige Sachverständige forder-
ten, den Entwurf gar nicht weiter zu verfol-
gen. Zudem verlangten sie, die personelle
Ausstattung an Gerichten und in Behörden
zu verbessern, sei dies doch einer der we-
sentlichen Gründe für lange Verfahren.
Entwurfsziel ist es, die bei Planungs- und
Genehmigungsverfahren bedeutsamer Infra-
strukturvorhaben regelmäßig angestrengten
Gerichtsverfahren durch Änderungen in der
Verwaltungsgerichtsordnung zeitlich zu
straffen. Dazu soll für einige Vorhaben der
Instanzenweg verkürzt werden. Bestimmte
Verfahren sollen von den Gerichten zudem
priorisiert behandelt werden. Die innerpro-
zessuale Präklusion soll verschärft werden,
das heißt: Nach Fristablauf vorgelegte Vor-
träge und Beweismittel sollen vom Gericht
unbeachtet bleiben. Vorgesehen ist bei zu

beschleunigenden Verfahren auch ein früher
Erörterungstermin, um eine gütliche Eini-
gung auszuloten beziehungsweise das Ver-
fahren zu strukturieren. In Eilrechtsschutz-
verfahren soll unter anderem ein Außer-
Acht-Lassen von Mängeln im angegriffenen
Verwaltungsakt möglich sein, wenn das Ge-
richt von einer Heilung des Verwaltungsakts
ausgeht. Im Umwelt-Rechtsbehelfsgesetz
soll zudem eine Klageerwiderungsfrist von
zehn Wochen eingeführt werden.
In der Anhörung wurde die Kritik grund-
sätzlich. Der Vorsitzende des Bundes Deut-
scher Verwaltungsrichter und Verwaltungs-
richterinnen und Richter am Bundesverwal-
tungsgericht, Robert Seegmüller, die Vorsit-
zende Richterin am Bundesverwaltungsge-
richt, Ulrike Bick, und der ehemalige Rich-
ter am Bundesverwaltungsgericht, Peter
Wysk, wiesen einhellig darauf hin, dass es
nur wenig Raum für Beschleunigung in den
verwaltungsgerichtlichen Verfahren gebe.
Seegmüller führte aus, dass die Vorschläge
des Entwurfs – mit Ausnahme des verkürz-
ten Instanzenweges – „bestenfalls“ zu kei-
nen Verzögerungen der gerichtlichen Ver-
fahren führten. Dagegen resümierte der
Richter am Schleswig-Holsteinischen Ver-
waltungsgericht, Fabian Scheffczy, dass die
vorgeschlagenen Regelungen überwiegend
dazu beitragen könnten, „gewisse Beschleu-

nigungseffekte im gerichtlichen Verfahren
zu erzielen“. Allerdings nur, wenn die Rege-
lungen zum frühen Erörterungstermin so-
wie der Klageerwiderungsfrist im Umwelt-
Rechtsbehelfsgesetz gestrichen würden,
sonst drohten eher weitere Verzögerungen.

Mit Schrot schießen Der frühe Erörte-
rungstermin stieß unisono auf Ablehnung.
Die Sachverständigen argumentierten, dass
diese Regelung bei den Gerichten zu einem
höheren Aufwand führen würde, ohne dass
eine tatsächliche Beschleunigung zu erwar-
ten sei. Umstrittener war die Regelung zur
Klageerwiderungsfrist. Dagegen sprachen
sich vor allem die Vertreterinnen und Ver-
treter der Richterschaft aus. Richter
Scheffczy wandte sich gegen ein Waffen-
gleichheitsargument, nach dem ja auch die
Kläger eine zehnwöchige Klagebegrün-
dungsfrist hätten. Häufig würden die Klä-
ger eine „abgesägte Schrotflinte“ nutzen,
führte er aus, also ihre Klage sehr breit und
ungezielt ansetzen. Die in dem Entwurf
vorgesehene präklusionsbewehrte Erwide-
rungsfrist würde dazu führen, dass die be-
klagten Behörden ebenfalls mit Schrot
schießen müssten – damit aber das Gericht
treffen würden. Das betonte – in weniger
martialischen Bildern – auch Richter Seeg-
müller. Der Vorschlag zwinge zu kleinteili-

ger Erwiderung und erhöhe den Prüfungs-
aufwand. Zudem wies Seegmüller darauf
hin, dass – wegen der Präklusion – verspä-
tet vorgebrachte Erwiderungen durch die
Gerichte dann grundsätzlich nicht berück-
sichtigt werden dürften und damit mögli-
cherweise rechtmäßige Planung für rechts-
widrig erklärt würde.
Mehr Sympathie für die Frist hatte unter an-
derem die Rechtsanwältin und stellvertre-
tende Vorsitzende des Bundes für Umwelt
und Naturschutz Deutschland (BUND)
Landesverband Sachsen, Franziska Heß. Sie
äußerte indes europa- und verfassungsrecht-
liche Bedenken an den geplanten Änderun-
gen im Eilrechtsschutz. Diese Regelung sah
auch Rechtsanwalt Remo Klinger vom Deut-
schen Anwaltverein kritisch. Er führte zu-
dem aus, dass die Änderung gerade bei Kla-
gen gegen Windkraftanlagen nach hinten
losgehen und den Ausbau der Windenergie
in dieser Legislaturperiode deutlich aus-
bremsen könnten.
Als einzige Sachverständige äußerte sich die
Rechtsanwältin Ines Zenke überwiegend po-
sitiv zu den vorgeschlagenen Regelungen in
dem Entwurf als einen ersten Schritt. „Wenn
man nicht losläuft, kommt man nicht an“,
sagte Zenke. Weitere Maßnahmen müssten,
darin waren sich alle Angehörten einig, aber
folgen. scr T

Entschuldigung gefordert
RECHT Linke will Anerkennung des Leids queerer NS-Opfer

Erstmalig hat der Bundestag vergangenen
Freitag am Tag der Opfer des Nationalso-
zialismus explizit die Opfer sexueller Min-
derheiten in den Mittelpunkt gestellt (sie-
he Seite 9). Bereits am Vortag diskutierten
die Abgeordneten einen Antrag der Frakti-
on Die Linke (20/5359) dazu. In diesem
fordern die Linken den Bundestag dazu
auf, anzuerkennen, „dass den queeren Op-
fern aufgrund der jahrzehntelangen Ver-
weigerung der Anerkennung als Opfer des
Nationalsozialismus großes Unrecht ange-
tan wurde“. Der Bundestag solle sich für
das damit verbundene Leid, unter anderem
„durch unterbliebene Entschädigungszah-
lungen für Haft- und Konzentrationslager-
aufenthalt, Sterilisation und Kastration be-
ziehungsweise ‚freiwillige Entmannung‘ so-
wie verweigerte Rentenansprüche“, ent-
schuldigen.
In der Debatte betonten fast alle Rednerin-
nen und Redner die Bedeutung des erstma-
ligen Gedenkens an die verfolgten schwu-
len, lesbischen und inter- und transsexuel-
len Menschen – und erinnerten an die
Kontinuität der Diskriminierung in DDR
und BRD nach Ende der NS-Zeit. „Ohne
die Erinnerung an die Verbrechen des Fa-
schismus und an die Kontinuität der Dis-
kriminierung und Kriminalisierung bis in
die jüngere Geschichte bleibt unsere Erin-

nerungskultur lückenhaft“, betonte Kathrin
Vogler (Die Linke). Jan Plobner (SPD) sag-
te, er schäme sich als Abgeordneter, „weil
man sich in Deutschland so gerne die Ge-
schichte vom vorbildlichen Umgang mit
der Vergangenheit erzählt und dabei bis
heute so konsequent ausblendet, wie kon-
tinuierlich queere Menschen weiter ver-
folgt und abgewertet wurden“. Ingmar Jung
(CDU) verwies mit Bezug auf den Leit-
spruch „Nie wieder!“ darauf, dass die Ver-
folgung queer lebender Menschen in vie-
len Teilen der Welt auch heute noch ge-
schehe, auch in Deutschland sei „gewiss
noch nicht alles gut“. Jürgen Lenders (FDP)
sagte, dass weltweit „gerade mal elf Länder
den Schutz von Homosexuellen und Trans-
personen in ihrer Verfassung“ hätten,
Deutschland gehöre nicht dazu. Ulle
Schauws (Bündnis 90/Die Grünen) sagte:
„Dass die queeren Opfergruppen, die in
KZs umgebracht wurden, hier lange igno-
riert wurden, hat Wunden hinterlassen.“
Schauws dankte Bundestagspräsidentin
Bärbel Bas (SPD), dass sie das Gedenken
ermöglicht habe.
Nichts anfangen mit dem an den Rechts-
ausschuss überwiesenen Antrag konnte Ste-
phan Brandner (AfD). Es bliebe offen,
„was dieser Bundestag im Jahr 2023 damit
zu tun haben soll“, so Brandner. scr T

Plan für mehr Azubis
AUSBILDUNG Union und Linke fordern Offensive

Der Fachkräftemangel ist schon längst kei-
ne Bedrohung mehr, sondern Realität. Er
wird aber zweifelsohne noch bedrohlicher,
wenn die Generation der Babyboomer in
ein paar Jahren in Rente geht. Sowohl die
Unionsfraktion als auch Die Linke wollten
dem eine Offensive bei der beruflichen Bil-
dung entgegensetzen. Mit zwei Anträgen
haben beide Fraktionen Initiativen dazu
im Bundestag gestartet, die jedoch bei der
Abstimmung darüber am vergangenen
Donnerstag keine Mehrheit fanden.
Die CDU/CSU-Fraktion hatte in ihrem An-
trag (20/2340) unter anderen gefordert,
dass die Bundesregierung eine Offensive in
der Berufsorientierung startet und den
Deutschen Qualifikationsrahmen (DQR),
der die Gleichwertigkeit von akademischer
und beruflicher Bildung feststellen soll,
überarbeitet. Durch eine Überarbeitung
des DQR mit den Ländern solle dieser
„von einem reinen Transparenzinstrument
zu einer verbindlichen Maßeinheit wer-
den“, schrieben die Antragsteller.
Die Linksfraktion hatte in ihrem Antrag
(20/2335) von der Bundesregierung unter
anderem einen Gesetzentwurf verlangt, der
einen Rechtsanspruch auf Ausbildung ver-
ankert und allen Menschen die Aufnahme
einer vollqualifizierenden, mindestens
dreijährigen Ausbildung garantiert. Mit ei-

nem weiteren Gesetzentwurf sollte eine so-
lidarische Umlagefinanzierung eingeführt
werden, die alle Betriebe für die Finanzie-
rung der Ausbildung junger Menschen in
die Pflicht nimmt und die Ausbildungska-
pazitäten krisensicher macht.
Dies kritisierte Jens Brandenburg (FDP),
Parlamentarischer Staatssekretär beim Bun-
desministerium für Bildung und For-
schung: Dies nütze dem Bäckermeister, der
keine Azubis finde, gar nichts. Stephan Al-
bani (CDU) forderte, die Maßnahmen der
Berufsorientierung sollten sich endlich am
Potenzial jedes Einzelnen ausrichten. Jessi-
ca Rosenthal (SPD) mahnte eine bessere
Verzahnung zwischen Aus- und Weiterbil-
dung an und forderte die Reform des Auf-
stiegs-BAföGs noch in diesem Jahr. Nicole
Höchst (AfD) warf der Regierung Versagen
vor. Die Gleichstellung von beruflicher
und akademischer Ausbildung scheitere
seit Jahren an falschen Weichenstellungen.
Anja Reinalter (Grüne) betonte, in den Mi-
nisterien würden alle Hebel in Bewegung
gesetzt. „Mit der Ausbildungsgarantie neh-
men wir die 2,3 Millionen jungen Men-
schen ohne Berufsabschluss in den Fokus.“
Nicole Gohlke (Linke) kritisierte die Uni-
on dafür, in den Anträgen nichts über so-
ziale Probleme und Probleme bei der Aus-
bildungsqualität zu schreiben. che T
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»Anspruch auf unseren Schutz«
HOLOCAUST-GEDENKEN Bundestag erinnert erstmals an die Verfolgung sexueller und geschlechtlicher Minderheiten

A
ls sowjetische Soldaten am
27. Januar 1945 das Kon-
zentrationslager
Auschwitz-Birkenau be-
freien, finden sie dort
noch etwa 7.500 Überle-

bende der nationalsozialistischen Mord-
Maschinerie vor – gezeichnet von Unterer-
nährung, Krankheiten, Misshandlungen
und tiefgreifenden Traumatisierungen. An
den Folgen sterben in den folgenden Tagen
noch Hunderte von ihnen. Zwischen 1940
und 1945 ermordeten die Nationalsozia-
listen schätzungsweise 1,3 Millionen Men-
schen im KZ Auschwitz-Birkenau, dessen
Name bis heute weltweit symbolisch für
die mörderische Barbarei der nationalso-
zialistischen Diktatur steht.
Neben den etwa 1,1 Millio-
nen jüdischen Opfern wur-
den Sinti und Roma, Polen,
sowjetische Kriegsgefange-
ne, politisch oder religiös
Verfolgte in den Gaskam-
mern des Konzentrationsla-
gers ermordet.
Am vergangenen Freitag
stellte der Bundestag in sei-
ner diesjährigen Gedenk-
veranstaltung für die Opfer
des Nationalsozialismus
nun eine Opfergruppe in
das Zentrum der Erinnerung, die noch
über Jahrzehnte nach Ende des Zweiten
Weltkrieges nicht als Opfer anerkannt wur-
den, sondern weiterhin gesellschaftlicher
Diskriminierung und im Fall der Männer
gar strafrechtlicher Verfolgung ausgesetzt
waren: Menschen, die von den Nationalso-
zialisten aufgrund ihrer sexuellen Orientie-
rung oder geschlechtlichen Identität ver-
folgt wurden.

Paragraf 175 Eines dieser Opfer war Karl
Gorath. Wegen seiner Homosexualität
nach Paragraf 175 Strafgesetzbuch in den
1930er Jahren zweifach verurteilt, wird er
1943 erst in das KZ Neuengamme bei
Hamburg und schließlich nach Auschwitz-
Birkenau deportiert. Gorath überlebt den
nationalsozialistischen Mordwahn, wird
aber im befreiten Deutschland bereits
1946 nach dem unverändert gelten Para-
grafen 175 erneut zu fünf Jahren Zucht-
haus verurteilt – vom gleichen Richter wie
Jahre zuvor. Von seinem Schicksal berichte-
te in der Gedenkveranstaltung der Schau-
spieler Jannik Schümann nach einem Text
des Historikers Lutz van Dijk.
Bundestagspräsidentin Bärbel Bas (SPD)
stellte in ihrer Rede denn auch klar, dass
das Ende des Nationalsozialismus für ho-
mosexuelle Männer „kein Ende der staatli-

chen Verfolgung“ darstellte. Der seit 1872
geltende Paragraf 175, der den Ge-
schlechtsakt zwischen Männern mit Ge-
fängnisstrafe belegte, wurde von den Na-
tionalsozialisten noch einmal verschärft.
„Küsse, Berührungen, sogar Blicke waren
strafbar“, führte Bas aus. Zwischen 1933
und 1945 wurden etwa 50.000 Männer ab-
geurteilt, schätzungsweise bis zu 15.000
wurden in Konzentrationslager deportiert.
Viele von ihnen wurden dort ermordet
oder kamen in Folge der unmenschlichen
Bedingungen ums Leben.
Selbst nach Gründung der Bundesrepublik
Deutschland und der DDR galt der Para-
graf 175 in Deutschland weiter – in der
Bundesrepublik bis 1969 in der unverän-

derten Fassung der Natio-
nalsozialisten. „Aus heuti-
ger Sicht klingt es unglaub-
lich: Erst 1994 wurde der
Paragraf 175 vollständig ge-
strichen“, räumte Bas ein.
„Und es dauerte noch ein-
mal viele Jahre, bis alle Ur-
teile aufgehoben wurden.
Bis unsere Demokratie die
Kraft fand einzugestehen:
Diese Urteile waren Un-
recht!“
Auch wenn der Paragraf 175
ausdrücklich nur für homo-

sexuelle Männer galt, so gerieten auch Frau-
en und transsexuelle Menschen ins Visier
der nationalsozialistischen Verfolgung – als
sogenannte „Asoziale“, die nicht in das na-
tionalsozialistische Bild von einem ver-
meintlich „gesunden Volkskörper“ passten.
So etwa die deutsche Jüdin Mary Pünjer, die
1940 verhaftet und im KZ Hamburg-Fuhls-
büttel und dann im Frauen-Konzentrations-
lager Ravensbrück inhaftiert wird. In den
Listen der Lager wird sie nicht als Jüdin ge-
führt, sondern als „Asoziale“. Der KZ-Arzt in
Ravensbrück bezeichnet sie als „sehr aktive
,kesse‘ Lesbierin“ und selektiert sie für die
Vergasung in der sogenannten „Heil- und
Pflegeanstalt Bernburg“. Dort wird sie am
28. Mai 1942 im Alter von 37 Jahren ermor-
det. „Was würdest Du uns heute sagen, Ma-
ry“, fragte die Schauspielerin Maren Kroy-
mann nach ihrem Redebeitrag über das Le-
ben und Leiden von Pünjer. „Wir gern hät-
ten wir Dir zugehört.“
Zuhören konnten die Bundestagsabgeord-
neten und die geladenen Gäste – unter ih-
nen der Bundespräsident, Bundeskanzler,
Bundesratspräsident und der Präsident des
Bundesverfassungsgerichts – aber Klaus
Schirdewahn, der über seine Erfahrungen
und Leiden als homosexueller Mann in
der Bundesrepublik berichtete. „Bis vor
fünf Jahren galt ich als vorbestraft. Weil

ich im Jahr 1964 – als Siebzehnjähriger
– von der Staatsanwaltschaft Rheinland-
Pfalz angeklagt und daraufhin schuldig ge-
sprochen wurde. Schuldig wegen meiner
Gefühle für einen anderen Mann. Schuldig,
gegen den Paragrafen 175 des Strafgesetz-
buches verstoßen zu haben“, führte Schir-
dewahn aus. Eine Haftstrafe habe er nur ab-
wenden können, weil er sich einer Therapie
unterworfen habe, die ihn „heilen“ sollte.
Erst 2017 seien die Schuldsprüche gegen
ihn und alle anderen aufgrund des Paragra-
fen 175 Verurteilten aufgehoben worden.
Noch vor wenigen Jahren habe er sich ver-
steckt und seiner Gefühle geschämt. „Ich
baute eine Scheinwelt um mich herauf auf,
wurde stumm, litt Depressionen, seelischen
und körperlichen Schmerzen – jahrzehnte-
lang.“ Er wisse, so betonte Schirdewahn,

dass „viele Menschen aus der queeren
Community ähnliche Erfahrungen wie ich
gemacht haben“. Er spreche deswegen für
alle, die „sich bis heute wegen ihrer sexuel-
len Orientierung oder geschlechtlichen
Identität verstecken müssen, die deswegen
beschimpft, beleidigt, angefeindet, be-
droht, ja sogar getötet werden“.

Doppelleben Von einer anderen Geschich-
te des „sich verstecken müssen“, berichtete
Rozette Kats in ihrer Rede. Die Jüdin über-
lebte den Holocaust nur, weil sie im Februar
1943 im Alter von acht Monaten von ihren
Eltern einem niederländischen Ehepaar
übergeben wurde. Während ihre Eltern und
ihr gerade erst geborener Bruder nach
Auschwitz deportiert und dort ermordet
wurden, überlebte sie unter dem Namen Ri-

ta den Krieg bei ihren Pflegeeltern. Erst im
Alter von sechs Jahren sei sie von ihrem
Pflegevater über ihre wahre Herkunft infor-
miert worden. „Ich verstand nicht, was mei-
nen Eltern geschehen war. Ich verstand
nicht, warum jemand sie hatte ermorden
wollen“, erzählte Kats. Übrig geblieben sei
aber ein Gefühl der „Angst“. Unbewusst ha-
be sie damals beschlossen, sich gut anzupas-
sen. „Ich muss nur weiter die Maske des
nicht-jüdischen Kindes tragen.“
Dieses „Nicht-Wissen-Wollen“ und „Ver-
schweigen“ habe mehr als ihr halbes Leben
angedauert. „Ich führte ein Doppelleben.
Und dieses Doppelleben machte mich
krank.“ Diese Erfahrungen seien die Ge-
meinsamkeit mit all den Opfern des Natio-
nalsozialismus, die einer sexuellen oder
geschlechtlichen Minderheit angehörten.

Rozette Kats warnte eindringlich davor, die
Opfer des Nationalsozialismus in Katego-
rien „von mehr oder weniger wertvoll“ ein-
zuteilen. Sie wisse, dass es selbst unter den
verschiedenen Opfergruppen lange Zeit
Vorbehalte gegen die Anerkennung homo-
sexueller Männer als Opfer gegeben habe.
Doch dies bedeute, dass am Ende die na-
tionalsozialistische Ideologie weiterlebe.
Auch deshalb habe sie die Petition des His-
torikers Lutz van Dijk, auch an sexuelle
und geschlechtliche Minderheiten im Bun-
destag zu erinnern, unterzeichnet. Ein-
dringlich appellierte Rozette Kats: „Jeder
Mensch, der damals verfolgt wurde, ver-
dient achtungsvolle Erinnerung. Jeder
Mensch, der heute verfolgt wird, hat An-
spruch auf unsere Anerkennung und unse-
ren Schutz.“ Alexander Weinlein T

Gedenkstunde: Rozette Kats (rechts), Bundestagspräsidentin Bärbel Bas und Klaus Schirdewahn (links oben). Musikalisch begleitet wurde die Gedenkstunde von Sängerin Georgette Dee und Tobias Bartholmeß am Flügel (links unten). © picture-alliance/EPA/CLEMENS BILAN/DBT/Leon Kügeler/photothek

Die »vergessenen« Opfergruppen
JUGENDBEGEGNUNG 59 Jugendliche befassen sich mit der Homosexuellenverfolgung in der NS-Zeit

Ein dunkelgrauer Kubus steht am Rand
des Berliner Tiergartens. Auf der einen
Seite ist ein kleines Fenster eingelassen.
Nach und nach werfen die jungen Men-
schen, die sich dort versammelt haben,
einen Blick in das Innere. Und schauen
auf eine Videoleinwand, die eine Liebes-
szene zwischen zwei Frauen zeigt. Es füh-
le sich fast so an, als dringe man in die
Privatsphäre des Paares ein, sagt einer der
Teilnehmenden. Dadurch, dass die Szene
im Inneren verborgen ist, soll die Lebens-
realität vieler queerer Menschen gezeigt
werden, erklärt ein Mitarbeiter der Denk-
mal-Stiftung: „Viele konnten sich nur im
Verborgenen frei entfalten“. Die Gefahr,
entdeckt und verhaftet zu werden, sei in
der NS-Zeit ihr ständiger Begleiter gewe-
sen.
Dass die Informationstafel zu dem
„Denkmal für die im Nationalsozialismus
verfolgten Homosexuellen“ einige Meter
entfernt außerhalb des Tiergartens aufge-
stellt wurde, kritisiert Kai Nehnes. Der
19-Jährige absolviert gerade sein Freiwilli-
ges Soziales Jahr in der KZ Gedenkstätte
in Dachau. Er finde das Denkmal sehr ge-
lungen, es brauche aber vor Ort auch eine
historische Einordnung und Kontextuali-
sierung. „Die Menschen verstehen an-
sonsten vielleicht gar nicht, worauf das
Denkmal abzielt“, befürchtet er.

Volles Programm Nehnes war einer von
59 jungen Erwachsenen, die vergangene
Woche an der diesjährigen Jugendbegeg-

nung des Deutschen Bundestages teilge-
nommen haben. Anlässlich des Holo-
caust-Gedenktages am 27. Januar lädt der
Bundestag jedes Jahr junge Menschen ein,
sich näher mit einem Aspekt der NS-Zeit
zu beschäftigen. In diesem Jahr lag der
Schwerpunkt auf der damaligen Verfol-
gung sexueller Minderheiten.
Es sei erstaunlich, wie wenig dieses The-
ma bis heute in der Schule behandelt
wird, sagte Maya Leidinger (18). Die
Saarländerin war in der Landesschülerver-
tretung aktiv und setzt sich für Demokra-
tieförderung ein.
Vor der Gruppe lag ein volles Programm.
Bis in den späten Abend hinein besuchte
sie Dokumentations- und Gedenkstätten,

setzte sich in Workshops mit Einzel-
schicksalen auseinander und diskutierte
mit Experten sowie Zeitzeugen.

Gedenkstätte Ravensbrück Um das
Schicksal verfolgter lesbischer Frauen bes-
ser zu verstehen, besuchte die Gruppe die
Gedenkstätte Ravensbrück, das ehemals
größte Frauen-Konzentrationslager der NS-
Zeit. Das Gelände liegt rund 90 Kilometer
von Berlin entfernt, direkt am Schwedtsee
in der Uckermark.
Trotz der eisigen Temperaturen und kahlen
Bäume wirkte der Ort friedlich. Vielen Teil-
nehmenden fiel es schwer, die Idylle mit
dem Leid in Verbindung zu bringen, das
sich wenige Meter entfernt hinter der Mauer

des damaligen Konzentrationslagers abge-
spielt hat. „Rassenschande“, „Verbrechen ge-
gen das Volksempfinden“, „Kuppelei“,
„Prostitution“: Die Gründe, weshalb Frauen
nach Ravensbrück gebracht wurden, waren
vielfältig. Insgesamt 110.000 Frauen waren
von 1939 bis 1945 hier inhaftiert. Sie wur-
den als Zwangsarbeiterinnen rekrutiert.
Hunger, Krankheit und Tod waren ihr stän-
diger Begleiter. Vom Appellplatz des Lagers
sieht man den Schornstein des Krematori-
ums, das bis heute erhalten ist.
Die Verfolgung von Frauen aufgrund ih-
rer sexuellen Orientierung sei stark mit
dem KZ Ravensbrück verbunden, sagte
die Leiterin der Gedenkstätte. So steht
beispielsweise die Abkürzung „LL“ für
„lesbische Liebe“ auf einigen Einwei-
sungskarten.
Lange hielt sich die Überzeugung, dass les-
bische Frauen in der NS-Zeit nicht verfolgt
wurden. Schließlich bezog sich der Para-
graf 175 des Strafgesetzbuchs nur auf
Männer. Auch habe es im KZ keine eigene
Kategorisierung für lesbische Frauen gege-
ben, während Männer den rosa Winkel
tragen mussten. Dadurch dass homosexu-
elle Menschen auch nach Kriegsende sozi-
al geächtet wurden, haben auch viele der
inhaftierten Frauen geschwiegen, ihr
Schicksal niemandem mitgeteilt. Erst seit
dem vergangenen Jahr erinnert eine Ge-
denkkugel an die lesbischen Frauen und
Mädchen von Ravensbrück und macht die-
se Opfergruppe dadurch ein Stück sichtba-
rer. Denise Schwarz T

»Jeder Mensch,
der verfolgt

wurde,
verdient

achtungsvolle
Erinnerung.«

Rozette Kats

Bei der Führung durch die KZ-Gedenkstätte Ravensbrück lernen die Teilnehmenden
mehr über die Verfolgung lesbischer Frauen in der NS-Zeit © DBT/Stella von Saldern
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Mehr Ressourcenschutz
UMWELT Union scheitert mit Antrag zur Wasserstrategie

Schrumpfende Grundwasserreservoirs, ver-
schmutzte Flüsse und Seen – mit der natio-
nalen Wasserstrategie will die Bundesregie-
rung die Trinkwasserversorgung sichern.
Die Dürre habe gezeigt, dass Deutschland
auf die Folgen der Klimakrise nicht genü-
gend vorbereitet sei, hatte Bundesumwelt-
ministerin Steffi Lemke (Grüne) im ver-
gangenen Sommer betont und einen „be-
wussten Umgang mit der Ressource Was-
ser“ angekündigt. Die von ihrem Haus er-
arbeitete Strategie, die spätestens bis Ende
März im Kabinett verabschiedet werden
soll, ziele darauf, Infrastruktur, Landnut-
zung und Stadtentwicklung an den Klima-
wandel anzupassen. Auch Gewässer sollten
sauberer werden.
Das sei zwar begrüßenswert, findet die
Unionsfraktion. Doch die Wasserstrategie
müsse „lösungsorientiert, nachhaltig und
kooperativ“ gesetzt werden, so die Forde-
rung ihres Antrags (20/5351), den der Bun-
destag vergangenen Donnerstag abgelehnt
hat. An einer lösungsorientierten Umset-
zung lasse der dazugehörende, viel zu um-
fangreiche Aktionsplan zweifeln, so Astrid
Damerow (CDU). Es fehlten ein „klar
strukturierten Zeitplan“ und ausreichend
Geld – vor allem dürfe sich die Ampel
nicht „in unerreichbaren Zielen vergalop-
pieren“.
Helmut Kleebank (SPD) wiederum be-
scheinigte der Union ein „inkonsistentes

Verhältnis zum Wasser“: Mehr Wasser-
schutz zu fordern sei gut, doch dann dürfe
man nicht Fracking befürworten und müs-
se mehr gegen hohe Nitratwerte tun. Der
umfangreiche Maßnahmenkatalog werde
der Sache gerecht.

»Update für Wasserrecht« Auch FDP-
und Grünen-Abgeordnete verteidigten die
Strategie: Sie könne dazu beitragen, Über-
flutungsgebiete besser zu sichern und den
Gewässerschutz durch eine reformierte Ab-
wasserabgabe zu stärken, erklärte Muhanad
Al-Halak (FDP), selbst von Beruf Abwasser-
meister. Kläranlagen bräuchten zudem eine
„vierte Reinigungsstufe“.
Auf ein „Update für das Wasserrecht“,
drängte Jan Gesenhues (Grüne): Vor allem
müsse die Entnahme neu geregelt werden.
Das öffentliche Gut Wasser dürfe nicht für
privatwirtschaftliche Interessen „ver-
ramscht“ werden.
Auch Ralph Lenkert (Linke) forderte, die
Wasserentnahmerechte für Wirtschaft und
Bergbau zu überprüfen. Dass ein „grüner
Umweltminister in Brandenburg “ Tesla ei-
ne Wasserentnahme genehmigt habe, die
die Verfügbarkeit weit übersteige, nannte er
„unerträglich. Andreas Bleck (AfD) sah in
der Bekämpfung von „den Hormonhaus-
halt verändernden Stoffen“ im Wasser das
größte Problem. Eine vierte Klärstufe auch
für ihn daher: „alternativlos“. sas T

Der Traum von den eigenen vier Wänden
BAU Experten fordern Freibetrag bei der Grunderwerbsteuer für Hauskäufer

Der Traum von den eigenen vier Wänden
lebt. Ihn umzusetzen wird aber immer
schwieriger. Hauptgründe sind das vielfach
fehlende Eigenkapital, zu hohe Kaufneben-
kosten und die aktuell steigenden Zinsen,
wie bei einer Expertenanhörung des Bau-
ausschusses vergangene Woche deutlich
wurde. Dabei müsse Wohneigentum ei-
gentlich ein politisches Ziel sein, wie eine
Mehrheit der Experten betonte. Es bewahre
die Menschen vor Altersarmut, gebe lang-
fristige Sicherheit und sei ein Schutz gegen
steigende Mieten.
Zu dem Ziel, die geringe Eigentumsquote
in Deutschland, zu erhöhen, gab es mehre-
re Vorschläge; laut Michael Voigtländer
vom Institut der deutschen Wirtschaft ist
sie trotz niedriger Zinsen in den vergange-
nen zehn Jahren nicht gestiegen. Peter
Wegner vom Verband Wohneigentum sieht
die Abschaffung der Grunderwerbsteuer
beim Ersterwerb ganz oben auf der Liste.
Mit einer Freibetragslösung, wie von der
Union in einem der Anhörung zugrundeli-
genden Antrag (20/1855) gefordert, könne
er aber auch leben, sagte er.
Staatliche Unterstützung bei der Wohnei-
gentumsbildung forderte Kai H. Warnecke,
Präsident von Haus und Grund, dem Zen-
tralverband der Deutschen Eigentümer.
„Zumindest sollte sie in Zukunft nicht

mehr durch den Staat verhindert werden“,
fügte er hinzu. Benötigt werde unter ande-
rem mehr Bauland, eine Entschlackung des
Baurechts sowie die Anpassung der Förder-
mittel.
Der Wirtschaftswissenschaftler Daniel
Fuhrhop sah im Neubau nicht die Lösung
der Probleme und sprach sich dafür aus,
das Modell „Jung kauft Alt“ mithilfe von
Bundesmitteln flächendeckend anzubie-
ten. So werde Wohnraum im Bestand ge-
schaffen. Christian König, Hauptgeschäfts-
führer beim Verband der Privaten Bauspar-
kassen, sprach der frühzeitigen Eigenkapi-

talbildung durch zweckgerichtetes Sparen
eine große Bedeutung zu. Die Verbesserung
der Wohnungsbauprämie nach 25 Jahren
sei ein längst überfälliger Schritt gewesen,
befand er.
Nach Aussage von Detlev W. Kalischer, Be-
reichsleiter Mittelstandsbank & Private
Kunden bei der Kreditanstalt für Wieder-
aufbau (KfW), ermöglichen zinsgestützte
KfW-Kredite vielen den Kauf oder den
Neubau, „die es sonst nicht schaffen“. 2022
seien 34.000 Vorhaben mit Krediten über
rund 3,2 Milliarden Euro unterstützt wor-
den.
Stefan Kofner von der Hochschule Zittau/
Görlitz verwies darauf, dass derzeit die Zin-
sen wie im Jahr 2010 bei vier Prozent für
zehnjährige Zinsbindung lägen, die Immo-
bilienpreise sich im Vergleich zu damals
aber verdoppelt hätten. Wohneigentums-
bildung sei aktuell „bis weit in die Mittel-
schicht keine realistische Option mehr“.
Die Alternative des genossenschaftlichen
Wohnens stellte David Robotham, Projekt-
manager einer Wohnungsbaugenossen-
schaft in Berlin, vor. Genossenschaftliche
Angebote seien durchschnittlich günstiger
als Angebote am freien Markt, die Bestände
im besseren Zustand und für ihre Mitglie-
der ein hoher Garant für sicheres Wohnen,
befand er. Götz Hausding T

Ein Eigenheim können sich in Deutsch-
land viele nicht mehr leisten.
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Mittelstand greift
auf Förderung zurück
INNOVATIONEN Anstieg der Anträge um sechs Prozent

Die Bundesregierung sieht Erfolge der
staatlichen Innovationsförderung für die
Privatwirtschaft. In ihrem Bericht über die
Programme zur Innovations- und Techno-
logieförderung im Mittelstand (20/4979)
schreibt sie von einem sechsprozentigen
Anstieg der privatwirtschaftlichen For-
schungs- und Entwicklungsausgaben im
Jahr 2021 gegenüber dem Vorjahr. Der po-
sitive Trend habe seinen
Niederschlag auch in einer
stark gestiegenen Nachfrage
des innovativen Mittel-
stands nach Mitteln aus
dem Zentralen Innovati-
onsprogramms Mittelstand
(ZIM). Jährlich würden im
Rahmen des ZIM rund
3.500 Forschungsvorhaben
gefördert, heißt es weiter.
Das ZIM steht im Mittel-
punkt des Regierungsbe-
richts über die Innovations-
förderung im Mittelstand
und fand in der Debatte
vergangene Woche auch viel Lob seitens
der Opposition. Wobei Thomas Jarzombek
(CDU) auf das Berichtsjahr 2021 hinwies
und von einem „Abschlussbericht der alten
Bundesregierung“ sprach. Diese, wandten
Redner der Koalitionsfraktionen ein, habe
allerdings versäumt, ausreichend Mittel
einzustellen, weshalb es im Oktober 2021
zu einem Förderstopp gekommen sei. Erst
nach Beschluss des Bundeshaushalts 2022
durch die neue Mehrheit habe das Pro-
gramm weitergeführt werden können. Aber
erst im August 2022, schallte es aus der
Opposition zurück, und damit viel zu spät.
Der Parlamentarische Staatssekretär im
Wirtschaftsministerium, Michael Kellner

(Grüne), wies darauf hin, dass die Ampel-
koalition die Mittel für das ZIM auf die Re-
kordsumme von 700 Millionen Euro auf-
gestockt habe.
Weitere Maßnahmen zur Förderung des
Mittelstandes, der „Triebfeder der deut-
schen Wirtschaft“, seien zu Jahresbeginn in
Kraft getreten, wie höhere Obergrenzen für
Bürgschaften durch Bürgschaftsbanken,

oder kämen bald, wie eine
Exportabsicherung für diese
Unternehmensgruppe. Für
Jan Metzler (CDU) zeigt
sich die Bedeutung des ZIM
auch darin, dass 50 Prozent
der Fördermittel in struk-
turschwache Regionen gin-
gen. Maik Außendorf (Grü-
ne) hob hervor, dass drei
von vier geförderten Unter-
nehmen weniger als 50
Mitarbeiter hätten. Zum Er-
folg trage bei, so Johannes
Arlt (SPD), dass das tech-
nologieoffene Programm

für einen Hidden Champion genauso an-
wendbar sei wie für eine Tischlerei.
Auch das Lob für die mittelständische Wirt-
schaft kannte keine Fraktionsgrenzen.
Doch auch deren Probleme kamen zur
Sprache, wie überbordende Bürokratie,
Fachkräftemangel, hohe Energiepreise, was
Uwe Schulz (AfD) zu der Bemerkung ver-
anlasste: „Heute blutet er aus, der deutsche
Mittelstand.“
Und Christian Leye (Die Linke) stellte un-
ter Verweis auf Rekordgewinne von DAX-
Unternehmen fest: „Für große Unterneh-
men rollt der Rubel“, der Mittelstand dage-
gen denke an Verlagerung ins Ausland oder
sei schon dabei. Peter Stützle T

»Der Mittel-
stand ist die
Triebfeder der
deutschen
Wirtschaft.«

Michael Kellner (Grüne),
Staatssekretär

Kein »Zurück auf die Scholle«
AGRAR Bundestag debattiert über Umbau und Zukunft der Landwirtschaft

Elch-Hotdog, Kartoffel-Eis oder Algen-Spa-
ghetti, aber auch Kräuterlikör, Currywurst
und Käsewürfel: Auf den ersten Blick war
alles wie immer auf der Internationalen
Grünen Woche in Berlin. Doch der Ein-
druck trog. Nach drei Jahren pandemiebe-
dingter Pause ohne Aussteller und Besu-
cher vor Ort zeigte sich auf der weltweit
größten Agrar-Schau, wie sehr sich die
Landwirtschaft im Umbau befindet. Die
Themen Tierwohl, Klimaschutz und Nach-
haltigkeit bildeten die Schwerpunkte.
Auch im Bundestag standen diese The-
men erneut auf dem Programm. Am ver-
gangenen Mittwoch wurde über einen
Antrag (20/5355) der AfD-Fraktion und
die Zukunft bäuerlicher Familienbetrie-
be debattiert. Die AfD fordert, „das be-
stehende, am ökologischen Landbau ori-
entierte Leitbild neu auszurichten“ und
sich „verstärkt auf eine nachhaltige und
ressourceneffiziente Intensivierung der
Landwirtschaft“ zu konzentrieren.

Emotionale Debatte Während Antrag-
steller Stephan Protschka (AfD) vorrech-
nete, dass sich seit 2002 die Zahl der Höfe
in diesem Land nahezu halbiert habe und
viele Betriebsinhaber aufgrund der wirt-
schaftlichen Lage keinen Hofnachfolger
fänden, widersprachen die Abgeordneten

der Regierungsfraktionen vehement.
Christina-Johanne Schröder (Grüne) sag-
te, die AfD zeichne in dem Antrag ein
überholtes Bild von der Landwirtschaft.
„Was Sie aufgeschrieben haben, ent-
stammt den 50er-Jahren“, so Schröder.
Auch Gero Hocker (FDP) kritisierte „die
antiquierten Vorstellungen“. Im Grunde
sei das Landwirtschaftsbild, das die AfD
verfolge, „das von vor 60 Jahren“, sagte
Hocker. Damit biete die AfD aber keine
Perspektive, um die 82 Millionen Men-
schen in Deutschland zu ernähren, und
„erst recht nicht die acht Milliarden Men-
schen auf diesem Planeten“, so Hocker. In
welchem Tempo sich die Landwirtschaft
gerade zu mehr Digitalisierung und Um-
stellung der Tierhaltung verändere, habe
er zusammen mit einer Delegation des
Ausschusses für Ernährung und Landwirt-
schaft am vergangenen Montag auf einem
Besuch der Grünen Woche erlebt.
Susanne Mittag (SPD) bestätigte den
Eindruck ihres Kollegen. Von Landwir-
ten, Verbänden, Vereinen und NGOs mit
Bezug zur Landwirtschaft gehe nicht nur
„viel Innovation, Zukunftsorientierung
und Enthusiasmus aus“, sondern es zei-
ge sich, „wie viele neue Erkenntnisse
und Möglichkeiten im Bereich Ernäh-
rung, Tierhaltung und landwirtschaftli-

cher Flächennutzung“ schon funktio-
nierten und inzwischen auch schon sehr
gute Ergebnisse brächten. So verbesser-
ten und erleichterten Forschung, Digita-
lisierung und Vernetzung die Arbeit.

»Stückwerk« Heftiger Widerspruch kam
von Albert Stegemann (CDU). Er habe
bei seinen Gesprächen auf der Grünen
Woche einen komplett anderen Ein-
druck bekommen. Viele Landwirte hiel-
ten die Agrarpolitik der Bundesregierung
„für gescheitert“. Für den Umbau der
Ställe seien lediglich 150 Millionen Euro
„ins Schaufenster“ gestellt worden“, be-
nötigt würden aber fünf bis acht Milliar-
den Euro. Den Anteil der Ökolandwirt-
schaft bis 2030 auf 30 Prozent zu erhö-
hen, funktioniere nicht, „weil die Nach-
frage nicht da ist“. Den „sehr populisti-
schen AfD-Antrag“ könne seine Fraktion
jedoch auch nicht unterstützen, er sei
„Stückwerk“, so Stegemann.
Ina Latendorf (Linke) plädierte dafür,
„nachhaltig wirtschaftende bäuerliche Fa-
milienbetriebe, genossenschaftliche und
kommunale Betriebe zu stärken“. In der
Landwirtschaft dürfe es „kein Zurück zur
isolierten Parzelle geben“, so Latendorf.
Der Antrag wurde an den zuständigen
Ausschuss überwiesen. Nina JeglinskiT

E
s war 1999, der Bundes-
kanzler hieß Gerhard
Schröder (SPD) und die
Währung in Deutschland
noch D-Mark, als die EU
beschloss, mit den Merco-

sur-Ländern Brasilien, Argentinien, Pa-
raguay und Uruguay eine engere wirt-
schaftliche Partnerschaft zu suchen.
20 Jahre lang wurde über Zölle gestrit-
ten, um Investitionsbedingungen ge-
rungen, ein Abkommen verhandelt -
bis es 2019 zu einer politischen Eini-
gung über den Handelsteil kam.
Wenn der Rat der EU und das Europäi-
sche Parlament dem Abkommen zu-
stimmen, kommt es noch allen natio-
nalen Parlamente zu, es zu ratifizieren.
Das ist bisher nicht geschehen. Dabei
könnte der Zeitpunkt ein guter sein
– Russland fällt als Handelspartner aus,
auch von China will sich die EU unab-
hängiger machen. Doch das Abkom-
men, mit dem die weltweit größte Frei-
handelszone mit mehr als 770 Millio-
nen Einwohnern entstehen würde, ist
nach wie vor umstritten. EU-Landwirte
fürchten Konkurrenz, Unternehmen
wünschen sich mehr Planungssicher-
heit, Umweltschützer warnen, die Re-
genwaldzerstörung werde noch be-
schleunigt.

Erste Beratung Am vergangenen Don-
nerstag beriet der Bundestag erstmals einen
Antrag der CDU/CSU-Fraktion mit dem Ti-
tel „Politische und wirtschaftliche Bezie-
hungen zu Lateinamerika stärken – Assozi-
ierungsabkommen zwischen der Europäi-
schen Union und den Mercosur-Staaten in
Kraft setzen“ (20/4887) ; und einen Antrag
der AfD-Fraktion mit dem Titel „Heimi-
sche Landwirtschaft und tropischen Regen-
wald schützen – Nein zum geplanten Han-
delsabkommen zwischen der EU und den
Mercosur-Staaten“ (20/5361).
Eingangs der Debatte appellierte Stefan
Rouenhoff (CDU) an die Fraktionen der
Ampelkoalition, jetzt die Initiative zu er-
greifen, eine Führungsrolle in Europa zu
übernehmen und den Weg für die Ratifizie-
rung des Abkommens noch in diesem Jahr
freizumachen: „Zeigen Sie, dass das neue
Deutschlandtempo, von dem der Bundes-
kanzler ja immer so gerne spricht, nicht
das Genehmigungstempo für Panzerliefe-
rungen in die Ukraine ist.“
In ihrem Antrag hebt die Union die geopo-
litische Bedeutung des Abkommens her-
vor: Nur in Zusammenarbeit mit „Werte-
partnern“ werde der Erhalt der internatio-
nalen regelbasierten Ordnung und die
Stärkung freiheitlich-demokratischer Ge-
sellschaften in einer multipolaren Welt
möglich sein, heißt es darin. Eine Ratifizie-
rung solle nicht „durch Rufe nach Zusatz-
vereinbarungen und Nachverhandlungen
aufs Spiel gesetzt“ werden.
Die Union wolle das Abkommen offen-
bar zur Not mit Gewalt ins Ziel bringen,
sagte Sebastian Roloff (SPD). „Das wird
der Komplexität des Abkommens in
keinster Weise gerecht.“ Das EU-Parla-
ment und mehrere Mitgliedstaaten wol-
len den Vertrag in der bestehenden Form
nicht annehmen, da verbindliche Ver-
pflichtungen zu Umwelt- und Sozialstan-
dards und zum Schutz der Menschenrech-
te fehlten. Mit dem Wahlsieg von Lula in
Brasilien habe man nun zum Beipiel
„noch einmal eine gute Chance, den
Schutz des Regenwaldes viel stärker zu
priorisieren“ sagte Roloff.
Klimaschutz und Handel seien untrennbar
miteinander verbunden., sagte die Parla-
mentarische Staatssekretärin im Bundesmi-
nisterium für Wirtschaft und Klimaschutz
Franziska Brantner (Grüne), und erklärte,
wofür das Abkommen aus ihrer Sicht ste-
he: „Wir wollen weltweit gemeinsam mit
unseren Partnern die grünen Wertschöp-

fungsketten der Zukunft aufbauen“. Es ge-
be viele Gemeinsamkeiten bei Energie und
bei Rohstoffen - für die deutsche Industrie
sei das die „Chance, zu zeigen, dass wir
nachhaltigen Rohstoffabbau können (...),
dass wir , mit den indigenen Völkern um-
gehen können – und das demokratisch, so-
zial und nachhaltig“. Deswegen brauche es
„ein klares Commitment der Vertragspart-
ner“, dass man Umwelt-, Sozial und Men-
schrechte stärken wolle und eine verbindli-
che Zusatzvereinbarung zum Schutz des
Regenwaldes.

Kampf um Akzeptanz Carl-Julius Cronen-
berg von der FDP mochte im Unionsantrag
zwar viel Richtiges, aber wenig Neues zu
entdecken. Es gehe aber „eben nicht allein
um Wirtschaftswachstum und Arbeitsplät-
ze, sondern auch um Akzeptanz in der Öf-
fentlichkeit“. Dabei sei der entscheidende
Punkt, der ihm im Unionsantrag zu kurz
komme, der Regenwald am Amazonas.
„Der ist systemrelevant, nicht für Brasilien,
nicht für Südamerika, sondern für die gan-

ze Welt“, sagte Cronenberg. „Abholzung
heißt: Paris scheitert. Aufforstung heißt:
Die Menschheit darf hoffen. Das ist die Ku-
lisse, vor der wir zu entscheiden haben:
Welche Lateinamerika-Politik macht die
Wiederaufforstung wahrscheinlicher: mit
oder ohne Mercosur-Abkommen, mit
Druck und Sanktionen oder mit Einladung
und Anreizen?“

Reindustrialisierung Für die Linke stell-
te Alexander Ulrich klar: „Wir streiten
für fairen Handel statt Freihandel.“ Das
EU-Mercosur-Abkommen lehne die Lin-
ke ab: Es hätte negative Folgen für das
Klima, die Biodiversität und die Men-
schenrechte, es bremse die Agrar-, die
Mobilitätswende aus und verhindere
die dringend notwendige Reindustriali-
sierung Südamerikas. „Die Einzigen, die
davon aktuell profitieren, wären die
Großkonzerne in der Europäischen
Union“, sagte Ulrich. . Alle Studien
zeigten: Es gebe kaum positive Arbeits-
platzeffekte und das Abkommen förde-

re die weitere Abholzung von Regen-
wald.
Wenn ein Freihandelsabkommen klug aus-
gestaltet werde könne der Wohlstand ge-
mehrt werden - dann würde es auch bei
der AfD auf Unterstützung treffen, sagte
Malte Kaufmann (AfD). Die Ampel aber
versuche, Handelsabkommen „als geopoli-
tisches Gestaltungsinstrument zu nutzen,
um die eigene Ideologie weltweit zu einer
Art Standard zu machen“. Das gelte insbe-
sondere mit Blick auf die Klimaziele, die
„in Wirklichkeit Wohlstandszerstörungszie-
le sind“. Kaufmann kritisierte, dass man
den Regenwald in Brasilien schützen wolle,
aber gleichzeitig in Deutschland Wald ge-
rodet werde, um Flächen für den Bau von
Windrädern ausweisen zu können.
Im Anschluss an die rund 70-minütige Aus-
sprache wurde der Unionsantrag zur feder-
führenden Beratung an den Wirtschaftsaus-
schuss überwiesen. Der AfD-Antrag wurde
ebenfalls zur weiteren Beratung an den fe-
derführenden Wirtschaftsausschuss über-
wiesen. Michael Schmidt T

Kritiker des Abkommens befürchten, dass der Regenwald weiter abgeholzt wird. © picture-alliance/dpa/Werner Rudhart

Frei zu handeln
EU-MERCOSUR Die Union fordert die rasche Ratifizierung
des Handelsabkommens. Die Ampel will nachverhandeln
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Wohin mit Emissionen?
KLIMA Union will CO2 speichern und nutzen

Deutschland hat sich verpflichtet, bis 2045
Klimaneutralität zu erreichen. Das wird
nach Auffassung der Unionsfraktion nicht
ohne CO2-Abscheidungs-, Speicherungs-
und Nutzungstechnologien (CCS und
CCU) möglich sein. CCS bezeichnet die
Speicherung von Kohlendioxid im Unter-
grund, sei es an Land oder im Meeresunter-
grund, CCU die Abscheidung, den Trans-
port und die anschließende Nutzung von
Kohlendioxid. Am vergangenen Donners-
tag beriet der Bundestag erstmals einen
Unions-Antrag zu diesem Thema (20/
5350). Die Vorlage wurde im Anschluss an
die Aussprache zur federführenden Bera-
tung in den Ausschuss für Klimaschutz und
Energie überwiesen.
In der Debatte forderte Andreas Jung
(CDU) die Bundesregierung auf, eine Ge-
samtstrategie für negative Emissionen vor-
zulegen – und zwar schnell. „Wir brauchen
beides: natürliche Senken und technische
Senken. Nur wenn wir das machen, wer-
den wir das Ziel Klimaneutralität 2045 so
erreichen können, dass wir Umwelt, Wirt-
schaft und Soziales zusammenbringen;
Nachhaltigkeit in der ganzen Breite.“
Nina Scheer (SPD) erinnerte daran, dass
schon im Koalitionsvertrag festgehalten,
sei, dass die Ampel eine Langfriststrategie
entwerfen wolle, um verantwortlich mit

den Technologien, die „Gefahrentechnolo-
gien“ seien, umzugehen. Dabei hob sie
hervor, es gehe „ um den Umgang mit un-
vermeidbaren – ich betone: unvermeidba-
ren – Negativemissionstechnologien“. Das
Beispiel der Stahlindustrie zeige zudem:
Besser als die Speicherung oder Nutzung
sei die Vermeidung von Emissionen.
Lisa Badum (Grüne) attestierte dem Uni-
onsantrag, zahlreiche „Phantastereien“ et-
wa zum Transport von CO2 quer durch
Deutschland. „Definieren wir hier erst
mal, wann CCS überhaupt einen Beitrag
leisten kann und wann es notwendig ist“,
sagte Badum. Für Lukas Köhler vom Koali-
tionspartner FDP ist diese Frage allerdings
schon beantwortet: „Wer Klimaschutz
ernst meint, der muss CCS wollen“, sagte
Köhler und verwies dabei unter anderem
auf den Report des Weltklimarats IPCC
aus dem vergangenen Jahr.
Linken-Politiker Ralph Lenkert rief der
Union zu: „Ihr Antrag ist Teil des Mär-
chens, dass Technik alle Umwelt-, alle Kli-
maprobleme lösen kann.“ Er verdränge
aber die Gefahren und Risiken.
Steffen Kotré (AfD) warf der Regierung
mangelnde Technologieoffenheit vor: Die
CO2-Abscheidung und -Speicherung wer-
de politisch genauso behindert wie die
Kernenergie. mis T

Prüfung für den Standort
SUBVENTIONEN USA fördern grüne Wirtschaft massiv – Deutschland sucht nach Antworten

S
eitdem die USA das Inflations-
bekämpfungsgesetz auf den Weg
gebracht haben, befürchten die
Regierungen in Europa Nachtei-
le für europäische Unterneh-
men. Seit Monaten wird in

Europa und in der EU darüber beraten, wie
man dem US-Gesetz begegnen kann. Um
den Streit zu schlichten, hatten US-Regie-
rung und EU-Kommission
vergangenen Herbst eine
Taskforce eingerichtet. Erste
Ergebnisse zu Subventio-
nen für grüne Technologien
liegen bereits vor. Nun gibt
es offenbar weitere Bewe-
gung auf beiden Seiten.
Bundeskanzler Olaf Scholz
geht davon aus, dass der
Konflikt um das amerikani-
sche Klimaschutzpro-
gramm in den nächsten
Monaten beigelegt werde.
Das sagte der SPD-Politiker
am Sonntag vor einer Woche nach einer
gemeinsamen Tagung der Kabinette
Deutschlands und Frankreichs in Paris.
Man sei sich mit Frankreich einig, dass die
derzeitigen EU-Regeln für die finanzielle
Unterstützung von Unternehmen, die etwa
neue Technologien entwickelten, viel zu
bürokratisch seien und Entscheidungspro-
zesse darüber zu lange dauerten. Es gebe

dazu aber ermutigende Äußerungen aus
der EU-Kommission.
Beim nächsten EU-Gipfel Anfang Februar
wird das US-Subventionsprogramm eben-
falls auf der Tagesordnung stehen. EU-Rats-
präsident Charles Michel hat einen Vier-
Punkte-Plan skizziert. So sollen europäi-
sche Firmen einfacher staatliche Hilfen für
Energieprogramme erhalten, das EU-Kurz-

arbeiterprogramm aus der
Pandemie neu aufgelegt
und die verbliebenen Gel-
der aus dem Corona-Hilfs-
fonds schneller ausgezahlt
und einfacher umgewidmet
werden. Zudem unterstützt
Michel den Vorschlag von
Kommissionschefin Ursula
von der Leyen (CDU) für
einen neuen Fonds zur För-
derung von Industriepro-
jekten.
Vor diesem Hintergrund
wirft die CDU/CSU-Frakti-

on der Bundesregierung „monatelange Un-
tätigkeit“ vor und fordert in einem Antrag
zum milliardenschweren US-Inflationsbe-
kämpfungsgesetz (20/5352) eine „mit den
europäischen Partnern abgestimmte Ant-
wort“. Patricia Lips (CDU) fasste diese Kri-
tik in die Worte: „Sie schauen nur zu.“ Da-
bei sei in den USA eine „tiefgreifende Wei-
chenstellung der Wirtschaft im Gang“,

Deutschland drohe als Industriestandort
den Anschluss zu verlieren. Die Bundesre-
gierung müsse zusammen mit den USA
und mit europäischen Partnern die nötige
Transformation bei Klimaschutz und er-
neuerbarer Energie umsetzen. „Doch es
drängt sich der Eindruck des Zögerns und
Zauderns auf“, erklärte Lips am vergange-
nen Freitag in der Bundestagsdebatte. Dem
widersprach Markus Töns (SPD): „Zwi-
schen den USA und der EU gebe es längst
Gespräche darüber, wie auf den Inflation
Reduction Act (IRA) reagiert werden solle.
„Wir stimmen uns gerade mit unseren
Partnern ab, es gibt keine Konflikte“, so
Töns. Auch der Vorwurf, Deutschland gera-
te als Industriestandort ins Hintertreffen,
ließ er nicht gelten. „Das Gegenteil ist der
Fall, Deutschland ist in Europa das wirt-
schaftlich stärkste Land“, sagte er. Seine
Fraktion begrüße eine aktive Industriepoli-
tik, wie es im IRA vorgesehen sei.

Chance Felix Banaszak (Grüne) warf der
Unions-Fraktion „Angstmacherei“ vor, er
sehe die Pläne der USA, den Klimaschutz
und den Ausbau der Elektromobilität zu
stärken, als „Chance“. Was die USA nun be-
ginnen wollten, das gebe es in Deutsch-
land bereits in Teilen. Jedoch „brauchen
wir eine aktivere Industriepolitik“, räumte
Banaszak ein. Es gelte aus Fehlern der Ver-
gangenheit zu lernen, als beispielsweise

„zugeschaut wurde, wie die Solarindustrie
fast komplett von Deutschland nach China
abgewandert ist“. Das dürfe sich bei der
Wasserstoffindustrie nicht wiederholen.
Lukas Köhler (FDP) schloss sich dieser An-
sicht an. Der IRA sei eine Chance für
Deutschland, vor allem das Tempo, mit
dem in den USA die Transformation umge-
setzt werde, müsse Vorbild sein. Der IRA
solle als Auftakt einer neuen transatlanti-
schen Zusammenarbeit verstanden wer-
den, einen Handelskonflikt sehe er nicht.
Malte Kaufmann (AfD) warnte davor, dass
in Deutschland Industriearbeitsplätze in

Gefahr seien. „Alleine bei BASF sind
39.000 Stellen bedroht“, so Kaufmann.
Auch Alexander Ulrich (Linke) befürchtet,
dass dem Industriestandort Deutschland
ein „Abrutschen in die Zweitklassigkeit“
drohe. Es mangele an einer aktiven Indus-
triepolitik, während die USA mit dem IRA
nicht nur gutdotierte Arbeitsplätze förder-
ten, sondern die Mittelvergabe auch an ge-
werkschaftlich organisierte Firmen binde.
„Wo ist so ein Ansatz bei uns?“, fragte Ul-
rich. Der Antrag der CDU/CSU-Fraktion wur-
de an den zuständigen Ausschuss zur weite-
ren Beratung überwiesen. Nina Jeglinski T

US-Präsident Joe Biden unterzeichnete am 16. August 2022 den Inflation Reduction Act für milliardenschwere Investitionen in die Wirtschaft. © picture-alliance/ZUMAPRESS./C. Bowe

»Wir fordern
eine mit den
europäischen
Partnern

abgestimmte
Antwort.«
Patricia Lips (CDU)

KURZ NOTIERT

Anträge zurWald und
Holz ohneMehrheit

Die CDU/CSU-Fraktion und die AfD-Frakti-
on sind mit Anträgen zur Waldbewirt-
schaftung und zur Holzenergie geschei-
tert. So blieb der Unions-Antrag zur Wald-
bewirtschaftung (20/4220) ohne Mehrheit,
die regierungstragenden Fraktionen, die
Fraktionen AfD und Die Linke stimmten
am vergangenen Donnerstag für die Be-
schlussfassung (20/4220) des Ausschusses
für Ernährung und Landwirtschaft und
lehnten den Unions-Antrag ab. Auch der
AfD-Antrag, Holzenergie zu fördern (20/
4323), wurde abgelehnt. Die Fraktionen
von SPD, Grünen, FDP, Die Linke und CDU/
CSU stimmten für die Beschlussempfeh-
lung (20/4785), die eine Ablehnung emp-
fohlen hatte. nki

Union fordert Einführung
digitaler Identitäten

Der Bundestag hat am vergangenen Frei-
tag einen Antrag der CDU/CSU-Fraktion
(20/5354), in dem diese eine Strategie für
digitale Identitäten fordert, zur weiteren
Beratung an den Digitalausschuss überwie-
sen. In der Strategie sollen Schritte für die
Einführung und das Ausrollen digitaler
Identitäten in öffentlichen Verwaltungen
und der Wirtschaft festgelegt werden. Mit
der Umsetzung solle noch im zweiten
Quartal 2023 begonnen werden. Laut Uni-
onsantrag soll ab dem 1. Januar 2025 auch
ein Rechtsanspruch der Bürgerinnen und
Bürger auf Authentifizierung mit staatli-
chen Stellen durch eine digitale Identität
eingeführt werden. lbr T
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Anzeige

> STICHWORT

US-Inflationsbekämpfungsgesetz

> Inflation Reduction Act Das US-Inflationsbekämpfungsgesetz vom August 2022 sieht
Investitionen in Höhe von insgesamt 737 Milliarden Dollar vor, davon 430 Milliarden Dollar
für Klimaschutz , Subventionen und neue Steuerregeln .

> Klimaschutz Bis 2033 sollen 370 Milliarden Dollar in die Herstellung von Solarzellen und
Windturbinen, den Bau von Fabriken für Elektroautos und in die Energieforschung fließen.

> Steuern Firmen mit Gewinnen von mehr als einer Milliarde Dollar im Jahr sollen künftig
mindestens 15 Prozent Steuern zahlen, Steuerschlupflöcher sollen geschlossen werden.

> Defizitabbau Das staatliche Defizit soll um 300 Milliarden Dollar verringert werden, das
soll die Inflation bremsen, die im Dezember bei 8,5 Prozent lag.

Kleine und
große Fische
FINANZEN Finanzminister Christian Lind-
ner (FDP) hat in der vergangenen Woche
im Finanzausschuss seine wichtigsten Vor-
haben für das neue Jahr vorgestellt. Teil ei-
nes geplanten Wachstumspakets sollen ei-
ne „Super-Afa“ im Sinne einer Investitions-
prämie und eine Verbesserung der steuerli-
chen Forschungsförderung werden.
Außerdem stehe die Gesetzgebung zur glo-
balen Mindestbesteuerung an. Die Regie-
rung werde darauf achten, dass es mög-
lichst wenig Erfüllungsaufwand für die Un-
ternehmen geben werde. Zudem kündigte
Lindner ein „Zukunftsfinanzierungsgesetz“
an. Kleine und mittlere Unternehmen soll-
ten bessere Finanzierungsmöglichkeiten
enthalten. Durch Stärkung der Aktienkul-
tur solle der Vermögensaufbau gestärkt
werden. Börsengänge sollten erleichtert
werden. Bei jungen Unternehmen sollte
die Mitarbeiterkapitalbeteiligung ausge-
baut werden.
Auch die Zukunft der Altersversorgung
wird laut Lindner eine wichtige Rolle spie-
len. Man werde in der ersten Säule der ge-
setzlichen Rentenversicherung den Aufbau
eines „Generationenkapitals“ angehen, um
Rentenbeiträge und Rentenniveau zu stüt-
zen. Damit wolle man etwas für die Gene-
ration der heutigen Kinder und Enkel tun.
Schärfer vorgehen will Lindner gegen die
Finanzkriminalität. Dazu werde es eine
neue Bundesoberbehörde zur Bekämpfung
von Finanzkriminalität und Geldwäsche
geben. Man dürfe sich nicht damit zufrie-
den geben, nur die kleinen Fische bei der
Finanzkriminalität zu fangen, sondern
auch die großen Fische. hle T

Keine Doppelbelastung
EMISSIONSHANDEL Verordnung schafft klare Verhältnisse

Mit breiter Mehrheit hat der Bundestag am
vergangenen Donnerstag der Verordnung
der Bundesregierung zur Kompensation
doppelt bilanzierter Brennstoffemissionen
nach dem Brennstoffemissionshandelsge-
setz (20/4855, 20/4974 Nr.2) zugestimmt.
Zu dieser sogenannten BEHG-Doppelbi-
lanzierungsverordnung (BEDV) hatte der
Ausschuss für Klimaschutz und Energie ei-
ne Beschlussempfehlung (20/5285) vorge-
legt. Einzig die Fraktion der AfD votierte
gegen die Verordnung.
Das Ausgangsproblem: Mit der Einführung
des nationalen Brennstoffemissionshan-
dels wurden die fossilen Brennstoffemis-
sionen in Deutschland mit einem CO2-
Preis belegt. Für Betreiber von Anlagen, die
zudem unter das EU-Emissionshandelssys-
tem ETS fallen, kann so eine finanzielle
Doppelbelastung entstehen. Das soll mit
der Verordnung entweder von vornherein
vermieden werden durch eine Befreiung
von der Abgabepflicht für Lieferungen an
ETS-Anlagen – oder im Nachhinein kom-
pensiert werden.
In der Aussprache wurde schnell klar, dass
das Vorhaben unstrittig ist. Grünen-Politike-
rin Lisa Badum ging deshalb gar nicht auf
die Verordnung ein, sondern skizzierte Vor-
haben im neuen Jahr 2023 wie zum Bei-
spiel aus Grünen-Sicht ein Tempolimit auf

Autobahnen, ein neues Strommarktdesign
und die Reform des Dienstwagenprivilegs.
Unionsvertreter Thomas Gebhardt mut-
maßte, dass die Koalitionsfraktionen über
eine „Selbstverständlichkeit“ wie die vorge-
legte Verordnung reden wolle, weil die Am-
pel in den großen Fragen der Klimaschutz-
politik zerstritten sei: etwa beim Klima-
schutzsofortprogramm. dem Energieeffi-
zienzgesetz und der Wasserstoffstrategie.
Andreas Mehltretter (SPD) sagte, eigentlich
wünsche man sich eine europäische Lö-
sung. Deswegen sei es gut, dass ab 2027,
spätestens ab 2028 europäische Emissions-
handel für Wärme und Verkehr komme.
Marc Bernhard (AfD) kritisierte die deut-
sche CO2-Steuer als teuer. Sie sorge dafür,
dass die Energiepreise in Deutschland die
höchsten Preise weltweit seien – und des-
halb Unternehmen das Land verließen
oder Insolvenz anmeldeten.
Olaf in der Beek (FDP) verteidigte die
CO2-Steuer: Der Emissionshandel sei das
marktwirtschaftliche Instrument schlecht-
hin zur Erreichung von Klimaschutzzielen.
Ralph Lenkert (Linke) monierte das Fehlen
eines sozialen Ausgleichs für Mieter oder
Pendler - soziale Härten und Ungerechtig-
keiten aber „zerstörten die Akzeptanz für
den Klimaschutz, „und das müssen wir ver-
hindern“. mis T



AUFGEKEHRT

Einsatz
im Garten

M
ein Nachbar ist jetzt offi-
ziell im Einsatz und hat
eine paramilitärische
Kleineinheit in unserer

Siedlung zusammengerufen. Die Gar-
tenhütte wurde zum Gefechtsstand er-
klärt. Willige Nachbarn verschanzen
sich dort einmal die Woche bei
Schnaps und Glühwein, Mutter bringt
frisch belegte Schnitten heran, Vaters
Luftgewehr lugt aus dem kleinen Holz-
fenster – zur Abschreckung, wie der
wehrhafte Bürger anmerkt. Konserven-
dosen stapeln sich neben einer Batterie
Dosenbier. Er sei kein politischer Prep-
per, sagt der Mann, nur vorsichtig, der
Russe lege es ja offensichtlich auf Krieg
an.
Gierig hat der Nachbar die aktuelle Ge-
fechtslage studiert. Ein Sozi im Kanzler-
amt ist aus seiner Sicht bei ernsten Ge-
fahren ein strategischer Nachteil. Aber
nun kommt endlich die Wende im
Panzerstreit! Der „Leopard“ rollt in
Richtung Osten, 62 Tonnen pures Ver-
gnügen. Mein Nachbar kann stunden-
lang über die 120-Millimeter-Glattrohr-
kanone des „Leo II“ fachsimpeln, die
auch der Amerikaner in seine Panzer
verbaut hat, die anderen aus der Sied-
lungsarmee nicken wissend und er-
kennbar stolz, wie gut unsere Rüstung
noch funktioniert, obwohl wir ja seit
Jahrzehnten multikulti, links-grün ver-
sifft und ohnehin gefährlich verweich-
licht sind.
Nicht nur die Panzer sind gut, wie der
Fachmann weiß, bei Gewehren und Pis-
tolen ist der Deutsche auch weit vorne:
Heckler & Koch, Sig Sauer, Walther – al-
les Qualitätsware, da zappelt nichts. Mit
dem Ernst von Männern, die über letzte
Dinge reden, erinnern die Nachbarn im
Schein der runtergebrannten Weih-
nachtskerze an Stalingrad, wo der Land-
ser einst Teerpappe kaute. Zum Glück
kommt Mutter gerade rein und bringt
heiße Würstchen. Claus Peter Kosfeld T

VOR 10 JAHREN...

Streit wegen
Berlin
5.2.2013: Hessen und Bayern klagen
gegen Länderfinanzausgleich. In
München und Wiesbaden war man An-
fang 2013 sauer. Grund war einmal wie-
der der Länderfinanzausgleich. Im Vor-
jahr hatte von den umverteilten rund
acht Milliarden Euro Bayern knapp die

Hälfte gezahlt, Baden-Württemberg 2,7
und Hessen 1,3 Milliarden Euro. Alle
anderen Ländern bekamen Geld, der
größte Nutznießer war einmal mehr Ber-
lin, das 3,3 Milliarden Euro kassierte.
Bayern und Hessen hielten das Vorgehen
für ungerecht und leistungsfeindlich.
Die beiden Geberländer forderten, dass
die Bundeshauptstadt komplett aus dem
System herausgenommen wird. Am 5.
Februar 2013 brachten sie daher eine
Klage gegen den Ausgleich vor dem Bun-
desverfassungsgericht auf den Weg.
Vorher hatten die beiden Landesregie-
rungen bei einer gemeinsamen Kabi-
nettssitzung in Wiesbaden Einigkeit de-
monstriert. Hessens Ministerpräsident
Volker Bouffier (CDU) erklärte, die Kla-
ge sei ein „Akt der politischen Notwehr“.
Man müsse Schulden aufnehmen für die
Ausgleichszahlungen an andere Länder.
Das sei nicht im Sinne der Verfassung.
Sein bayerisches Pendant Horst Seehofer
(CSU) sagte, man habe im Freistaat
„jetzt eine Schmerzgrenze erreicht“. Bay-
ern, Hessen und Baden-Württemberg,
das sich der Klage nicht anschloss, wehr-
ten sich immer wieder gegen die Aus-
gleichzahlungen. 1999 errangen die Ge-
ber in Karlsruhe einen Erfolg, als stärke-
re Leistungsanreize beschlossen worden
waren. Allerdings verfehlte das Urteil
seine Wirkung. Zu einem neuen Urteil
kam es nach der Klage von 2013 nicht:
2017 zogen sie Bayern und Hessen zu-
rück. Im selben Jahr wurde eine Reform
des Ausgleichs beschlossen, die die Ge-
ber entlasten sollte. Benjamin Stahl T

Horst Seehofer (CSU, links) und Volker
Bouffier (CDU) im Februar 2013
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Zur Ausgabe 51-52 vom 19. Dezember
2022, „Meilensteine vor und seit 50 Jah-
ren“ auf Seite 4:
Bundestagspräsidentin Bärbel Bas hielt
am 15. Dezember 2022 eine Laudatio
für den Parlamentarismus! Klare, ehrli-
che Worte mit einem Appell an die Ge-
sellschaft für mehr Zusammenhalt und
Zivilcourage in ihrer Rede zur Würdi-
gung Annemarie Rengers und Wolfgang
Schäubles. Beides Spitzenpolitiker, die
Einmaliges in ihren Politikerkarrieren er-
reicht haben und deren Wege sich am
13. Dezember 1972 im Bundestag kreuz-
ten bei der Wahl von Renger zur ersten
Frau als Parlamentspräsidentin. Renger
führte den Bundestag mit natürlicher Au-
torität souverän, wie jetzt auch Frau Bas.
Beide Spitzenpolitiker haben die Ge-
schichte unseres Landes in den vergange-

nen Jahrzehnten wesentlich geprägt mit
Weitsicht und unvergleichlicher Erfah-
rung. Unser Alterspräsident Wolfgang
Schäuble dient dem Parlament bis heute.
Der anhaltende Applaus der Abgeordne-
ten aller Fraktionen nach dem Ende sei-
ner Rede war die Krönung für einen ein-
zigartigen Politiker.

Ursula Reichert,

Hanau

Zur Ausgabe 1-3 vom 2. Januar 2023,
„Die fleißigsten Arbeiterinnen des Bun-
destags“ auf Seite 12:
Diese fleißigen Bienen des Bundestages
arbeiten nicht im Bundestag selbst, son-
dern bei jedem Wind und Wetter auf
dem Dach des Jakob-Kaiser-Hauses ne-
ben dem Reichstagsgebäude. Diese
brummigen Insekten machen keine Poli-

tik, erzeugen dafür aber süßen und ge-
sunden Honig. Es tut sich also doch sehr
viel Produktives im beziehungsweise auf
dem Bundestag.

Riggi Schwarz,

Büchenbach

Zur hib-Meldung „Konzept für feminis-
tische Außenpolitik“ (Kleine Anfrage)
vom 17. Januar 2023:
Das Auswärtige Amt erweckt den Ein-
druck, als seien die Vorgängerregierun-
gen auf dem Gebiet feministischer Au-
ßenpolitik untätig gewesen. Dies ist je-
doch nicht wahr. Wenn der Bedeutung
der Frauen in der deutschen Gesellschaft
mehr Gewicht zukommen solle, wäre die
Klärung der Wehrpflicht für Frauen von
Bedeutung. In der Ukraine kämpfen
selbstverständlich auch Frauen. In ande-

ren europäischen Ländern dienen selbst-
verständlich gleichberechtigt Frauen und
Männer in den Streitkräften. Der Anteil
der Frauen bei der Polizei in den Bun-
desländern, aber auch der Bundespolizei,
steigt stetig.

Hans Gerhard Christoph,

Geslau

Zur aktuellen Debatte über eine Wahl-
rechtsreform zur Verkleinerung des
Bundestages:
Wie lange soll das Gezerre um die Bun-
destagsmandate noch gehen? So kann es
nicht weitergehen. Schließlich muss das
Volk für die vielen Abgeordnete ja zah-
len. Meine Lösung: Die 598 Mandate
werden prozentual nach der Bevölke-
rungszahl auf die Länder aufgeteilt. Die
Wahl wäre dann Ländersache und würde
mit den Landtagswahlen verbunden. Wa-
rum kompliziert, wenn es einfach geht?

Bernd Kecke,

Suhl
SEITENBLICKE
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ORTSTERMIN: AUSSTELLUNG »16 OBJEKTE – 70 JAHRE YAD VASHEM«

Wenn niemand mehr da ist
Als 1943 der Deportationsbefehl kam, schlossen die Jü-
din Anneliese Borinski und ihre Freundinnen einen Pakt.
Sie zerschnitt eine Makkabi-Flagge und schworen sich,
diese eines Tages in Eretz Israel wieder zusammenzuset-
zen. Wenig später wurde Borinski in das Konzentrations-
lager Auschwitz gebracht. Trotz Leibesvisitationen gelang
es ihr, das Stück Stoff zu verstecken. Während der Todes-
märsche 1945 konnte sie fliehen und überlebte so den
Holocaust; im Gegensatz zu vielen ihrer Freundinnen.
Nur drei waren am Ende des Krieges noch am Leben, Bo-
rinski die einzige, die ihr Versprechen einlösen konnte.
Es ist ganz still im Paul-Löbe-Haus des Bundestages als
Dani Dayan, der Vorsitzende der internationalen Holo-
caust-Gedenkstätte Yad Vashem, den rund 350 Gästen
von Borinski erzählt. 2007 hat ihr Sohn das Flaggen-Frag-
ment, das an ihr Schicksal erinnert, an die Gedenkstätte
in Jerusalem übergeben. Heute allerdings liegt es nur we-
nige Meter von Dayan entfernt in einer Vitrine als Expo-
nat der Ausstellung „16 Objekte – 70 Jahre Yad Vashem“.

Für die Ausstellungseröffnung ist Dayan zum ersten Mal
in der Bundesrepublik: „Vor rund 16 Monaten hatte ich
noch fest vor, niemals nach Deutschland zu reisen“, sagt
er. Nicht aus Hass, wie er betont, sondern aus Respekt vor
den sechs Millionen ermordeten Jüdinnen und Juden.
Letztendlich habe er sich für die Reise entschieden, um
das Gedenken an den Holocaust zu bewahren.
Ein Koffer, ein Poesiealbum und sogar ein Klavier. Auf
den ersten Blick besteht die Ausstellung aus Alltagsgegen-
ständen. Doch sie alle eint, dass sie Menschen gehörten,
die einst in Deutschland lebten und von den Nationalso-
zialisten verfolgt wurden. Eine dieser Personen ist Lore
Mayerfeld, deren Puppe Inge ebenfalls ausgestellt wird.
Mayerfeld ist zur Ausstellungseröffnung als Zeitzeugin
eingeladen und berichtet von ihrer Flucht aus Deutsch-
land. 1937 in Kassel geboren, erlebte sie die Reichspo-
gromnacht am 9. November 1938 als Kleinkind. Eine
Nachbarin versteckte sie und ihre Mutter kurz bevor das
Elternhaus verwüstet wurde. Erst 1941 konnte Mayerfeld

mit ihrer Mutter Deutschland schließlich verlassen; auf ei-
nem der letzten Schiffe in Richtung Amerika. An diese
Zeit habe sie kaum Erinnerungen. Sie wisse aber noch,
dass es ihrer Mutter nicht leicht fiel, ihr Heimatland und
ihre Familie zu verlassen, erzählt sie auf Deutsch mit
amerikanischem Akzent. Mittlerweile lebt sie in Israel.
Dass der Antisemitismus wieder zunehme, erfülle sie mit
Sorge: „Wenn meine Generation nicht mehr ist, wer soll
dann diese Geschichten erzählen?“, fragt sie die Anwesen-
den.
In der Ausstellung fungieren die Objekte als Mittler und
Zeugen für die Erlebnisse ihrer Besitzer. Sie ständen „für
Lücken, die nicht zu füllen sind“ und „für Leben, die
nicht gelebt wurden“, sagte Bundestagspräsidentin Bär-
bel Bas (SPD) in ihrer Ansprache. Die Ausstellung zeigt
laut Bas aber auch einen Weg auf, wie Erinnerungen le-
bendig gehalten werden können und „die Vergangenheit
zu uns sprechen kann – wenn es die Zeitzeugen nicht
mehr können“. Denise Schwarz T

Die Puppe von Lore Mayerfeld ist ein Exponat der Ausstellung „16 Objekte - 70 Jahre Yad Vashem“. Alle Exponate gehörten Menschen, die in Deutschland lebten und von den
Nationalsozialisten verfolgt wurden. © Deutscher Bundestag/Marco Urban
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>Lothar Witek
Bundestagsabgeordneter 1980-1983,
1984-1987, SPD
Lothar Witek wird am 2. Februar 90 Jahre
alt. Der Verwaltungsbeamte aus Mönchen-
gladbach, SPD-Mitglied seit 1963, war Vor-
sitzender des dortigen Unterbezirks und seit
1964 Ratsherr seiner Heimatstadt. Witek
gehörte dem Innen- sowie dem Familien-
ausschuss an.

>Martin Hohmann
Bundestagsabgeordneter 1998-2005,
CDU/fraktionslos, 2017-2021, AfD
Am 4. Februar wird Martin Hohmann
75 Jahre alt. Der Jurist aus Neuhof bei Fulda
gehörte von 1980 bis 2004 der CDU an und
trat 2016 der AfD bei. Der frühere Direkt-
kandidat des Wahlkreises Fulda, der 2003
seine Fraktion verließ, wirkte im Petitions-,
im Innen- sowie zuletzt im Haushaltsaus-
schuss mit.

>Wilhelm Peter Stommel
Bundestagsabgeordneter 1976-1980,
1985-1987, CDU
Am 9. Februar vollendet Wilhelm Peter
Stommel sein 85. Lebensjahr. Der Diplom-
Volkswirt aus Sankt Augustin trat 1965 der
CDU bei. Von 1967 bis 1969 war er persönli-
cher Referent des ehemaligen Bundeskanz-
lers Ludwig Erhard. Stommel engagierte
sich im Finanz- sowie im Wirtschaftsaus-
schuss.

>Engelbert Wistuba
Bundestagsabgeordneter 1998-2009,
SPD
Am 10. Februar wird Engelbert Wistuba
70 Jahre alt. Der Diplom-Ingenieur aus Wit-
tenberg schloss sich 1989 der SDP der DDR
bzw. der SPD an, war 1997/98 Mitglied im
Vorstand der Arbeitsgemeinschaft für Ar-
beitnehmerfragen in Sachsen-Anhalt und
gehörte von 1990 bis 1994 dem Kreistag in
Wittenberg an. Im Bundestag wirkte Wistu-
ba im Wirtschafts- sowie im Tourismusaus-
schuss mit.

>Winfried Mante
Bundestagsabgeordneter 1994-2002,
SPD
Am 11. Februar wird Winfried Mante
75 Jahre alt. Der Diplom-Ingenieur aus Ei-
senhüttenstadt wurde 1990 SPD-Mitglied
und Vorsitzender des dortigen Ortsvereins.
Mante wirkte unter anderem im Ausschuss
für die Angelegenheiten der Europäischen
Union sowie im Rechtsausschuss mit.

>Rainer Eppelmann
Bundestagsabgeordneter 1990-2005,
CDU
Am 12. Februar vollendet Rainer Eppelmann
sein 80. Lebensjahr. Der Pfarrer aus Straus-
berg war 1989 Mitbegründer des Demokra-
tischen Aufbruchs, gehörte 1990 der ersten
frei gewählten Volkskammer an und amtier-
te als DDR-Verteidigungsminister. Im Bun-
destag engagierte sich Eppelmann, der
1990 der CDU beitrat, u. a. im Ausschuss für
Menschenrechte und humanitäre Hilfe. Von
1994 bis 2001 war er CDA-Bundesvorsit-
zender. Einen Namen machte sich Eppel-
mann als Vorsitzender der Enquete-Kom-
missionen zur „Aufarbeitung von Geschich-
te und Folgen der SED-Diktatur“ sowie
„Überwindung der Folgen der SED-Diktatur
im Prozess der deutschen Einheit“.

>Clemens Bollen
Bundestagsabgeordneter 2005-2009,
SPD
Am 12. Februar wird Clemens Bollen
75 Jahre alt. Der Betriebswirt aus Ostrhau-
derfehn/Kreis Leer trat 1976 der SPD bei. Im
Bundestag betätigte sich Bollen, der für
Gerhard Schröder nachgerückt war, im Fa-
milienausschuss sowie im Ausschuss für die
Angelegenheiten der Europäischen Union.

>Hakki Keskin
Bundestagsabgeordneter 2005-2009,
Die Linke
Hakki Keskin begeht am 12. Februar seinen
80. Geburtstag. Der Politikwissenschaftler,
von 1975 bis 2005 noch SPD-Mitglied, ge-
hörte von 1993 bis 1997 der Hamburgi-
schen Bürgerschaft an. Im Bundestag enga-
gierte sich Keskin im Verteidigungsaus-
schuss.

>Manfred Schell
Bundestagsabgeordneter 1993-1994,
CDU
Manfred Schell wird am 12. Februar 80 Jah-
re alt. Der Lokomotivführer und Bundesvor-
sitzende der Gewerkschaft Deutscher Loko-
motivführer von 1989 bis 2008 wurde 1972
CDU-Mitglied. Im Bundestag gehörte er
dem Ausschuss für Angelegenheiten der Eu-
ropäischen Gemeinschaft an.

>Klaus Lippold
Bundestagsabgeordneter 1983-2009,
CDU
Am 14. Februar begeht Klaus Lippold seinen
80. Geburtstag. Der Diplom-Volkswirt aus
Dietzenbach trat 1969 der CDU bei und ge-
hörte von 1982 bis 2005 dem hessischen
Landesvorstand an. Von 1972 bis 2015 war
er Mitglied der Stadtverordnetenversamm-
lung und saß von 1977 bis 1991 im Offen-
bacher Kreistag. Lippold wirkte im Umwelt-
sowie im Wirtschaftsausschuss mit und
stand von 2005 bis 2009 an der Spitze des
Verkehrsausschusses. Von 2000 bis 2005
war er stellv. Fraktionsvorsitzender. bmh T



Bärbel Bas, Bundestagspräsidentin:

Es ist gefährlich zu glauben,
wir hätten »ausgelernt«

Bärbel Bas (*1968)
Wahlkreis Duisburg I

Was man auch immer
über den Holocaust sa-
gen, schreiben oder er-

zählen mag, es hat keine befreien-
de Wirkung.“
Dieser Satz stammt aus den Er-

innerungen von Simone Veil, der
ersten Präsidentin des Europäi-
schen Parlaments. Als Jugendliche
hat sie Auschwitz überlebt. Als ei-
ne von wenigen. Mindestens 1,3
Millionen Menschen haben die
Nationalsozialisten nach
Auschwitz deportiert. Darunter ei-
ne Million Jüdinnen und Juden.
Die Meisten wurden gleich nach
ihrer Ankunft ermordet.
Auschwitz ist Tatort und Sinnbild
des Völkermords an den europäi-
schen Jüdinnen und Juden. Inbe-
griff des Holocaust. Eines Verbre-
chens, das in der Geschichte der
Menschheit ohne Vergleich ist.

Und für das wir Deutschen Verant-
wortung tragen. Simone Veil
schrieb weiter: „Die Shoah bleibt
allgegenwärtig. Nichts davon wird
je ausgelöscht; (…) nichts kann,
nichts darf vergessen werden.“ Zi-
tat Ende. Wir gedenken heute der
Opfer der nationalsozialistischen
Verbrechen: der ermordeten Juden
Europas, der Opfer der deutschen
Besatzungsherrschaft und Vernich-
tungspolitik insbesondere in Mit-
tel- und Osteuropa, der Sinti und
Roma, der Opfer der sogenannten
„Euthanasie“, der wegen ihrer po-
litischen Überzeugung oder ihres
christlichen Glaubens verfolgten
Menschen, der Zeugen Jehovas,
der Angehörigen sexueller Minder-
heiten, der als „asozial“ Diffamier-
ten.
Wir erinnern auch an die Kriegs-

gefangenen und die Zwangsarbei-
terinnen und Zwangsarbeiter. Wir
erinnern an diejenigen, die Wider-
stand leisteten und deswegen hin-
gerichtet wurden. Wir gedenken
aller Menschen, die von den Na-
tionalsozialisten verfolgt, beraubt,
gedemütigt, ausgegrenzt, entrech-
tet, gequält und ermordet
wurden.Viele der Opfer des deut-
schen Vernichtungskriegs im Os-
ten waren Ukrainerinnen und
Ukrainer. Mich erschüttert, dass
auch Überlebende des Holocaust
durch die gegenwärtigen russi-
schen Angriffe auf die Ukraine ge-
tötet wurden. Es ist eine unerträg-

liche Verhöhnung der Opfer des
Nationalsozialismus, den russi-
schen Angriffskrieg mit der Befrei-
ung Deutschlands zu
vergleichen.Viele Holocaust-Über-
lebende in der Ukraine wurden
zur Flucht gezwungen. Es berührt
mich, dass mehrere von Ihnen in
Deutschland Zuflucht gefunden
haben. In vielen Fällen mit Hilfe
der Jewish Claims Conference. Ei-
nige von ihnen sind heute unter
uns. Stellvertretend für alle begrü-
ße ich auf der Ehrentribüne Dr.
Boris Zabarko, den Vorsitzenden
der Allukrainischen Vereinigung
der Juden.Aus Odessa zu uns ge-
kommen ist Roman Schwarzman.
Wie Boris Zabarko
überlebte er als
Kind die Shoa. Ich
freue mich, weite-
re Überlebende
begrüßen zu kön-
nen. Insbesondere
Margot Friedlän-
der, Charlotte
Knobloch und Al-
brecht Weinberg.
Außerdem begrü-
ße ich Gäste aus der queeren
Community, unter anderem Ali
Tawakoli aus Afghanistan und Ed-
ward Mutebi aus Uganda. In ihrer
Heimat drohen ihnen harte Stra-
fen für Homosexualität. Deshalb
haben sie Schutz in Deutschland
gefunden.
Liebe Gäste, ich danke Ihnen al-

len, dass Sie heute zu uns in den
Bundestag gekommen sind. Die
heutige Gedenkstunde stellt eine
Opfergruppe in den Mittelpunkt,
die lange um Anerkennung kämp-
fen musste: Menschen, die von
den Nationalsozialisten aufgrund
ihrer sexuellen Orientierung oder
geschlechtlichen Identität verfolgt
wurden. Der Paragraph 175 Straf-
gesetzbuch belegte seit dem Kai-
serreich den Geschlechtsakt unter
Männern mit Gefängnis.
Die Nationalsozialisten ver-

schärften diesen Paragraphen
noch: Küsse, Berührungen, sogar
Blicke waren strafbar. Zehntausen-
de wurden der Homosexualität
beschuldigt. Schon das genügte
oft, um ihre gesellschaftliche Exis-
tenz zu ruinieren. Mehr als die
Hälfte der Männer wurde verur-

teilt, meist zu langen Haftstrafen
und Zwangsarbeit. In einigen Fäl-
len wurden Männer zur Sterilisati-
on gezwungen. Viele in den
Selbstmord getrieben. Auch wenn
der Paragraph 175 nur für Männer
galt, waren lesbische Frauen vor
Verfolgung keinesfalls sicher.
Ebensowenig wie Menschen, die

nicht das Geschlecht leben konn-
ten oder wollten, das die Gesell-
schaft von ihnen verlangte. Wer
nicht den nationalsozialistischen
Normen entsprach, lebte in Angst
und Misstrauen. Am härtesten traf
es die vielen Tausend Frauen und
Männer, die aufgrund ihrer Sexua-
lität – teils unter Vorwänden – in
Konzentrationslager deportiert
wurden. Sie standen auf einer der
untersten Stufen der sogenannten
Lagerhierarchie und waren der all-
gegenwärtigen Gewalt ungeschützt
ausgesetzt. Viele wurden für medi-
zinische Experimente miss-
braucht. Die meisten kamen
schon nach kurzer Zeit um – oder

wurden ermordet.
Heute vor 78 Jahren
wurde Auschwitz be-
freit. Aus den Lagern
befreit wurden auch
die wegen ihrer Se-
xualität Inhaftierten.
Doch für sie brachte
das Ende des Natio-
nalsozialismus kein
Ende der staatlichen
Verfolgung. In bei-

den Teilen Deutschlands galt der
Paragraph 175 Strafgesetzbuch
nach 1945 weiter. In der Bundes-
republik bis 1969 sogar in der Fas-
sung der Nationalsozialisten.
Aus heutiger Sicht klingt es un-

glaublich: Erst 1994 wurde der Pa-
ragraph 175 vollständig gestri-
chen. Und es dauerte noch einmal
viele Jahre, bis alle Urteile aufge-
hoben wurden. Bis unsere Demo-
kratie die Kraft fand einzugeste-
hen: Diese Urteile waren Unrecht!
Auch auf die Anerkennung als Op-
fer der Nationalsozialisten warte-
ten sexuelle Minderheiten lange
vergebens. In den achtziger Jahren
begannen zivilgesellschaftliche
Initiativen in Ost- wie West-
deutschland öffentlich an deren
Verfolgungsgeschichte zu erin-
nern. Und stießen damit immer
wieder auch auf Widerstand. Es ist
mir sehr wichtig, dass wir heute
der Menschen gedenken, die we-
gen ihrer sexuellen Orientierung
und geschlechtlichen Identität ver-
folgt wurden. Teil unseres Geden-
kens ist, dass Überlebende hier im
Parlament ihre Stimme erheben
und uns von ihrem Leben und

Leiden berichten. Die letzten
Überlebenden dieser Opfergruppe
sind verstorben, ohne dass wir sie
gehört haben. Ihre Geschichten
müssen andere erzählen.
Liebe Maren Kroymann, lieber

Jannik Schümann, Sie überneh-
men diese Aufgabe und tragen uns
die Opferbiographien von Mary
Pünjer und Karl Gorath vor. Der
Historiker Lutz van Dijk hat diese
Texte verfasst.
Lieber Klaus Schirdewahn, Sie

können aus eigenem Erleben be-
richten. Zum Abschluss der Ge-
denkstunde werden Sie über Ihre
Verfolgung als Homosexueller in
der Bundesrepublik sprechen.
Liebe Frau Kats, Sie haben als

jüdisches Kind unter falscher
Identität überlebt. Ihre Eltern wur-
den in Auschwitz ermordet. Zum
Auftakt werden Sie uns berichten,
was es bedeutet, wenn ein Mensch
seine oder ihre wahre Identität
entdeckt. Ich bedanke mich bei al-
len für die Mitwirkung an der
heutigen Gedenkstunde. Ebenso
danke ich Allen, die sich im Vor-
feld dafür eingesetzt und den Auf-
ruf zum Erinnern an sexuelle Min-
derheiten unterstützt haben. Noch
immer wissen wir über das Schick-
sal einzelner sexueller Minderhei-
ten zu wenig. Die Nationalsozia-
listen verfolgten lesbische Frauen
und transsexuelle Menschen unter
Vorwänden. Etwa als sogenannte
„Asoziale“. So machten sie deren
Kriminalisierung aufgrund der ge-
schlechtlichen Identität unsicht-
bar.
Andere Opfergruppen kommen

ebenfalls erst allmählich in unse-
ren Blick. Für unsere Erinnerungs-
kultur ist es wichtig, dass wir die
Geschichten aller Verfolgten er-
zählen. Ihr Unrecht sichtbar ma-
chen. Ihr Leid anerkennen. Immer
weniger Zeitzeugen können uns
ihre Geschichte erzählen. Aber wir
können – und müssen! – uns ihr
Leid auf andere Weise vergegen-
wärtigen. Und ihr Zeugnis weiter-
tragen.
Wir müssen in der Erinnerungs-

kultur neue Wege beschreiten.Am
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Fortsetzung auf nächster Seite

Dies ist eine gekürzte Version der Debatte.
Das Plenarprotokoll und die vorliegenden
Drucksachen sind im Volltext im Internet
abrufbar unter:
http://dip21.bundestag.de/dip21.web/bt
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Kämpfen wir
gegen Antise-
mitismus, Ras-
sismus und
Fremden-

feindlichkeit!
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Dienstag habe ich hier im Bundes-
tag eine Ausstellung der Gedenk-
stätte Yad Vashem eröffnet. Ge-
meinsam mit dem Vorsitzenden
Dani Dayan, dem ich herzlich
danke. Die Ausstellung zeigt All-
tagsgegenstände deutscher Jüdin-
nen und Juden: einen Chanukka-
Leuchter, einen Fluchtkoffer oder
eine Puppe. Die Objekte werden
erstmals wieder in Deutschland
gezeigt. Auch wenn ihre einstigen
Besitzerinnen und Besitzer nicht
mehr alle selbst sprechen können:
Die Gegenstände zu betrachten
macht den unwiederbringlichen
Verlust spürbar, den der millio-
nenfache Mord an den europäi-
schen Jüdinnen und Juden bedeu-
tet. Daher sind auch Gedenkstät-
ten an den historischen Orten des
Verbrechens so wertvoll. Vor zwei
Wochen habe ich die Gedenkstät-
te für die Opfer der NS-„Euthana-
sie“ in Bernburg besucht. Hier

wurden 14.000 Menschen ermor-
det: Patientinnen und Patienten
aus Heil- und Pflegeanstalten so-
wie Häftlinge aus Konzentrations-
lagern. Darunter auch Mary Pün-
jer, von deren Schicksal wir gleich
erfahren.
Der Besuch dieser Gedenkstätte

hat mich tief bewegt. Einer leben-
digen Erinnerungskultur dient
auch die Jugendbegegnung des
Deutschen Bundestags. Hier im
Saal begrüße ich einige der Teil-
nehmerinnen und Teilnehmer.
Danke, dass Sie hier sind! Wir
brauchen diese lebendige Erinne-
rungskultur. Denn: Viele Men-
schen in unserem Land glauben,
Deutschland hätte sich bereits
mehr als genug mit der Shoa be-
schäftigt.
Das ist ein Irrtum. Es kann kei-

nen Schlussstrich geben!Es ist ge-
fährlich zu glauben, wir hätten
„ausgelernt“. Wir müssen uns wei-

terhin mit unserer Vergangenheit
auseinandersetzen! Noch immer
gibt es offene, schmerzhafte Fra-
gen. Mich beunruhigen auch Ver-
suche, die Einzigartigkeit des Ho-
locausts zu relativieren. Das müs-
sen wir entschieden zurückweisen.
Mir scheint, wir waren schon ein-
mal weiter. Antisemitismus und
Antiziganismus, Rassismus und
andere Formen gruppenbezogener
Menschenfeindlichkeit nehmen
zu. Fünf antisemitische Straftaten
werden im Schnitt jeden Tag in
Deutschland registriert. Gedenk-
stätten werden geschändet, jüdi-
sche Einrichtungen und Synago-
gen angegriffen. Menschen wer-
den angefeindet, bedroht und at-
tackiert – weil sie Jüdinnen oder
Juden sind. Das ist eine Schande
für unser Land! Wir alle müssen
bei antisemitischen Vorfällen Zi-
vilcourage beweisen. Niemand
darf weggucken! Vor genau einem

Jahr habe ich hier gesagt: „Antise-
mitismus ist mitten unter uns.“
Und ich bleibe bei meiner Aussa-
ge: Antisemitismus, Rassismus
und Fremdenfeindlichkeit finden
sich keineswegs nur am äußersten
Rand. Insbesondere Antisemitis-
mus nimmt immer öfter auch ver-
steckte Formen an
– etwa bei der Dämonisierung

des Staates Israel oder in Ver-
schwörungsbehauptungen wäh-
rend der Corona-Pandemie. Wir
müssen wachsam bleiben und ge-
nau hinschauen. Wie auch die De-
batte um die Documenta 15 ge-
zeigt hat. Wir müssen auch bei der
Diskriminierung queere Men-
schen genau hinschauen, queer-
feindliche Straftaten nehmen zu.
Die Auschwitz-Überlebende Es-
ther Bejarano hat uns eine ein-
dringliche Mahnung hinterlassen
– ich zitiere: „Menschlichkeit ist
unteilbar. Die Forderung ‚Nie wie-

der!‘ gilt auch für die Homosexu-
ellen.“ Nehmen wir ihre Worte
ernst! In den sozialen Netzwerken
wird gegen queere Menschen in
unerträglicher Weise gehetzt.
Schwule, Lesben und Trans-Perso-
nen werden beleidigt, bedrängt
und angegriffen. Sogar auf den Pa-
raden des Christopher Street Day!
Wie im vergangenen Jahr der Tod
von Malte gezeigt hat. Malte war
ein Transmann. Auch hier sind wir
alle gefordert, gegen Diskriminie-
rungen aufzustehen. Eine freiheit-
liche, offene Gesellschaft ist keine
Selbstverständlichkeit. „Nie wie-
der“ – das ist ein Auftrag. Für uns
alle. Jeden Tag.
Kämpfen wir gegen Antisemitis-

mus, Rassismus und Fremden-
feindlichkeit! Engagieren wir uns
für Toleranz und Vielfalt. Für eine
Gesellschaft, in der die Würde al-
ler Menschen tatsächlich unantast-
bar ist.

Rozette Kats:

Ich verstand nicht, was
meinen Eltern geschehen war

Rozette Kats (*1942)
Holocaust-Zeitzeugin

Ich danke für die Einladung,
heute zu Ihnen sprechen zu
können. Denn heute – am Tag

der Befreiung von Auschwitz vor
78 Jahren – erinnern wir im be-
sonderen an Menschen, die da-
mals verfolgt und ermordet wur-
den, weil sie sexuellen und ge-
schlechtlichen Minderheiten an-
gehörten.
Ich selbst gehöre keiner sexuel-

len Minderheit an. Ich habe den
Holocaust als jüdisches Kind in
Amsterdam überlebt.
Aber wenn ich auf die Erfah-

rungen derjenigen höre, die als
sexuelle Minderheiten ausge-
grenzt und verfolgt wurden, er-
kenne ich wichtige Gemeinsam-
keiten mit meinem eigenen Le-
ben. Gestatten Sie mir, dass ich
darum zunächst kurz von meiner
eigenen Geschichte erzähle.
Im Februar 1943, ich war acht

Monate alt, gaben mich meine El-
tern an ein niederländisch-huma-
nistisches Ehepaar. Meine Mutter

war zu der Zeit schwanger mit
meinem kleinen Bruder. Er kam
dann im Durchgangslager Wester-
bork in den Niederlanden zur
Welt. Von da aus wurden meine
Eltern und mein kleiner Bruder
zusammen mit hunderten ande-
ren jüdischen Kindern, Frauen
und Männern in einem überfüll-
ten Viehtransport-Zug nach
Auschwitz deportiert. Schon kurz
nach ihrer Ankunft wurden die
meisten von ihnen in Gaskam-
mern umgebracht. Auch meine
Mutter und mein Babybruder.
Mein Vater musste noch 4 Mona-
te Schwerstarbeit leisten, bevor
auch er ermordet wurde.
Ich aber wuchs bei meinen

Pflegeeltern auf. Nicht als Rozette,
meinem richtigen Namen. Um
mich zu schützen, hatten sie mir
den Namen „Rita“ gegeben.
Am Vorabend

meines sechsten
Geburtstags nahm
mich mein Pflege-
vater auf den Schoß
und erklärte mir:
„Rita – dein richti-
ger Name ist Rozet-
te. Wir sind nicht
deine wirklichen El-
tern. Deine Eltern
wurden in
Auschwitz ermordet, weil sie Ju-
den waren.“ Und er fügte hinzu:
„Doch du musst keine Angst ha-
ben. Wir lieben dich und sorgen
für dich, bis du groß bist. Und
wir brauchen auch nicht mehr da-
rüber zu sprechen.“
Aber ich hatte Angst. Ich ver-

stand nicht, was meinen Eltern
geschehen war. Ich verstand nicht,
warum jemand sie hatte ermor-
den wollen. Was bedeutete jü-
disch? Ich verstand nur, das ich
dann wohl auch jüdisch war wie
meine Eltern.
Alles war viel zu schrecklich für

ein Kind von sechs Jahren. Unbe-
wusst habe ich damals beschlos-
sen: Wenn ich mich nur gut an-
passe und nicht weiterfrage, wird
mir schon nichts geschehen. Ich
muss nur weiter die Maske des
nicht-jüdischen Kindes tragen. Im
Grunde dauerte dieses Nicht-Wis-
sen-Wollen und dieses Verschwei-
gen mehr als mein halbes Leben.
Ich führte ein Doppelleben. Und
dieses Doppelleben machte mich
krank.
Erst viele Jahre später – 1992

– wurde in Amsterdam eine Kon-
ferenz für Men-
schen wie mich or-
ganisiert: Für jüdi-
sche Kinder, die
während des
Kriegs versteckt
worden waren. Ich
war nun 50 Jahre
alt, und traf end-
lich mehr Men-
schen, die ähnli-
ches wie ich erlebt

hatten. Das war meine Befreiung:
Ein Coming-out aus meinem Ver-
steck. Ich war nicht mehr die ein-
zige!
Seitdem hat sich mein Leben

sehr verändert. Bis heute bin ich
aktiv für die Gedenkstätte Wester-
bork. So berichte ich auch aus

meinem Leben an Schulen und
anderen Veranstaltungen in den
Niederlanden und Deutschland.
Auch ich lerne viel bei diesen Be-
gegnungen. In jüngster Zeit be-
rühren mich besonders Gespräche
mit jungen Flüchtlingen, die viel
von sich erkennen in meiner Ge-
schichte.
Was ich als kleines Kind lernen

musste, das mussten jedoch auch
viele Angehörige sexueller und
geschlechtlicher Minderheiten vor
– und leider auch nach – 1945
lernen: Denn es
macht Menschen
krank, wenn sie
sich verstecken
und verleugnen
müssen. Und noch
etwas habe ich ver-
standen: Das Ver-
sprechen „Nie
wieder!“ meinte
längst nicht alle
Opfergruppen der
Nationalsozialisten. Roma und
Sinti mussten noch Jahrzehnte
lang um Anerkennung kämpfen.
Und wiederum erst sehr spät wur-
de verstanden, dass zum Beispiel
der Haftgrund „asozial“ eine Na-
zi-Definition war, die auch zur
Verurteilung lesbischer Frauen
missbraucht wurde.
Ich weiß sehr wohl, dass es bei

verschiedenen Opfergruppen lan-
ge Zeit Vorbehalte gegeneinander
gab. Bei mancher der jährlichen
Gedenkveranstaltungen galt noch
vor wenigen Jahrzehnten, dass
nicht an homosexuelle Männer
erinnert werden sollte. Ich halte
das für falsch. Darumhabe ich die
Petition, initiiert von dem Histo-
riker und Freund Lutz van Dijk,
um auch an sexuelle und ge-
schlechtliche Minderheiten im
Bundestag zu erinnern, als eine
der ersten damals unterzeichnet.
Denn: Wenn Menschen in Kate-
gorien von mehr oder weniger

„wertvoll“ eingeteilt werden,
wenn bestimmte Opfergruppen
gar als weniger „wertvoll“ als an-
dere angesehen werden, dann be-
deutet das am Ende nur eins:
Dass die nationalsozialistische
Ideologie weiterlebt. Und leider
bis heute weiter wirkt, wenn wir
Gewalttaten gegen queere Men-
schen noch immer erleben müs-
sen.
Heute bin ich 80 Jahre alt. Ich

habe nicht vergessen, wie
schlimm es ist, sich verleugnen

und verstecken zu
müssen.
Darauf gibt es nur

eine Antwort: Jeder
Mensch, der damals
verfolgt wurde, ver-
dient achtungsvolle
Erinnerung. Jeder
Mensch, der heute
verfolgt wird, hat
Anspruch auf unsere
Anerkennung und

unseren Schutz!
Und das noch: Ich wünsche mir

für unsere Kinder, für alle Kinder
dieser Welt, dass jede Form von
Diskriminierung, aber im Extre-
men auch Kriege, nicht als nor-
mal empfunden werden müssen,
sondern als schreckliche Abwei-
chungen, die es zu überwinden
gilt !
Ich danke Ihnen, dass Sie heute

im Bundestag an die Verfolgung
sexueller und geschlechtlicher
Minderheiten in der NS-Zeit und
danach erinnern. Ich bin gern aus
den Niederlanden zu Ihnen ge-
kommen, zusammen mit meiner
Tochter Mirjam, die meine Arbeit
einmal fortsetzen wird.
Ich danke Ihnen, weil Sie damit

endlich früheres Unrecht aner-
kennen und so allen Menschen
heute Mut machen. Auch mir.

Vielen Dank für Ihre Aufmerk-
samkeit.
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Es macht
Menschen krank,
wenn sie sich
verstecken und
verleugnen
müssen.

Ich führte ein
Doppelleben.
Und dieses
Doppelleben
machte mich

krank.
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Maren Kroymann:

Liebe Mary Pünjer, wie gern
hätten wir Dir zugehört

Maren Kroymann (*1949)
Schauspielerin

Liebe Mary Pünjer, eigentlich
solltest Du hier stehen und
berichten. Solltest uns Deine

Sicht auf Deine Lebensgeschichte
erzählen, die, trotz mühsam auf-
gespürter Dokumente, noch im-
mer unvollständig ist. Selbst über
Deinen Tod wurde bis zuletzt ge-
logen. Angeblich bist Du 1942,
mit 37 Jahren, im Konzentrations-
lager Ravensbrück an Herztod ge-
storben. Aber Du bist nicht „ge-
storben“. Du bist ermordet wor-
den – in der Gaskammer einer so-
genannten Heilanstalt, die aber
auch als Tötungsanstalt miss-
braucht wurde. Selektiert für die
Vergasung von einem deutschen
Arzt, der auf der Diagnose-Karte
vermerkt, dass Du eine „sehr akti-
ve ’kesse‘ Lesbierin“ gewesen seist.
Wie kam der Arzt zu der tödlichen
sogenannten „Diagnose“? Was
würdest Du uns heute sagen,
wenn wir Dir zuhören könnten?
Diese Fotos zeigen Dich im

März 1941 als Häftling im Kon-
zentrationslager Ravensbrück. Da
bist Du 36 Jahre alt. Du hast nur
noch etwas mehr als ein Jahr zu
leben. Was wissen wir über Dein
Leben bis hierher? Geboren wirst
Du 1904 in eine jüdische Kauf-
mannsfamilie in Wandsbek, das
heute zu Hamburg gehört. Deine
Eltern führen ein gut gehendes
Damenkonfektionsgeschäft. Du
kannst eine höhere Schule besu-
chen und schaffst 1922 Dein Abi-
tur. Danach arbeitest Du zunächst
im Geschäft der Eltern mit. Dein
Vater stirbt 1926, ab jetzt leiten
Deine Mutter und dein Bruder
Herbert das Geschäft.
1929, mit 25 Jahren, heiratest

Du den nichtjüdischen Buchma-
cher Fritz Pünjer. Eure Ehe bleibt
kinderlos. Ab Beginn der national-
sozialistischen Herrschaft 1933 ist
auch euer Familiengeschäft von
Boykotten betroffen. Trotz aller
Propaganda lässt Dein Mann sich
nicht von Dir, seiner jüdischen
Frau, scheiden. Das bietet Dir zu-

nächst einen gewissen Schutz.
Nach dem Pogrom vom Novem-
ber 1938, das die Nazis verharm-
losend als „Kristallnacht“ bezeich-
nen, muss Deine Mutter das Ge-
schäft aufgeben und es, wie auch
ihr Wohnhaus, mit Grundstück
weit unter Wert verkaufen. Dein
Mann Fritz wird gleich nach
Kriegsbeginn 1939 als Fahrer zum
verstärkten Polizeischutz im be-
setzten Polen eingezogen, kommt
aber immer wieder auch zurück
nach Hamburg. Warum wirst Du
am Abend des 24. Juli 1940 ver-
haftet? Es gibt darüber weder eige-
ne Aussagen von Dir noch polizei-
liche Dokumente. Du wirst zu-
nächst in das Konzentrationslager
Hamburg-Fuhlsbüttel gebracht
und dann, am 12. Oktober 1940,
in das Frauen-Konzentrationslager
Ravensbrück deportiert.
Auf der Zugangsliste ist hinter

Deinem Namen das Wort „asozi-
al“ vermerkt, nicht jedoch „jü-
disch“. Du erhältst die Häftlings-
nummer 4841. Auf Deiner Häft-
lingskleidung ist der schwarze
Winkel der „Asozialen“. Lager-Do-
kumente aus Ravensbrück weisen
ebenfalls aus, dass Du in den Ba-
rackenblöcken für „asoziale“ Häft-
linge untergebracht bist, nicht in
denen für jüdische Häftlinge.
Einmal wirst Du vorübergehend

zurück nach Hamburg transpor-
tiert und im 23. Kriminalkommis-
sariat verhört. In dem Kommissa-
riat, das vor allem für „sexuelle
Delikte“ zuständig ist. Auch hier
fehlen Protokolle der Verhöre. Je-
denfalls scheint Deine langjährige
Ehe wenig zu zählen angesichts
der dort erhobenen Anklagen we-
gen lesbischen Verhaltens, die spä-
ter ein KZ-Arzt gegen Dich ver-
wenden wird. Verfolgt werden
auch Deine Geschwister: Wir se-
hen Dich hier vermutlich 1908 in
Wandsbek, im Alter von vier Jah-
ren. Du stehst lebensfroh in der
Mitte, link neben Dir Dein älter
Bruder Herbert und rechts Deine
ältere Schwester Ilse. Deine
Schwester Ilse wird 1941 als Jüdin
zunächst nach Riga deportiert und
schließlich im KZ Stutthof ermor-
det. Eurem Bruder Herbert gelingt
mit Frau und Sohn 1938 noch die
Flucht nach Amerika.
Eure Mutter Lina Kümmermann

wird im Juli 1942 als Jüdin zu-
nächst nach Theresienstadt und
von dort nach Auschwitz depor-
tiert, wo sie im Mai 1944 mit 71
Jahren ebenfalls ermordet wird.
Genaue Zahlen darüber, wie viele
Menschen in der NS-Zeit als „Aso-
ziale“ ermordet wurden, gibt es

nicht. Eine Schätzung des US-
amerikanischen Holocaust-Muse-
ums in Washington aus dem Jahr
2019 geht von circa 70.000 Op-
fern aus.
Was war anders an Mary Pün-

jer? Und was genau bedeutete die
Häftlingskategorie „asozial“? An-
ders als bei homosexuellen Män-
nern war lesbisches Verhalten
nach keinem Paragrafen im Ge-
setzbuch strafbar. Unter „asozial“
wurden verschiedene Verhaltens-
formen zusammengefasst, die im
Nazi-Jargon von
„arbeitsscheu“
über „Prostituti-
on“, „Vagabundie-
ren und Bettelei“
bis zur „Veruntreu-
ung öffentlicher
Unterstützungs-
leistungen“ reich-
ten. Gefährlich
wurde es vor allem
dann, wenn soge-
nannte Fach-Ärzt:innen eine „Ver-
erbung asozialen Verhaltens“ at-
testierten und damit auch eine
„Ausmerzung erbkranken Le-
bens“ anordnen konnten. In eini-
gen Fällen wurden lesbische Frau-

en gleichermaßen als „asozial“
eingestuft.
Diese Einstufung traf auch Ma-

ry Pünjer. Aber hatte sie wirklich
Kontakte mit lesbischen Frauen?
Und war ihre Ehe nur eine
Scheinehe, um sie als Jüdin und
Lesbe doppelt zu schützen? Oder
war eine Denunziation der Auslö-
ser für ihre Verhaftung? Hatte sie
wirklich „lesbische Lokale“ in
Hamburg „fortgesetzt aufgesucht“
und dort „Zärtlichkeiten ausge-
tauscht“? Damit begründete spä-
ter der KZ-Arzt Friedrich Menne-
ke in Ravensbrück seine Selekti-
on.
Zusammen mit rund 1.600 an-

deren Frauen schickte er Mary
Pünjer, vermutlich zwischen Feb-
ruar und April 1942, in die soge-
nannte „Heil- und Pflegeanstalt
Bernburg“ – mit dem Ziel der Er-

mordung durch
Vergasen. Im Deut-
schen Bundestag
dauerte es bis zum
Februar 2020, dass
die Opfergruppe
der „Asozialen“ als
Verfolgte des Natio-
nalsozialismus an-
erkannt wurde. Ein
Gedenken im Bun-
destag steht noch

immer aus. In der Gedenkstätte
Ravensbrück mündete ein langer
fachlicher Disput erst im letzten
Jahr (2022) in einen Kompro-
miss, um mit einer Gedenkkugel
an die lesbischen Frauen zu erin-

nern, die dort umkamen. Nach
Jahrzehnten der Maskierung und
Verschleierung können auch heu-
te noch immer nicht alle Ge-
schichten vollständig und ein-
deutig erzählt werden.
Immerhin aber gibt es endlich

und zunehmend Bemühungen
von Historiker:innen, nicht mehr
zunächst und allein die Kriterien
und Gesetze der Nazis als Maß-
stab für eine Anerkennung als
Opfer des Nationalsozialismus
zuzulassen.
Nach offiziellen Angaben ver-

starb Mary Pünjer am 28. Mai
1942 im Konzentrationslager Ra-
vensbrück mit 37 Jahren an
„Herzversagen“. Das sind zweifel-
los Angaben, um die Mordaktion
und den wirklichen Tötungsort in
der sogenannten Heilanstalt zu
verschleiern. Zwei Tage danach
wurde ihrem Mann mitgeteilt,
dass er die Urne seiner Frau auf
eigene Kosten anfordern könne.
Fritz Pünjer tat es und ließ sie am
4. September 1942 auf dem Jüdi-
schen Friedhof Jenfelder Straße in
Hamburg beisetzen. Was würdest
Du uns heute sagen, Mary? Ange-
klagt als „asozial“, selektiert und
ermordet als „Lesbierin“: Was da-
von stimmte, was wurde Dir un-
terstellt? Was war Dir wichtig?
Gab es Liebe und Glück in Dei-
nem Leben?
Immerhin erinnert ein Stolper-

stein in Hamburg-Wandsbek an
Dich. Wie gern hätten wir Dir zu-
gehört...
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Jannik Schümann:

Vielleicht kannst Du uns
heute zuhören, lieber Karl

Jannik Schümann (*1992)
Schauspieler

Lieber Karl Gorath, eigentlich
solltest Du hier stehen und
berichten. Du bist alt gewor-

den, 90 Jahre alt. Aber es hat nicht
gereicht. 2003, im Jahr Deines To-
des, wollten nur wenige Menschen
Geschichten wie Deine hören. Da-
rum stehe nun ich hier und versu-
che, Dir eine Stimme zu geben.
Du bist 22 Jahre jung, als Du zum
ersten Mal nach § 175 verhaftet

wirst. Angezeigt von einem Schul-
leiter – für eine Tat, die da schon
einige Jahre zurück liegt. Zwei
Jungen eben…Du hast Pech, wirst
mit mehr als einem Jahr Gefäng-
nis bestraft. Bist also ab jetzt vor-
bestraft. Ein Krimineller.
Geboren bist Du 1912 in Bad

Zwischenahn, ziehst später nach
Bremerhaven und machst eine
Ausbildung zum Krankenpfleger.
Dann, 1934, die erste Verurteilung
nach § 175 mit 22 Jahren. Ein
Jahr später – 1935 – verschärft die
Hitler-Regierung den seit 1872 im
Deutschen Reich bestehenden
§ 175 nicht nur mit höheren Haft-
strafen. Ab jetzt kann nach „ge-
sundem Volksempfinden“ verur-
teilt werden. Und wird verurteilt,
oft auch ohne eindeutige Beweise.
Du bist jung, Karl. Noch immer.
Du triffst Dich weiter mit anderen
Männern. Heimlich. Klar. Wie
sonst?
1938, mit 26, wirst Du erneut

angezeigt und 1939 und 1940

nach § 175 zu einer Gesamt-
Zuchthausstrafe von drei Jahren
verurteilt. Im November 1942
– Du hast Deine Strafe, einschließ-
lich derUntersuchungshaft, fast
abgebüßt – wird „polizeiliche Vor-
beugungshaft“ angeordnet. Als
„gefährlichen Wiederholungstä-
ter“ deportieren sie Dich im Janu-
ar 1943 in das Konzentrationsla-
ger Neuengamme bei Hamburg.
Hier trägst Du erstmals auf Deiner
Sträflingskleidung den Rosa Win-
kel für Häftlinge, die nach § 175
verurteilt worden sind.
Später hast Du berichtet, dass

Dir zwei Begebenheiten zunächst
beim Überleben all der Schrecken
des Alltags im KZ geholfen haben:
Da ich eine Ausbildung als Kran-
kenpfleger absolviert hatte, sagtest
du, wurde ich der Krankenabtei-
lung zugewiesen... Ich brauchte
nicht zu den täglichen Arbeitsein-
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Fortsetzung auf nächster Seite

Was war Dir
wichtig?

Gab es Liebe
und Glück
in Deinem
Leben?
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sätzen ausrücken. Und: Mir war es

dank der Hilfe von Kameraden

später möglich, meinen rosa Win-

kel gegen einen roten [der politi-

schen Gefangenen] auszutau-

schen. Doch schon wenig später

machst Du Dich eines anderen

KZ-Vergehens schuldig. In Deinen

Worten: Die Lagerleitung hat die

russischen Kriegsgefangenen aus-

hungern lassen (...) Wir haben

dann versucht, Essenrationen in

das Russenlager zu schmuggeln.

Als das aufflog, hieß es: „Straf-

transport nach Auschwitz“ (...)

Mit vier weiteren Kameraden wur-

de ich dann am 1. Juni 1943 nach

Auschwitz deportiert. Hier sehen

wir Dich als Häftling in Auschwitz

im Jahr 1943. Zu diesem Zeit-

punkt bist Du 31 Jahre alt.

Immerhin trägst Du ab hier den

roten Winkel der politischen Häft-

linge. Ein deutlicher Vorteil. Denn

es ist ja kein Geheimnis, dass die

Häftlinge mit den rosa Winkeln

sowohl beim Wachpersonal als

auch bei Mitgefangenen ganz un-

ten in der Hierarchie stehen. Der

ehemalige Lagerkommandant von

Auschwitz, Rudolf Höß, notiert

kurz vor seiner Hinrichtung 1947

in sein Tagebuch über die Häftlin-

ge mit dem Rosa Winkel: Bei die-

sen half keine noch so schwere Ar-

beit, keine noch so strenge Auf-

sicht. Da sie von ihrem Laster

nicht lassen konnten oder nicht

wollten, wußten sie, daß sie nicht

mehr frei würden. Dieser stärkst

wirksame psychische Druck bei

diesen meist zart besaiteten Na-

turen beschleunigte den physi-

schen Verfall. Kam dazu noch et-

wa der Verlust des „Freundes“

durch Krankheit oder gar durch

Tod, konnte man den Exitus vo-

raussehen. Der „Freund“ bedeute-

te diesen Naturen in dieser Lage

alles. Es kam auch mehrere Male

vor, dass zwei Freunde gemeinsam

in den Tod gingen.

Dir gelingt es, wieder als Pfleger

im Krankenrevier zu arbeiten. Du

steigst sogar zum Blockältesten

auf. Zwei junge

polnische Häftlinge

werden Dir zuge-

ordnet – ihre Na-

men wirst Du nie-

mals mehr verges-

sen: Tadeusz und

Zbigniew, 21 und

15 Jahre alt. Du

liebtest sie, sagst

Du später. Und ver-

suchtest alles, um

sie zu schützen. Irgendwann wer-

det Ihr auseinandergerissen, die

Spuren verlieren sich. Ob sie über-

lebt haben? Die Frage beschäftigt

Dich bis an Dein Lebensende.

Kurz vor der Befreiung des KZ

Auschwitz durch die Rote Armee

– heute, am 27. Januar vor 78 Jah-

ren – wirst Du auf einen Transport

Richtung Westen geschickt, den

Du nur knapp überlebst.

In Deinen Worten: Am 8. Mai

1945 (...) war ich an Ruhr er-

krankt und fast schon tot. Ein

französischer Arzt hat mich aus ei-

nem Berg von Leichen gezogen

und wieder hochgepäppelt.

Nach dem Krieg lebst Du wieder

in Bremerhaven. Doch schon im

März 1946 wirst Du erneut verhaf-

tet und im September wegen

„schwerer Unzucht unter Män-

nern“ nach § 175 zu fünf Jahren

Zuchthaus verurteilt.

Zu Deinem Entsetzen empfängt

Dich im Gerichtssaal derselbe

Richter, der Dich schon einmal

verurteilt hat, mit den Worten:

„Sie sind ja schon wieder hier!“

Einen Antrag Deines Verteidi-

gers, die Zucht-

hausstrafe um die

Zeit der KZ-Haft zu

verkürzen, lehnt er

ab. Du musst die

fünf Jahre Zucht-

haus voll verbüßen.

In den Jahren der

nationalsozialisti-

schen Herrschaft

von 1933 bis 1945

wurden in

Deutschland circa 50.000 Männer

nach § 175 verurteilt. Etwa

10.000 von ihnen kamen nach

Abbüßung der Strafe in verschie-

dene KZ’s. Etwa ebenso viele wur-

den von 1945 bis 1969 in der

Bundesrepublik Deutschland ver-

urteilt – nach der seit 1935 noch

immer gleichen Fassung des Para-

grafen. Später berichtete Karl Go-

rath: Ich habe dann zehn Jahre

keine Arbeit mehr bekommen,

denn ich war ja richtig vorbe-

straft. Später hat man mir die

Haftzeit auch noch von meinem

Rentenanspruch abgezogen (...)

Meine Rente lag unter Sozialsatz.

Noch aus der Haft heraus hatte

Karl Gorath ab 1950 mehrmals

Anträge auf Wiedergutmachung

für in der NS-Zeit erlittenes Un-

recht gestellt. Sie wurden allesamt

abgelehnt. 1957 bestätigte das

Bundesverfassungsgericht, dass

die nationalsozialistische Fassung

des § 175 kein NS-Unrecht sei,

sondern „geltender Rechtsauffas-

sung“ entspreche. Nach seiner

Haftentlassung und mehr als zehn

Jahren der Arbeitslosigkeit fand

Karl Gorath bis zur Rente eine An-

stellung bei der Seemannsmission

in Bremerhaven. Mehrfach bean-

tragte er, die Jahre der KZ-Haft auf

seine Rente anzurechnen. Auch

diese Anträge wurden wiederholt

abgelehnt, zuletzt 1980 vom Bre-

mer Sozialgericht, weil, wie es

hieß, „der Kläger [kein] Verfolgter

ist, sondern [bestraft worden

war], „wegen der von ihm began-

genen Sittlichkeitsdelikte“. Erst,

als sich junge Leute beim Bremer

Rat&Tat Zentrum, allen voran der

Soziologe Jörg Hutter, für ihn ein-

setzten, gelang es endlich, dass

seine monatliche Rente über den

Bremer Härtefonds um bescheide-

ne 500 Mark aufgestockt wurde.

Im selben Jahr 1989 schloss Karl

Gorath sich einer Studienfahrt

junger homosexueller Männer aus

Norddeutschland an, die als erste

offen schwule Gruppe nach

Auschwitz reiste, um als Gruppe

Freiwilliger von Aktion Sühnezei-

chen bei Instandsetzungsarbeiten

in der Gedenkstätte mitzuhelfen.

Und um im Archiv nach Zeugnis-

sen von § 175-Häftlingen zu su-

chen.

Hier sehen wir Karl Gorath bei

seinem Besuch in der Gedenkstät-

te Auschwitz. Ihm war bei dieser

Reise nur eines wichtig: Würde er

herausfinden, was aus seinen da-

mals jungen polnischen Freunden

Tadeusz und Zbigniew geworden

war? Hatten sie, wie er, überlebt?

Im Archiv wurden ihm Doku-

mente gezeigt, nach denen die

Namen beider junger Polen auf

einer Todesliste notiert sind. Der

inzwischen 77-Jährige war darü-

ber so erschüttert, dass er die Rei-

se abbrach und allein zurück

nach Bremerhaven fuhr. Karl Go-

rath starb im März 2003 mit 90

Jahren – ohne die Wahrheit über

die beiden jungen Polen zu erfah-

ren. Die kam erst vor kurzem

– 2020 – ans Tageslicht. Im Rah-

men des polnisch-deutschen For-

schungsprojekts „Erinnern in

Auschwitz – auch an sexuelle

Minderheiten“ fand die polnische

Historikerin Dr. Joanna

Ostrowska nicht nur heraus, dass

beide Männer überlebt hatten.

Einer von ihnen, Zbigniew K.

begleitete 1989 – als Karl Gorath

dort nach Unterlagen über sein

Schicksal suchte – noch als Zeit-

zeuge Führungen in der Gedenk-

stätte Auschwitz. Zbigniew starb

erst 2012. Vielleicht kannst Du et-

was mehr Frieden finden in dem

Wissen, dass Deine jungen polni-

schen Freunde überlebten. Viel-

leicht kannst Du uns heute zuhö-

ren, lieber Karl.

Klaus Schirdewahn:

Ich wurde schuldig gesprochen
wegen meiner Gefühle

Klaus Schirdewahn (*1947)
Leiter der Gruppe „Gay and Grey“

D
ass ich jetzt vor Ihnen

sprechen kann, ist nicht

selbstverständlich. Noch

vor wenigen Jahren war ich tief in

meinem Inneren so verunsichert,

versteckte mich, schämte mich

meiner Gefühle, war immer auf

der Hut, nur ja nichts Falsches zu

sagen, nur nichts von meinen Ge-

fühlen zu erkennen zu geben.

Bis vor fünf Jahren galt ich als

vorbestraft. Weil ich im Jahr 1964

– als Siebzehnjähriger – von der

Staatsanwaltschaft in Rheinland-

Pfalz angeklagt und daraufhin

schuldig gesprochen wurde.

Schuldig wegen meiner Gefühle

für einen anderen Mann. Schul-

dig, gegen den Paragraphen 175

des Strafgesetzbuches verstoßen zu

haben.

Dieser Paragraph war 1935 von

den Nationalsozialisten verschärft

worden. In dieser verschärften Fas-

sung galt er in der BRD noch bis

1969. Komplett abgeschafft wurde

er erst 1994 – und erst im Jahr

2017 wurden die Schuldsprüche

aufgehoben. Auch der Schuld-

spruch gegen mich.

Was während des Nationalso-

zialismus strafrechtlich galt, galt

für mich und viele andere noch

bis 1969. Damals begann sich un-

sere Gesellschaft langsam mit den

zwischen 1933 und 1945 began-

genen Verbrechen zu beschäftigen.

Aber „wir“ waren mit „unserer“

Lebensweise noch nicht willkom-

men. Zu sehr wirkte das Gift des

nationalsozialistischen Menschen-

und Familienbildes in Geist und

Köpfen noch nach. „Wir“ – das

sind nicht nur schwule Männer,

sondern auch lesbische Frauen, bi-

sexuelle, trans und interge-

schlechtliche Personen. Für uns al-

le war „das Dritte Reich noch

nicht zu Ende“, wie es 1963 der

Historiker Hans-Joachim Schoeps

überspitzt, aber treffend ausdrück-

te.

Die einzige Möglichkeit für

mich selbst, im Jahr 1964 eine

Freiheitsstrafe abzuwenden, be-

stand darin, eine Therapie zu be-

ginnen, die mich von meiner Ho-

mosexualität „heilen“ sollte – hei-

len in Anführungszeichen. Mein

damaliger Mitangeklagter, der be-

reits 21 Jahre alt war und damit

als volljährig galt, erhielt eine Ge-

fängnisstrafe von einem Jahr.

Meine Familie war geprägt

durch den christlichen Glauben.

Ich selbst habe geglaubt, ich kön-

ne mich ändern, mein Leben nach

damals vorherrschender christli-

cher Norm leben. Doch was

macht das mit einem Menschen,

der niemandem ein Leid angetan

hat, der niemanden bedrängt, be-

droht oder angegriffen hat – was

macht es mit einem Menschen,

der gezwungen wird, eine Thera-

pie durchzuführen, die ihm seine

Gefühle, seine Lebensweise, seine

Identität, sein We-

sen abspricht?

Meine spätere

Ehefrau hat mich

zeitweise zu dem

Therapeuten be-

gleitet. Wir beide

haben geglaubt:

Wir schaffen das.

Aber für mich

begann ein er-

zwungenes Dop-

pelleben. Eine Zeit, in der ich

mich verstecken und verstellen

musste, um überleben zu können.

Eine Zeit, in der ich eingeschüch-

tert war, krank in der Seele, in der

ich mich schämte für das, was ich

fühlte, obwohl ich niemandem et-

was angetan hatte.

Ich versuchte, nirgendwo anzu-

ecken, es allen recht zu machen.

Mit niemandem konnte ich nach

meiner Hochzeit darüber spre-

chen, was wirklich in mir und mit

meinen Gefühlen los war, ich war

gefangen.

Welche Last und welche Sorgen

ich auch meiner Ehefrau und

letztlich auch meiner Tochter zu-

gefügt habe, ist mir erst viel später

bewusst geworden, aber da war es

schon zu spät.

„Schande“, „Todsünde“, „Ver-

brechen“ – das sind Begriffe, die

ich nicht nur von

meinen Eltern hör-

te. Ich baute eine

Schweinwelt um

mich herum auf,

wurde stumm, litt

unter Depressionen,

seelischen und kör-

perlichen Schmer-

zen – jahrzehnte-

lang.

Doch meine Ge-

fühle ließen sich nicht abstellen

oder unterdrücken. In meinem In-

neren bewahrte ich mir den Rest

eines Traumes von einem „freien

und normalen“ Leben. Durch die

jahrelange Arbeit von Aktivisten

und Vorbildern ermutigt, ent-

schloss ich mich spät in meinem
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Im Jahr Deines
Todes wollten
nur wenige

Menschen Ge-
schichten wie
Deine hören.

Ich schämte mich
für das, was ich
fühlte, obwohl
ich niemandem
etwas angetan

hatte.
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Leben dazu, mich endlich als

schwuler Mann öffentlich zu zei-

gen. Dies war eine Befreiung, nach

der ich zum ersten Mal das Gefühl

hatte: Ich bin Ich!.

Und die Erfahrung gemacht zu

haben, von anderen Menschen

so geliebt zu werden, wie ich bin,

kann ich kaum beschreiben. Für

heterosexuelle Menschen ist das

überhaupt keine Frage – für mich

jedoch war es eine überwältigen-

de Erfahrung, dass angefangen

von meinen Geschwistern immer

mehr Menschen zu mir standen.

Dadurch konnte ich selbst aktiv

werden und engagiere mich bis

heute für die gleichberechtigte

Teilhabe von queeren Menschen

in meiner jetzigen Heimatstadt

Mannheim und darüber hinaus.

All denen, die mir auf meinem

Weg geholfen und mich begleitet

haben, möchte ich sehr herzlich

danken.

Ich weiß, dass viele Menschen

aus der queeren Community

ähnliche Erfahrungen wie ich ge-

macht haben, dass viele Men-

schen so wie ich jahrzehntelang

versteckt gelebt haben.

Ich setze mich mit meiner gan-

zen Kraft dafür ein, dass unsere

Geschichte nicht vergessen wird

– gerade heute, wo die queere

Community erneut großen An-

feindungen weltweit und auch in

Deutschland ausgesetzt ist. Es ist

mir wichtig, dass die Jugend

nicht vergisst, was es für Mühe

und Kraft gekostet hat, dass wir

so leben können, wie wir jetzt le-

ben dürfen.

Sie, Herr Bundespräsident, sag-

ten 2018: „Zu unserem Geden-

ken muss aber auch die Zeit nach

1945 gehören. […] Die Würde

von Homosexuellen, sie blieb an-

tastbar. Zu lange hat es gedauert,

bis auch ihre Würde etwas ge-

zählt hat in Deutschland.“ Des-

wegen ist die heutige Gedenk-

stunde so wichtig. Nicht nur für

mich persönlich, der ich hier vor

Ihnen stehe, sondern für die ge-

samte Community. Sie ist ein

Zeichen der Anerkennung und

ein Signal in die Gesellschaft hi-

nein:

Denn sie drückt Trauer über

das Leiden aus, das queeren Men-

schen im Nationalsozialismus

angetan wurde. Sie macht aber

auch das Unrecht, das 1945 eben

nicht endete, sichtbar und gibt

den Betroffenen deswegen etwas

von ihrer Würde zurück. Ich

spreche deswegen auch für all

diejenigen, die sich bis heute we-

gen ihrer sexuellen Orientierung

oder ihrer geschlechtlichen Iden-

tität verstecken müssen, die des-

wegen beschimpft, beleidigt, an-

gefeindet, bedroht, ja sogar getö-

tet werden. Sie alle – „wir“ alle

stehen hier.

Wie gesagt: Dass ich jetzt vor Ih-

nen sprechen kann, ist noch nicht

selbstverständlich!

Ich danke Ihnen.

Dr. Robert Habeck, Bundesminister für Wirtschaft und Klimaschutz:

Wir haben diese Krise
handhabbar gemacht

Robert Habeck (*1969)
Wahlkreis Flensburg – Schleswig

D
er Tag gestern und auch

die innenpolitische De-

batte sind stark geprägt

gewesen von der Frage weiterer

militärischer Unterstützung für

die Ukraine. Ich will jetzt damit

noch einmal quasi rückblickend

auf den gestrigen Tag beginnen.

Die Entscheidung, die gestern

noch einmal offiziell verkündet

wurde, ist richtig, notwendig,

dringend geboten gewesen. Aber

es ist keine Jubelentscheidung

gewesen. Denn es ist eine Ent-

scheidung über schweres Kriegs-

gut, über schwere Kriegsgüter,

die deswegen erforderlich ist,

weil die Ukraine ihr Selbstvertei-

digungsrecht in Anspruch neh-

men muss.

Wir sehen die Berichte auch

aus den befreiten Gebieten, aus

Cherson beispielsweise, wo mal

300 000 Menschen lebten; etwa

6 000 Menschen harren dort

noch aus, werden immer noch

bombardiert. Das Töten geht

dort weiter. Das Töten muss ein

Ende finden, indem die Ukraine

diesen Konflikt zu ihren Bedin-

gungen beendet.

Der russische Angriffskrieg ge-

gen die Ukraine hat viele Ge-

wissheiten und Selbstgewisshei-

ten zerstört, auch hier im Land.

Wir haben schmerzhaft erleben

müssen, dass das, was wir für

selbstverständlich erachtet ha-

ben, ein Leben in Frieden und

Freiheit und in Wohlstand, be-

droht ist und dass eine Selbstver-

gesslichkeit, dass diese Bedro-

hung existiert, sich bitter rächen

kann.

In 2022 hat Deutschland

ebenfalls einen Preis gezahlt, ei-

nen ökonomischen Preis, über

den hier in diesem Haus häufig

diskutiert wurde. Viele Men-

schen hatten – und zum Teil ha-

ben sie es noch – reale Existenz-

not. Unternehmerinnen und

Unternehmer fürchteten oder

fürchten um den Fortbestand ih-

res Unternehmens. Hohe Inflati-

onsraten, wie wir sie seit dem

Zweiten Weltkrieg nicht gesehen

haben, die Sorge vor einem Zu-

sammenbruch der deutschen

Wirtschaft – und in Teilen be-

steht es fort in der Sorge für das

Jahr 2023 und folgend – all das

hat die Debatte in Deutschland

in 2022 geprägt.

Wir zahlen also einen Preis, ei-

nen ökonomischen, einen volks-

wirtschaftlichen und in gewis-

sem Sinne auch einen gesell-

schaftlichen Preis. Aber ich will

noch einmal unterstreichen, dass

diesen Preis nicht zu zahlen dra-

matisch viel schlimmer wäre.

Dieser Preis ist nichts im Ver-

gleich zu dem, was die Men-

schen in der Ukraine erdulden

müssen, was der Horror des

Krieges und das Blutvergießen

tatsächlich ausmachen. Wenn

wir diesen Preis nicht bereit sind

zu zahlen, also die Unterstüt-

zung für die Ukraine mit Sank-

tionen, mit militärischen Gü-

tern, mit einer Umstellung der

Energieinfrastruktur, nicht bereit

sind zu zahlen, dann werden wir

eine Schuld auf uns

laden, dass Putin

diesen Krieg zu sei-

nen Bedingungen

gewinnt. Und das

darf nicht passie-

ren.

Insofern – damit

komme ich zu den

ökonomischen Da-

ten – muss man

immer wieder ein-

ordnen, über was wir hier disku-

tieren im Verhältnis zu dem, was

diese Zeitenwende, dieser Epo-

chenbruch der Zeit ausgelöst

hat. Vieles, was uns drückt und

was die Menschen zu Recht be-

sorgt und drückt, muss vor die-

sem größeren Bild gesehen wer-

den. Das darf nicht vergessen

werden.

Sehr geehrte Damen und Her-

ren, mit dieser Einordnung der

innerdeutschen Debatte und der

ökonomischen Debatte noch

einmal eine Erinnerung an das,

was – nur in ökonomischen

Zahlen – drohte: Es gab große

Wirtschaftsinstitute und nam-

hafte Forscher, die noch im Spät-

sommer gesagt haben: Wenn

kein russisches Gas kommt

– und wir wissen, dass es nicht

mehr kommt -, könnte die deut-

sche Wirtschaft um bis zu 12

Prozent einbrechen. – Sie haben

vielleicht die BIP-Entwicklung

vor Augen, die Graphen mit die-

sem tiefen Keil in der Coronakri-

se. Das war ein Einbruch von

knapp 6 Prozent. Im Grunde

gibt es keine Grafik, die minus

12 Prozent auffangen könnte,

weil dieser Einschnitt so tief ge-

wesen wäre. Das sage ich nur,

um uns noch einmal zu verge-

genwärtigen, worüber wir mit

guten Gründen im letzten Jahr

gesprochen haben.

Die Zahlen im Jahreswirt-

schaftsbericht, die wir gestern

vorgelegt haben,

sind nicht gut;

aber sie sind bei

Weitem besser, als

wir noch vor we-

nigen Wochen be-

fürchten mussten.

Wir haben diese

Krise handhabbar

gemacht. Wir ha-

ben den Trend

der Inflation ge-

brochen. Wenn ich „wir“ sage,

dann meine ich dieses Parla-

ment, alle, die politische Ent-

scheidungen tragen, und natür-

lich die Bundesregierung als ein

Gremium, das die Entscheidun-

gen vorbereiten muss. Vom

Haushaltsgesetzgeber bis zu den

Sozialpolitikerinnen und -politi-

kern, vom Bund über Kommu-

nen bis in die einzelnen Verbän-

de hinein war dies eine große

Gemeinschaftsleistung dieses

Landes.

So gesehen hat Deutschland

im letzten Jahr gezeigt, was es

kann, wenn es will, wenn Ent-

schlossenheit, Bereitschaft, in

die Verantwortung zu gehen,

Entschlussstärke, auch der Mut,

ins Risiko zu gehen, zusammen-

kommen. Die Geschwindigkeit,

mit der Infrastrukturen aufge-

baut wurden, die Bereitschaft, in

kurzer Zeit große Gesetze zu

schreiben und zu verabschieden,

die Bereitschaft, große Geldsum-

men zu mobilisieren, um Wirt-

schaft und Verbraucher und

Konsumverhalten zu stabilisie-

ren, all das ist, auch im Vergleich

mit der Coronapandemie, bei-

spiellos gewesen, weil die Multi-

komplexität der Krisen, die He-

rausforderungen und die Dring-

lichkeit der Entscheidungen hier

tatsächlich noch einmal ein

ganz anderes Niveau erhalten

haben.

Dass das möglich war, zeigt,

wie stabil unsere Institutionen

sind, wie leistungsfähig unsere

Demokratie ist, wie leistungsfä-

hig auch die gewählten Vertrete-

rinnen und Vertreter sind. Ich

glaube, dass der Jahreswirt-

schaftsbericht dieses Vertrauen

in die Politik spiegelt, gleichzei-

tig reflektiert er aber die Unsi-

cherheit, die aus Vertrauensver-

lust stammt. Es gibt im Jahres-

wirtschaftsbericht eine Grafik,

die viel erklärt, und zwar auf Sei-

te 141. Sie zeigt den ifo-Ge-

schäftsklimaindex, also die Ein-

schätzung der Unternehmerin-

nen und Unternehmer, wie sich

die wirtschaftliche Lage entwi-

ckeln wird, sowie die Auftragsbe-

stände, die Auftragseingänge

und die Anlageinvestitionen.

Während die sich weiter auf gu-

tem Niveau – nicht da, wo wir

hinwollen, aber auf gutem Ni-

veau – nach oben hin entwi-
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Fortsetzung auf nächster Seite

Die Zahlen im
Jahreswirt-

schaftsbericht,
die wir gestern
vorgelegt haben,
sind nicht gut.
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ckeln, ist der Geschäftsklimain-

dex seit Februar in den Keller ge-

rauscht.

Da kommt er jetzt wieder he-

raus. Wir sehen die Zahlen.

Noch einmal: Sie sind nicht gut,

nicht da, wo wir hinwollen,

nicht so, dass man sich zurück-

lehnen kann, dass man durchat-

men kann, aber wir sehen, dass

die Tendenz wieder nach oben

geht, zusammen mit der, wie

soll ich sagen, Stabilisierung der

energie- und wirtschaftspoliti-

schen Erwartung für das Jahr

2023. Das lässt sich kaum anders

begründen als mit dem Vertrauen

der Wirtschaft in die politische

Handlungsfähigkeit dieses Landes.

Wir können Krisen überwinden.

Wir können uns unterhaken. Wir

können nach kritischen Diskursen

– so muss es sein – dann weitrei-

chende Entscheidungen treffen.

Das Vertrauen in die Bereitschaft,

Krisen zu bewältigen, Krisen zu

bestehen, das ist die Lektion des

Jahres 2022, die uns auch für das

Jahr 2023 und den Rest der Legis-

latur, für diese De-

kade und darüber

hinaus eine Lehre,

aber eben auch ei-

ne Ermutigung

sein kann.

In Zahlen ausge-

drückt: Wir hatten

im letzten Jahr ein

Wachstum von 1,9

Prozent, also in ei-

nem extrem

schwierigen Jahr immerhin ein

gutes Wachstum von 1,9 Prozent.

Ja, es ist richtig, in Teilen sind das

Nachholeffekte nach der Corona-

pandemie. Anfang des Jahres war

das Konsumverhalten gut, die Leu-

te haben wieder Restaurants be-

sucht, sie haben eingekauft und

sich was geleistet. Wir sehen in

den Daten, dass das Vertrauen,

aber auch die Mittel für den Kon-

sum schwinden. Da ist also eine

Aufgabe für die Politik für das Jahr

2023. Sie ist aber adressiert. Mit

den Entlastungspaketen wurde

spezifisch auf die unteren Ein-

kommensgruppen gezielt, und si-

cherlich sollten die weiteren Maß-

nahmen so ausgerichtet sein, dass

speziell diejenigen, die das Geld

nicht sparen oder zurücklegen

können, sondern die das Geld

ausgeben müssen, adressiert wer-

den.

Wir haben einen Rückgang der

Inflation zu verzeichnen auf 7,9

Prozent in 2022. Für 2023 erwar-

ten wir eine Inflation von 6 Pro-

zent im Jahresdurchschnitt. Diese

6 Prozent sind also der Jahres-

durchschnitt. Wir werden jetzt

noch höhere Inflationsraten ha-

ben, können aber dann im Jahr,

so die Prognosen, die Inflation

eindämmen; wir können, wie ge-

sagt, den Trend brechen. Entschei-

dend wird sein, dass wir nicht nur

bei den Energiepreisen die Preis-

spirale durchbrechen, sondern

dass auch die Kerninflation run-

tergeht. Das probate Mittel dafür

ist die Geldpolitik, also die Anhe-

bung der Zinsen. Das tun die Zen-

tralbanken. Sie sehen die Komple-

xität der Krise: Mit den höheren

Zinsen sinkt natürlich die Investi-

tionsbereitschaft in Anlageinvesti-

tionen oder auch in die Bauwirt-

schaft. Insofern ist das ein fragiles

Geflecht, ein fragiles Unterfangen,

was wir dort haben, aber bisher

haben wir uns ganz gut durchma-

növriert, sodass wir also für das

Jahr 2023 6 Prozent Inflation er-

warten und dann für 2024 noch

einmal niedrigere Inflationsraten

bei höherem Wachstum.

Mit der Stabilisierung der Ener-

giesituation und dem Rückgang

der Gaspreise wird der Blick auch

frei für die strukturellen politi-

schen Aufgaben, die das Land

ökonomisch, aber auch gesell-

schaftlich zu bewerkstelligen hat.

In den Gesprächen mit den Unter-

nehmerinnen und Unternehmern,

aber auch mit den Gewerkschaften

wird eins immer

deutlicher: Die

nächste große He-

rausforderung – und

sie ist eigentlich

längst schon da – ist

der Arbeits- bzw.

Fachkräftemangel.

Im Grunde wird,

wenn wir alles rich-

tig machen würden

– es ist natürlich un-

wahrscheinlich, dass das immer

gelingt, aber unterstellt, dass poli-

tisch sehr große Erfolge erzielt

werden -, die Frage sein: Gibt es

genug Hände und Köpfe in die-

sem Land, die die ganze Arbeit ins

Werk setzen? Das ist die große

Aufgabe unserer Zeit.

Wie Sie wissen, haben wir den

Jahreswirtschaftsbericht seit dem

letzten Jahr um ein Sonderkapitel

ergänzt, in dem wir die Wohl-

standsindikatoren erweitern. Wir

überführen diese Indikatoren

Schritt für Schritt in den regulären

Jahreswirtschaftsbericht. So finden

Sie im Jahreswirtschaftsbericht

2023 einen Indikator aus dem

letzten Jahr, nämlich das Ausei-

nanderfallen von Frauenerwerbs-

tätigkeit, die sich gut entwickelt

hat, und dem Arbeitsvolumen, das

Frauen leisten, das deutlich zu-

rückfällt. Was heißt das? Viele

Frauen arbeiten, aber sie arbeiten

Teilzeit, sie arbeiten in Niedrig-

lohnsektoren, sie schöpfen das Ar-

beitspotenzial – wenn man so

technisch reden darf – nicht aus.

Wir haben also gesellschaftlich

noch immer die Aufgabe, die

Gleichstellung zu vollenden.

Als Wirtschaftsminister muss

ich sagen: Wenn Frauen oder auch

Männer, die Kinder haben, die Fa-

milie haben, die arbeiten wollen,

nicht arbeiten können, dann ist

das ökonomisch falsch und nicht

hinnehmbar. Also die Aufgaben,

die wir ideologisch diskutiert ha-

ben, und Gleiches könnte ich zum

Bildungsbereich sagen oder zur

Möglichkeit von Menschen, die

als Asylsuchende zu uns gekom-

men sind und jetzt dem regulären

Arbeitsmarkt zur Verfügung ste-

hen. Also, zu all dem, was wir

ideologisch diskutiert haben,

muss ich als Wirtschaftsminister

sagen: Das können wir uns nicht

mehr leisten. Wer sich hier ver-

dient machen will, der soll hier

auch was verdienen können, der

– sie und er – soll auch arbeiten

können. Wir können uns die Ver-

schwendung von Talenten schlicht

nicht leisten.

Zweiter Punkt, der Handel. Wir

haben schmerzhaft gesehen, dass

das Konzentrieren auf bestimmte

Länder, dass das Abhängigmachen

von ihnen ein hohes Risiko birgt.

Das heißt umgekehrt: Wir müssen

auch da – wie es jetzt immer heißt

– diversifizieren, neue Handelsbe-

ziehungen schließen. Im Jahr

2022 ist es gelungen, dass

Deutschland seine handelspoliti-

sche Stimme endlich wiedergefun-

den hat. Nachhaltigkeit, soziale

Kriterien, Klimaschutzkriterien

und Handel, freier Handel und

fairer Handel, schließen sich nicht

aus. Sie können jetzt mit den Aus-

richtungen, die wir vorgenommen

haben, zusammengedacht wer-

den. Nachdem wir in den Ver-

handlungen mit Mexiko, mit Chi-

le, mit Neuseeland, mit Australien

so gut vorangekommen sind, soll-

ten wir sie – mit Blick auf die

nächste Debatte – im Fenster nach

der Wahl in Brasilien unter diesen

Bedingungen natürlich auch mit

anderen Ländern, auch mit Brasi-

lien oder Argentinien voranbrin-

gen.

Dritter Punkt, die Wettbewerbs-

fähigkeit. Die Wettbewerbsfähig-

keit muss über eine stabile und

günstige Energieversorgung voran-

gebracht werden. Das heißt, wir

müssen die Entscheidungen, die

wir aus energiepolitischer oder

klimapolitischer Sicht getroffen

haben, jetzt noch einmal ökono-

misch ausrichten. Die Vorteile der

erneuerbaren Energien als Grund-

lage eines wettbewerbsfähigen In-

dustriestrompreises müssen bei

den Unternehmerinnen und Un-

ternehmen ankommen, eine nicht

triviale Aufgabe. Sie betrifft das

Marktdesign, sie betrifft die Frage

von Ausschreibungsmodellen, sie

betrifft natürlich auch die Frage

der Umsetzung. Sie ist also nicht

trivial, aber wir werden sie im ers-

ten Quartal angehen. Ich setze da-

rauf, dass wir mit der gleichen

Diskussionsfreude, aber auch mit

der Entschlusskraft des letzten Jah-

res einen wettbewerbsfähigen In-

dustriestrompreis für klimaneutra-

le Energieerzeugung ebenfalls ins

Werk setzen.

Damit bin ich bei der zweiten

großen Krise neben dem Krieg.

Das ist die Klimakrise. Diese Krise

– wie schon mehrfach gesagt: das

Klima hat ja gar keine Krise – wird

die menschliche Gesellschaft in all

ihren Facetten fordern. Es geht al-

so nichtdarum, das Klima zu

schützen, sondern

darum, Wohl-

stand, humanen

Wohlstand auf der

Welt zu verteidi-

gen und zu schüt-

zen bei einer glo-

bal grassierenden,

galoppierenden

Erderwärmung.

Diese Bundesre-

gierung hat sich

verpflichtet, das 1,5-Grad-Ziel ein-

zuhalten. Das ist natürlich erst

einmal eine Veränderung des Dis-

kurses, aber wir müssen darauf be-

stehen, dass wir alle Kräfte daran-

setzen werden, dieses Ziel umzu-

setzen. Es ist eine Verpflichtung,

die wir eingegangen sind, und die-

se Verpflichtung muss erfüllt wer-

den.

Wenn wir es richtig machen,

dann ist diese Verpflichtung auch

eine ökonomische Chance. Sie

wird zu einer Erneuerung des

Wohlstands führen – so der Titel

des diesjährigen Jahreswirtschafts-

berichts -: Erneuerung des Wohl-

standes durch neue Produktions-

formen, durch Senkung der

CO2-Emissionen bei Schaffung

von neuen Wertschöpfungsketten.

Das Instrument dafür, neben

dem Industriestrompreis, den ich

bisher genannt habe, ist, die priva-

ten Investitionen zu hebeln, zu

beschleunigen, neu auszurichten.

Das betrifft vor allem den größe-

ren Mittelstand, wo die großen In-

vestitionen teilweise nicht mit ge-

nug Kapital hinterlegt werden. Wir

werden dafür Instrumente entwi-

ckeln. Das betrifft die Grundstoff-

industrie, die so energieintensiv ist

und bisher vor allem fossile Ener-

gieträger verbrannt hat und die

deswegen durch den Angriffskrieg

von Russland auf die Ukraine in

die Krise geraten ist. Diese Krise

jetzt – ich will nicht zynisch sein

– zu verwandeln in eine Offensive

nach vorne, beispielsweise durch

Nutzung von CO2-neutralen Pro-

duktionsprozessen in der Stahl-,

in der Aluminium-, in der chemi-

schen Grundstoffindustrie, das ist

die Aufgabe, der wir uns stellen

müssen. Sie ist eine echte Chance,

eine wettbewerbsfähige Chance

für unsere Industrie.

Die neuen Techniken – Halblei-

ter, Batterien, Solarpaneele, Wind-

turbinen, Elektrolyseure – in

Europa und auch in Deutschland

zu fertigen, also die neue Industrie

– „neu“ kann man gar nicht mehr

sagen, sondern die nächste Stufe

der Industrie – hier anzusiedeln,

im Wettbewerb mit dem amerika-

nischen Inflation Reduction Act

– ich blicke auf die Debatte mor-

gen, in der wir tiefer darauf einge-

hen werden -, das ist die weitere

Herausforderung.

Ich knüpfe an die Rede von Ur-

sula von der Leyen in Davos an

und unterstütze sie vollumfäng-

lich. Neue Förderinstrumente, die

sogenannten IPCEI-

Projekte, die Auswei-

tung der Möglichkei-

ten, strategisch Resi-

lienztechniken zu

fördern, sodass wir

uns bei der Produkti-

on unabhängig ma-

chen von Ländern,

die wir vielleicht

nicht unbedingt be-

stimmend in unse-

rem Energie-, Gesundheits- oder

Kommunikationssystem haben

wollen, das ist eine Chance für die

deutsche Wirtschaft. Wir werden

den Wohlstand erneuern, wenn

wir Klimaneutralität als echte

Chance begreifen.

Auch im Energiebereich werden

wir vorangehen. Ich kündige noch

einmal an, dass wir weitere Schrit-

te machen werden, um beispiels-

weise die Solar- und Windenergie

zu beschleunigen, auszubauen,

bürokratische Hemmnisse abzu-

bauen. Wir werden zeitnah auf

dieses Haus zukommen, indem

wir – wir haben es jetzt „Solarpa-

ket“ genannt – wahrscheinlich in

zwei Tranchen ein Solarpaket 1,

ein Solarpaket 2 und ein Windpa-

ket schnüren werden, um noch

einmal im Detail voranzukom-

men, angefangen bei der Normie-

rung der Stecker bis zu den Ge-

nehmigungsverfahren oder den

Normierungen von Anlagen.

Wir werden weitere Beschleuni-

gungsmaßnahmen bei der Geneh-

migung erreichen. Wir werden

den Hochlauf der Wasserstoffin-

dustrie in diesem Jahr organisie-

ren müssen, von der Infrastruktur

über die Produktion bis zur Regu-

lierung. Wir haben den Flächen-

entwicklungsplan zum Ausbau der

Offshorewindenergie verabschie-

det und sind im letzten Jahr wei-

ter gekommen, als ich es zu träu-

men gewagt hätte: Wir wollten ja

Fläche für 30 Gigawatt bis 2030

ausweisen; Fläche für 40 Gigawatt

haben wir jetzt schon gefunden.

Erlauben Sie mir abschließend,

um das zu unterstreichen, zwei

Anekdoten von meinem gestrigen

Abend zu erzählen. Erst war ich

bei der Maritimen Konferenz mit

Werften, Reedereien, Schiffbauern.

Sie haben gesagt: Wir haben dort

eigentlich eine echte neue Chance.

Die Schiffe,die wir zum Transport

von grünem Ammoniak brau-

chen, Plattformen, die offshore er-

richtet werden, die Wartungsschif-

fe, neue Antriebsformen, all das ist

eine neue Chance für unsere alte,

klassische und so häufig krisenge-

beutelte Industrie, wenn diese Re-

gierung bei ihrem Plan bleibt,

wenn die deutsche Politik bei ih-

Wir können
uns die

Verschwendung
von Talenten
schlicht nicht

leisten.

Wir sehen in den
Daten, dass das
Vertrauen, aber
auch die Mittel
für den Konsum

schwinden.
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rem Plan bleibt. – Denn das sind
ja Investitionen, die sich über Jah-
re, ja Jahrzehnte amortisieren
müssen. Wenn wir den Plan per-
manent ändern, dann werden die-
se Unternehmen nicht investieren.
Danach war ich beim Bitkom;

das darf man, glaube ich, sagen,
das ist ja ein Verband. Da gilt

das Gleiche bei der Digitalisie-
rung: Die Unternehmen stehen
bereit, mit Smart Metering, mit
neuen Geschäftsmodellen, mit
der Verzahnung von einem neu-
en Energiekonzept neue Ge-
schäftsmodelle zu entwickeln,
wenn die Politik bei ihrem Plan
bleibt.

Deswegen abschließend: Was
haben wir 2022 insgesamt ge-
lernt? Dass Entschlossenheit,
Verantwortungsbereitschaft, viel-
leicht altmodisch Disziplin, po-
litische Disziplin, dazu führt,
dass man Krisen bewältigen
kann. Mit der gleichen Ent-
schlossenheit, mit der gleichen

Disziplin, mit der gleichen Be-
reitschaft, Entscheidungen zu
treffen, sollten wir 2023 weiter-
arbeiten. Dann werden wir den
Aufschwung in diesem Land kli-
maneutral organisieren.
Danke schön.

(Anhaltender Beifall beim BÜNDNIS

90/DIE GRÜNEN und bei der SPD

– Beifall bei der FDP – Alexander

Dobrindt (CDU/CSU): Absoluter

Tiefpunkt! – Dorothee Bär (CDU/CSU):

Fassungslos lässt einen diese Rede

zurück! So stellt sich die FDP Wirt-

schaft vor! Das ist beeindruckend!

– Gegenruf des Abg. Dr. Lukas Köhler

(FDP): Wieso? Ist doch super!)

Jens Spahn, CDU:

Es geht um unseren
Platz in der Weltwirtschaft

Jens Spahn (*1980)
Wahlkreis Steinfurt I – Borken I

Das Jahr 2022 war ein Kri-
senjahr. Doch es ist weni-
ger schlimm gekommen

als befürchtet, und dazu haben
Sie – das erkennen wir als Oppo-
sition auch an – als Regierungsko-
alition Ihren Teil beigetragen. Das,
Herr Minister, ist in Kurzzusam-
menfassung der Jahreswirtschafts-
bericht.
Darüber, dass es besser gekom-

men ist als befürchtet, freuen wir
uns. Wir wollen, dass es Deutsch-
land gut geht. Gleichzeitig müs-
sen wir aber auch festhalten: We-
niger schlimm ist immer noch
schlimm. Und – das haben Sie ge-
rade selbst gesagt – es ist noch
nicht gut.
Vor einem Jahr haben wir als

Union an dieser Stelle, schon vor
dem Krieg übrigens, vor den Ge-
fahren der Inflation gewarnt.
Knapp 8 Prozent Inflation in
2022, 6 Prozent erwarten Sie für
dieses Jahr. Wo Sie da eine Tren-
dumkehr erkennen – das ist die
zweithöchste Inflation jedenfalls
in meiner Lebenszeit hier auf Er-
den -, verstehe ich nicht. Das sind
14 Prozent in zwei Jahren. Das
sind für einen Durchschnittsver-
diener etwa 500 Euro weniger im
Monat, die er zur Verfügung hat.
Das ist die größte sozialpolitische
Aufgabe, die es aktuell in
Deutschland gibt; denn Inflation
ist Raub am kleinen Mann. Ich
hätte mir gewünscht, dass Sie hier
mehr zu diesem Thema gesagt
hätten, statt es mit „Trendum-
kehr“ gesundzubeten.
Die Menschen haben weniger

Geld in der Tasche; der Wohlstand
ist nicht sicher. Von der Konzer-
tierten Aktion des Bundeskanzlers
haben wir schon ziemlich lange
nichts mehr gehört. Und weil Sie
selbst gerade die Debatte der letz-
ten Tage zu den Panzerlieferungen
angesprochen haben: Ob in der
Wirtschafts-, in der Energie- oder
eben auch in der Außenpolitik,
das Muster ist ja immer das Glei-
che: Wir erleben einen Streit in
der Ampel, vornehmlich zwischen
Grünen und der FDP mit zum Teil
sehr klaren gegensätzlichen Äuße-
rungen. Der Kanzler äußert sich
gar nicht, zögert, zaudert. Am En-
de kommt irgendwann überra-
schend eine Entscheidung, meis-
tens zu wenig und zu spät. Das ist
das Muster dieser Koalition bei
der Frage der Waffenlieferungen,
aber eben auch in der Wirtschafts-
politik, und das schafft Verunsi-
cherung in Zeiten, in denen ei-
gentlich Sicherheit, Planbarkeit
und Verlässlichkeit nötig wären,
liebe Kolleginnen und Kollegen.
Das Problem ist – ich sage das

auch mit Blick auf das, was 2023
ansteht -: Die Art und Weise, wie
hier Politik seitens der Ampel ge-
macht wird, wird die Unsicherheit
verstärken, und das wird sich auch
nicht ändern. So ist Deutschland
im Jahr 2023 inzwischen ein Land
im Wartezustand. Die Inflation
wird erkennbar hoch bleiben
– das sagen Sie auch in Ihrem Be-
richt -, und es droht eine langan-
haltende Phase von Niedrigwachs-
tum. Deswegen müsste sich diese
Regierung ohne Wenn und Aber
zu einer Wachstumspolitik beken-
nen.
Wachstum ist kein Selbstzweck,

war es auch nie. Wachstum hat zu
Wohlstand geführt, in Deutsch-
land und weltweit. Wachstum hat
zu gesellschaftlicher Teilhabe und
zu sozialem Aufstieg geführt.
Wachstum und Wohlstand haben
uns befähigt, sozialen Ausgleich zu
schaffen, und befähigen uns, den
Klimawandel zu meistern. Wachs-
tum ist nicht alles, aber ohne
Wachstum ist alles nichts. Deswe-
gen ist es okay, wenn Sie neue In-
dikatoren einführen; aber am Ende

des Tages kommt es vor allem auf
wirtschaftliches Wachstum an.
Glück zu messen, auch das kann
man machen; die Debatten gab es
ja. Glück zahlt aber keine Renten.
Wir brauchen wirtschaftliches
Wachstum, und das muss im Mit-
telpunkt eines Jahreswirtschaftsbe-
richts stehen.
Da ist der Befund schwierig. Wir

fallen in einem Standort-Ranking
nach dem anderen zurück. Es ist
aktuell nicht besonders attraktiv,
in Deutschland zu investieren.
Trotz Rekordbeschäftigung sinkt
die Produktivität; das heißt, wir
haben zwar mehr Menschen in Be-
schäftigung, wir stellen aber nicht
mehr her. Wir haben also ein Pro-
blem bei der Produktivität, und
deswegen braucht es eine konse-
quente Rückkehr zu einer ange-
botsorientierten Wirtschaftspolitik:
um das Angebot auszuweiten, um
den Standort attraktiv zu machen,
um die Produktivität zu erhöhen.
Leider findet sich dazu wenig Kon-
kretes, und wir haben auch wenig
dazu gehört.
Ein Beispiel. Die Regierung

möchte – man achte auf die Wort-
wahl – „darauf achten“, Bürokra-
tielasten zu begrenzen. Das Gegen-
teil ist passiert: Unternehmen müs-
sen gerade in Deutschland zum
Teil mit Excel-Tabellen und per Lis-
ten die Arbeitszeit dokumentieren.
Stichpunkt „Arbeitsverträge“ – ich
sage nur „Digitalisierung first, Be-
denken second“ -: Arbeitsverträge
müssen wieder ausgedruckt wer-
den! Das haben Sie letztes Jahr
hier beschlossen. Als wir in dieser
Krise beantragt hatten, das Liefer-
kettengesetz, das auch den Mittel-
stand stark mit Bürokratie belastet,
auszusetzen, haben Sie Nein ge-
sagt. Sie sollen nicht „darauf ach-
ten“, keine Bürokratie zu machen;
Sie sollen handeln, um Bürokratie
abzubauen und nicht neu entste-
hen zu lassen. Setzen Sie in dieser
schweren Zeit der Wirtschaftskrise
endlich ein Belastungsmoratorium
für Deutschland und die EU um!
Ein zweites Beispiel. Der Bericht

besagt, man müsse in Zukunft
auch privates Kapital mobilisieren.
Wer die Marktwirtschaft vom Staat

her denkt, der hat sie nicht ganz
verstanden. Investitionen sind
nicht gleich Subventionen. Wir
brauchen Investitionen und Inno-
vationen durch Unternehmen. Das
sind doch diejenigen, die zuvör-
derst hier bei uns in Deutschland
in der Marktwirtschaft investieren
sollen. Und da bin ich nicht ganz
sicher, was „transformative Ange-
botspolitik“ – das Wort haben Sie
gestern geprägt – eigentlich heißen
soll. Es ist richtig, den Fokus stark
auf Klimaschutz zu richten. Aber
Investitionen in Klimaschutz allei-
ne erhöhen unsere Produktivität
nicht. Eine Form der Energieerzeu-
gung durch eine andere Form der
Energieerzeugung zu ersetzen, ist
richtig im Sinne des Klimaschut-
zes; aber es macht uns als Land ins-
gesamt mittel- und kurzfristig
nicht reicher; es erhöht die Pro-
duktivität nicht. Deswegen, Herr
Wirtschaftsminister, weiten Sie
endlich Ihren Blick über dieses ei-
ne Thema hinaus! Die deutsche
Wirtschaft braucht es dringend.
Ein drittes Beispiel. Angebote

ausweiten, etwa bei der Energie:
mehr Angebot, niedrigere Preise.
Nach dem Bericht der Bundesnetz-
agentur werden von 2022 bis 2025
15 Gigawatt Leistung abgestellt, es
kommen aber nur 3 Gigawatt da-
zu. Wie die 4 Gigawatt der Kern-
kraftwerke ab Ende April ersetzt
werden sollen – wahrscheinlich
durch Gasverstromung -, weiß so
richtig kein Mensch. Der Chef der
Bundesnetzagentur sagt, er freut
sich darüber, wenn die französi-
schen Kernkraftwerke wieder ans
Netz kommen. Das ist okay. Noch
mehr Freude in Deutschland und
Europa, übrigens gerade bei den
Stromkunden im Hinblick auf be-
zahlbare Preise, gäbe es aber, wenn
die drei deutschen Kernkraftwerke

bis mindestens Ende nächsten Jah-
res am Netz blieben. Dafür sorgen
Sie aber nicht, nach dem Motto
„Lieber Kohle statt klimaneutral“.
„Verlogen“ nennt das der Kollege
Kruse von der FDP, und da hat er
recht, liebe Kolleginnen und Kolle-
gen! Deswegen braucht es auch
diese Debatte.
Nur ganz kurz zu den Arbeits-

fachkräften, weil Sie das angespro-
chen haben. Zumutbare Arbeit
gibt es in Deutschland gerade ge-
nug. Wir haben Millionen offene
Stellen. In einer solchen Zeit ma-
chen Sie – da konnten wir das
Schlimmste gerade noch verhin-
dern – mit dem Thema Bürgergeld
zwar kein bedingungsloses, aber
ein ziemlich bedingungsarmes
Grundeinkommen. In einer Zeit,
wo es zumutbare Arbeit, Millio-
nen Stellen en masse für erwerbs-
fähige Menschen in Deutschland
gibt, handeln Sie in Ihrer Denke
immer noch wie in den Zeiten
von vor fünf und vor zehn Jahren.
Kommen Sie endlich in den neu-
en Gegebenheiten des Arbeits-
marktes an! Setzen Sie Anreize
zum Arbeiten, und machen Sie in
dieser Zeit nicht das Gegenteil!
Deswegen abschließend, Frau

Präsidentin, liebe Kolleginnen
und Kollegen: Ja, die Ausgangslage
in Deutschland ist besser als er-
wartet, und das Land ist eigentlich
stark. Aber es braucht jetzt eine
konsequente Politik für Wettbe-
werbsfähigkeit, für Wachstum. Es
geht um unseren Platz in der
Weltwirtschaft. Es geht darum, wie
wir in fünf, in zehn Jahren daste-
hen. Sagen Sie ehrlich, was ist.
Tun Sie entschlossen, was notwen-
dig ist; sonst wird die Ampel
selbst zum größten Standortrisiko.

(Beifall bei der CDU/CSU)
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Das Braunkohlekraftwerk Jaenschwalde in Brandenburg versorgt rund
sechs Millionen Haushalte mit Strom. © picture alliance / Andreas Franke
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Verena Hubertz, SPD:

Wohlstand ist nicht
nur BIP und Industrie

Verena Hubertz (*1987)
Wahlkreis Trier

Ich habe mir in Vorbereitung
auf diese Rede heute den
Wirtschaftsbericht vom letz-

ten Jahr angeschaut. Ich habe
mal mit Strg + F, also der Such-
funktion, nach ein paar Schlag-
wörtern geguckt. Stichwort „Erd-
gas“: Es war letztes Mal 3-mal
drin, dieses Mal 21-mal. Viel ein-
schneidender ist aber natürlich
das Wort „Krieg“: 2021: 0-mal,
jetzt: 52-mal. Das zeigt doch,
dass das Jahr 2022 ein Jahr mit
einem Einschnitt ist, ein Jahr wie
noch kein anderes und ein Jahr,
in dem vor allen Dingen beson-
nenes Handeln nötig ist.
Herr Spahn, es ist ja schön und

gut, wenn man die Dinge in

Talkshows fordert und mal hier
und mal da seine Meinung äu-
ßert. Diese Regierung aber, ange-
führt von einem Bundeskanzler
Olaf Scholz, regelt die Dinge zu-
sammen mit unseren Partnern
und fordert eben nicht mal hier
und da, das Gas abzudrehen,
oder dies oder das. Wir handeln
mit Verantwortung in dieser Zeit
für die Menschen in der Ukraine,
aber auch für die Menschen in
diesem Land. Da bin ich sehr
dankbar angesichts dieser Frakti-
on, aber auch angesichts dieses
Handelns der Regierung.
Ja, das Jahr war anstrengend

für die Wirtschaft. Wir haben kei-
nen Einbruch erlebt – der Minis-
ter ist eben darauf eingegangen -,
sondern sogar noch ein leichtes
Wirtschaftswachstum von 1,9
Prozent. Da muss man sich ja
auch die Frage stellen, warum
wir einigermaßen gut durch die-
se Krise gekommen sind: eben
weil wir eine Regierung haben,
die handelt. Auf der einen Seite
hat sie für Versorgungssicherheit
gesorgt, indem wir die Gasspei-
cher vollgemacht haben. Auf der
anderen Seite hat sie aber auch
Hilfspakete geschnürt, und ganz
zum Schluss hat sie für einen Ab-
wehrschirm gesorgt mit Gaspreis-

bremsen, mit Strompreisbrem-
sen, die den großen Unterneh-
men, den kleinen Unternehmen,
aber auch den Menschen in die-
sem Land helfen, dass wir weiter-
hin gut durch diese Krise kom-
men.
Aber natürlich

stehen wir nicht
still, sondern wir
blicken nach vorn.
Dieser Wirtschafts-
bericht gibt uns
dort auch Haus-
aufgaben mit. Wir
sind ein Land oh-
ne Ressourcen wie
Öl oder Gas. Un-
sere Ressourcen
sind die Talente, die Köpfe, die
Arbeitnehmerinnen und Arbeit-
nehmer. Wir sind ein Land der
Dichter und Denker und der In-
genieure. Wir brauchen aber ge-
rade jede Menge Fachkräfte. Wir
brauchen jede Menge Kräfte in
diesem Arbeitsmarkt: Pro Jahr
fehlen uns 400 000, die wir auch
durch Zuwanderung hierhinbe-
kommen wollen. Wie Sie viel-
leicht mitbekommen haben, ha-
ben wir letzte Woche hier die
Fachkräftestrategie der Bundesre-
gierung diskutiert. Diese Regie-
rung sorgt nicht nur dafür, dass

wir hier gute Gesetze machen,
sondern auch dafür, dass es pra-
xisnah gelingt, dass Menschen
hier im Land einen Arbeitsplatz
finden.
Und: Ja, Sie mögen auf das

Bürgergeld schimpfen. Aber, Herr
Spahn, wenn Sie sagen, wir seien
in der alten Zeit stehen geblie-
ben, möchte ich doch mal her-
vorheben: Die alte Zeit hat nicht
funktioniert, in der wir sanktio-
niert und „Jetzt mach mal hier
oder da“ gesagt haben. Das neue
Bürgergeld ist eine Weiterbil-
dungsoffensive für die Wirt-

schaft, indem wir
die Menschen an
die Hand nehmen,
indem wir für Auf-
stieg sorgen. Das ist
doch genau das,
was wir tun müs-
sen: Alle in Arbeit
bringen, die wollen
und können.
Natürlich haben

wir Rohstoffe, über
die wir mit anderen Ländern ver-
handeln wollen. Wir haben letz-
tes Jahr einen Haken hinter CETA
gemacht. Wir diskutieren nach-
her Mercosur. Wir brauchen na-
türlich mehr Handel in Zeiten,
wo sich die Welt weiterdreht, wo
wir diversifizieren und uns brei-
ter aufstellen müssen und wol-
len.
Natürlich sind die Zahlen so:

Wir haben jetzt einen krassen Ar-
beitsmangel, und wir brauchen
alle hier in diesem Land – gerade
auch Frauen, die in der Teilzeit-
falle festhängen, weil die Kinder-

betreuung noch nicht gut genug
ist, und Menschen, deren Leben
nicht immer nur eins oder null
oder schön oder einfach ist, son-
dern bei denen verschiedene Pro-
bleme zusammenkommen.
Vielleicht haben Sie sich mal

mit Menschen auseinanderge-
setzt, die Bürgergeld – vor Kur-
zem war es noch ALG II – bezie-
hen. Es gibt sehr viele Menschen,
die Grundsicherungsleistungen
schon lange beziehen. Das be-
trifft auch ihre Kinder, die wir
jetzt aber mit Ausbildungs- und
Zuverdienstmöglichkeiten incen-
tivieren, sodass sich Leistung
lohnt. Daher gibt es ein Bil-
dungsgeld, ein Qualifizierungs-
geld. Ja, da packen wir an. Des-
wegen ist das Bürgergeld eine
Trendwende.
Ich möchte abschließen mit

dem Titel des Jahreswirtschafts-
berichts, der da heißt: „Wohl-
stand erneuern“. Wohlstand ist
nicht nur BIP und Industrie.
Transformation ist nicht nur Di-
gitales und Energie. Es geht doch
darum, dass wir in diesem Land
den Wohlstand erneuern, Auf-
stieg ermöglichen. Das sage ich
hier auch als Gründerin, die
durch ein gegründetes Unterneh-
men selbst gezeigt hat, dass in
diesem Land jede Menge Innova-
tion steckt. Da packen wir an
– für die Wirtschaft, aber auch
für die Menschen in diesem
Land. Ich lade Sie gerne zur kon-
struktiven Mitarbeit ein.

(Beifall bei der SPD, dem BÜNDNIS

90/DIE GRÜNEN und der FDP)
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Wir sind
ein Land

der Dichter und
Denker
und der

Ingenieure.

Leif-Erik Holm, AfD:

Wir sind international
nicht mehr wettbewerbsfähig

Leif-Erik Holm (*1970)
Landesliste Mecklenburg-Vorpommern

Herr Minister Habeck, Sie
sagen, die Krise sei be-
herrschbar. Ich sage: Vor

allen Dingen können wir dem
Wettergott danken, dass wir so ei-
nen milden Winter haben. Das
hat die Möglichkeit geschaffen,
die Dinge noch mal zu ändern.

Ansonsten sähe es schon sehr, sehr
trübe aus in unserem Land.
Es ist kein Problem gelöst. Da

müssten Sie endlich heran, und
Ihr Bericht gibt das überhaupt
nicht her. Sie servieren uns diesel-
be Transformationssoße wie im
letzten Jahr. Das wird die Lage
nicht verbessern; es wird sie weiter
verschärfen. Das können wir alle
gemeinsam doch nicht wollen.
Was tun Sie gegen die Inflation?

Nichts. Wir haben die Zahlen in
Ihrem Bericht gesehen: 6 Prozent
Inflation. Rechnen wir die Ener-
gieentlastungen auf Pump noch
raus, sind wir bei 7,5 Prozent. Auf
dem Sparkonto gibt es vielleicht 1
Prozent Zinsen, wenn es gut läuft.
Das heißt, es gibt eine Geldent-
wertung von 5 oder 6 Prozent je-
des Jahr für das bisschen Ersparte,
was wir haben. Dazu wird alles im
Supermarkt teurer. Es ist ein Sozi-

alvernichtungsprogramm, und da-
gegen tun Sie bisher nichts.
Sie sehen die Daten. Die Brauer

haben gerade gesagt: Das Bier
wird teurer. – Nun können Sie sa-
gen: Bier muss nicht jeder unbe-
dingt trinken. – Das mag ja sein.
Aber es ist viel dramatischer, auch
bei unserem industriellen Rück-
grat. Große Konzerne sind auf
dem Absprung: BASF, Bayer, BioN-
Tech. Die Deindustrialisierung un-
seres Landes läuft, und ich spüre
hier in diesem Raum überhaupt
keine Panik. Es scheint irgendwie
so zu sein, dass das alles hinge-
nommen wird. Das kann doch
nicht sein!
Wir sind international nicht

mehr wettbewerbsfähig. Die ande-
ren machen uns langsam Licht ans
Fahrrad. Dagegen müssen wir
doch etwas tun, indem wir end-
lich unsere Rahmenbedingungen

in Deutschland verbessern und
die Energiepreise runterbekom-
men, und zwar dauerhaft.
Was ist denn, wenn die Autoin-

dustrie geht, wenn die Chemie
Schritt für Schritt aus unserem
Land verschwindet? Da bleibt am
Ende niemand mehr, dem der
Mittelstand irgendwas verkaufen
kann. Der Mittelstand hat „lebens-
länglich Deutschland“, der bleibt
hier, der muss hier-
bleiben. Wenn die
Großen raus sind,
dann kommen die
so schnell nicht
wieder. Die Arbeits-
plätze gehen verlo-
ren. Es kann so
nicht weitergehen.
Dagegen müssen
Sie als Wirtschafts-
minister jetzt end-
lich vorgehen.
Sie können gerne davon träu-

men, irgendwann mal die grüne
Wirtschaftspartei zu werden, wo-
von ich heute gelesen habe. Das
nützt Ihnen nur nichts, wenn die
Wirtschaft bis dahin schon davon-
gelaufen ist.
Nein, diese Krise ist so nicht be-

herrschbar – jedenfalls nicht,

wenn man selbst in dieser Lage
glaubt, mit dem Hirngespinst ei-
ner teuren Ökotransformation ins
Energienichts weitermachen zu
können. Sie setzen damit unseren
Wohlstand aufs Spiel.
Es gibt viel zu tun. Es gibt so

viele Dinge zu tun: den Ausbau
der Infrastruktur – auch hier blo-
ckieren Sie, wie wir gerade sehen,
im Straßenausbau -, den Bürokra-

tieabbau. Anderswo
werden Vorschriften
abgebaut. Was pas-
siert bei uns? Wir
brauchen ein „Lie-
ferkettensorgfalts-
pflichtengesetz“;
dieses Wortunge-
tüm sagt eigentlich
alles. Will jemand
hier noch ernsthaft
von Bürokratieab-

bau in Deutschland reden? Es pas-
siert nichts in diesem Land.
Andere Länder sehen ein, dass

der Ausstieg aus der Kernkraft Un-
sinn war, weil wir zu jeder Zeit ein
ausreichendes Angebot an Energie
brauchen. Wir müssen doch was
tun, wenn wir sehen, dass in der
Autoindustrie die Stromkosten für
die Produktion eines Autos auf
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Andere Länder
sehen ein,
dass der

Ausstieg aus
der Kernkraft
Unsinn war.



Das Parlament - Nr. 5-6 - 30. Januar 2023 DEBATTENDOKUMENTATION 9

800 Euro gestiegen sind. In den
USA sind sie auch gestiegen, aber
auf 250 Dollar. Dieser Unter-
schied macht doch klar: Wir kön-
nen mit diesen Energiepreisen
langfristig nicht leben. Die Ener-
giepreise müssen runter; wir brau-
chen ein ausreichendes Energiean-
gebot.
Deswegen müssen die vorhan-

denen Kraftwerke über den 15.
April 2023 hinaus weiterlaufen,
auch unsere Kernkraftwerke. Wir
haben sichere Kraftwerke. Die Bel-
gier machen es: Sie lassen sie zehn
Jahre weiterlaufen – Kraftwerke,
die weniger sicher sind als unsere.
Warum, bitte schön, tun wir es
nicht, wenn selbst Ihr Bundesnetz-
agenturchef sagt: „Das könnte

man doch eigentlich machen“?
– Er hat es für die französischen
Kraftwerke gesagt, die wir ja auch
nutzen. Und wenn es für die fran-
zösischen Kraftwerke gilt, dann
gilt das für unsere sicheren Kern-
kraftwerke erst recht. – Nein, es ist
Ihre Politik, die sich diesen Din-
gen verweigert. Sie verweigern eine
rationale Energiepolitik, die not-

wendig ist, wie sie andere Länder
um uns herum betreiben. Es wird
vor Stromrationierungen gewarnt.
Die Stadtwerke warnen vor dauer-
haft verdoppelten Preisen bei
Strom und Gas. Das alles passiert
in unserem Land. Es ist Ihre fal-
sche Politik.
Herr Minister, Sie verschwenden

zu viel Zeit, neue rosarote Wohl-

fühlindikatoren für Ihren Wirt-
schaftsbericht zu entwickeln. Ma-
chen Sie lieber endlich Ihre Haus-
aufgaben, damit unsere Unterneh-
men hierbleiben können und un-
sere Arbeitsplätze in diesem Land
erhalten bleiben.
Danke schön.

(Beifall bei der AfD)

Reinhard Houben, FDP:

Das Pokern um die
Standorte ist in vollem Gange

Reinhard Houben (*1960)
Landesliste Nordrhein-Westfalen

Wir sind gewachsen: Das
Bruttoinlandsprodukt
ist im vergangenen

Jahr um 1,9 Prozent gestiegen.
Wer hätte damit gerechnet, nach-
dem am 24. Februar Russland die
Ukraine überfallen hat, nachdem
am 23. Juni die Alarmstufe des
Notfallplans Gas ausgelöst wurde,
nachdem am 1. September die
russischen Gaslieferungen end-
gültig gestoppt wurden?
Die Ampelkoalition befand

sich drei Monate nach ihrer
Amtsübernahme in einer der his-
torisch schwersten Krisen seit Be-
stehen der Bundesrepublik
Deutschland und hat es geschafft,
die Versorgung mit Kohle, Öl und
Gas zu verändern, sodass wir
nicht auf Lieferungen aus Russ-
land angewiesen sind. Wir haben
die LNG-Infrastruktur im wahrs-
ten Sinne des Wortes aus dem Bo-
den gestampft und damit eine Re-
zession verhindert. Ich kann mich
an keine Bundesregierung erin-
nern, die vom Start weg so gelie-
fert hat.
Und dennoch: Die Fortschritts-

koalition würde ihrem Namen
nicht gerecht werden, wenn sie
hier aufhören würde. Im Gegen-
teil: Die Bundesregierung, beson-
ders auch das BMWK, muss sich
der Dynamik des letzten Jahres
weiter widmen. Das Tempo und
die Entschlossenheit beim Bau
der LNG-Terminals dürfen keine
einmalige Ausnahme sein, son-
dern müssen zum Regelfall bei
Genehmigungsverfahren werden.

Nutzen wir diese Best Practice
auch in anderen Bereichen, wie
zum Beispiel bei der Sanierung
und beim Ausbau der Schienen-
und Straßeninfrastruktur.
Die Zeiten, in denen es reichte,

nur mit der Schmalspurbahn zu
fahren, sind zum Glück vorüber.
Minister Habeck hat 2023 als das
„Jahr der Industrie“ ausgerufen.
Allein die Nachrichten dieser Wo-
che zeigen, wie wichtig diese
Prioritätensetzung ist. BioNTech
kündigte an, seine kapitalintensi-
ve Krebsforschung künftig ver-
stärkt in Großbritannien aufzu-
bauen, um den bürokratischen
Belastungen in Deutschland zu
entgehen. Auch kündigte Ford an,
bis zu 3 200 Stellen in Köln strei-
chen zu wollen.
Zur selben Zeit legen die USA

mit dem Inflation Reduction Act

ein Subventionsprogramm in be-
merkenswerter Höhe auf. Meine
Damen und Herren, sprechen
wir es offen aus: Das Pokern um
die Standorte ist in vollem Gan-
ge, und manche
am Tisch spielen
mit gezinkten Kar-
ten.
Umso wichtiger

ist es, dass wir uns
nicht mit dem Sta-
tus quo abfinden.
Wir brauchen eine
Politik für den
Standort, für die
Unternehmen, die
bereits ansässig sind, aber auch
für Unternehmen, die nach
Deutschland kommen wollen. In
diesem Zusammenhang stellt
sich auch die Frage: Wie ernst
meinen wir es mit dem Erhalt

der industriellen Substanz in
Deutschland? Hilft es uns, wenn
wir in der derzeitigen Lage Geset-
ze und Verordnungen beschlie-
ßen, die den Unternehmen wei-
tere Belastungen aufbürden? Das
Lieferkettengesetz, das Energieef-
fizienzgesetz, die 11. GWB-No-
velle, der Aufbau grüner Leit-
märkte oder auch die REACH-
Verordnung der EU, das alles
sind sicherlich hehre Ziele. Aber
ist es jetzt an der Zeit, sie umzu-
setzen? Sollten wir, da die Ener-

giepreise sich noch
nicht einmal auf
ein „new normal“
festgelegt haben,
nicht darüber
nachdenken, wie
wir den Industrie-
standort Köln
– den Industrie-
standort Deutsch-
land – weiter stär-
ken? – Entschuldi-

gen Sie, das ist das alte Ratsmit-
glied, das manchmal in be-
stimmte rhetorische Mechanis-
men verfällt.
Also, es stellt sich die Frage, ob

wir in diesem Jahr, in diesem

schwierigen Jahr, das auf uns zu-
kommt, nicht ein Belastungsmo-
ratorium umsetzen sollten. Das
wäre eine Frage, die wir debattie-
ren müssen. Wir brauchen ein
klares Commitment für Unter-
nehmertum.
Liebe Freunde von der Union,

die Sie jetzt klatschen, lieber
Herr Spahn, von Ihnen kommt
ja immer der Einwand „zu wenig
und zu spät“. Ich erinnere mich
an Debatten allein über das rela-
tiv überschaubare Thema CETA,
wo Sie x-mal hier vorne gestan-
den haben und immer gesagt ha-
ben: „Zu spät, zu wenig“, x-mal.
Mit Blick auf Ihre Regierungszeit
muss ich Sie darauf hinweisen:
Wir haben das Problem in einem
halben Jahr gelöst. Wenn Sie so
auftreten, sind Sie in der politi-
schen Debatte einfach nicht
glaubwürdig.
Vielen Dank.

(Beifall bei der FDP sowie bei Abge-

ordneten der SPD und des BÜND-

NISSES 90/DIE GRÜNEN – Thorsten

Frei (CDU/CSU): Wir haben es ein

Jahr beantragt, Sie haben es abge-

lehnt! Das ist die Wahrheit!)
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Amira Mohamed Ali, Die Linke:

Genug Ankündigungen, es
müssen endlich Taten folgen!

Amira Mohamed Ali (*1980)
Landesliste Niedersachsen

Herr Habeck, das war wie-
der sehr schöne Lyrik. Es
war leider auch viel

Schönfärberei dabei. Die Lage ist
wesentlich ernster, als Sie sie dar-
stellen, und Sie haben leider kei-
nen vernünftigen Plan.
Laut dem Institut der deutschen

Wirtschaft rechnen über 70 Pro-
zent der Unternehmen in unserem
Land in diesem Jahr mit einem
Rückgang oder bestenfalls mit ei-
ner Stagnation der Produktion.
Was heißt das? Vielen Unterneh-
men droht das Aus, Tausende Be-
schäftigte bangen um ihren Ar-
beitsplatz. Da helfen keine sal-
bungsvollen Worte, und da helfen
auch keine Ankündigungen, Herr
Habeck. Hier muss dringend ge-
handelt werden!
Ja, die Verhältnisse am Gas-

markt haben sich vorerst ent-
spannt. Das liegt aber nicht an Ih-
rer Politik; das liegt an der gerin-
geren Nachfrage, unter anderem
wegen des bisher relativ milden
Winters und wegen des Rückgangs
in der Produktion.
Fest steht: Die Verbraucher ha-

ben von dieser Entspannung prak-
tisch nichts; denn die wenigsten

Energieversorger kommen auf die
Idee, die niedrigeren Preise an ihre
Kunden weiterzugeben. Herr Ha-
beck, das geht doch so nicht! Wie-
so halten Sie Ihre schützende
Hand weiter über die Aktionäre
der Energiekonzerne, die auf dem
Rücken der Ver-
braucherinnen und
Verbraucher unge-
bremst weiter Kasse
machen? Das ist
unerhört. Wir brau-
chen endlich eine
funktionierende
staatliche Preisauf-
sicht für Energie.
Und die Frage

bleibt weiterhin:
Wie wird die Energieversorgung in
Zukunft sichergestellt? Sie sagen,
es gibt bald mehr LNG-Gas. Zum
größten Teil ist das übrigens um-
weltzerstörendes Fracking-Gas; es

ist also alles andere als toll, Herr
Habeck. Aber dieses Mehr an
LNG-Gas wird wahrscheinlich auf-
gefressen werden durch die höhe-
re Nachfrage aus China; denn die
wird wieder anziehen nach dem
Ende der Zero-Covid-Politik. Das
wiederum wird dazu führen, dass
Deutschland wieder Gas auf dem
Weltmarkt aufkaufen muss zu je-
dem Preis, zu dem es da noch
kommt, egal wie hoch er ist.
Das führt nicht nur zu höheren

Preisen hier bei uns, das führt
auch dazu, dass Länder des Globa-
len Südens – Südafrika, Indien

– ernsthafte Versor-
gungslücken be-
kommen werden,
weil sie sich diese
hohen Gaspreise
nicht leisten kön-
nen. Das ist einfach
unverantwortlich;
ich muss es so sa-
gen.
Aber ja, reden wir

auch über die Ursa-
chen. Natürlich: Putin hat mit sei-
nem verbrecherischen Angriffs-
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Wie ernst meinen
wir es mit dem

Erhalt der
industriellen
Substanz in
Deutschland?

Wir brauchen
endlich eine

funktionierende
staatliche

Preisaufsicht für
Energie.
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krieg diese Situation verursacht.
Aber es sind Ihre kopflosen Ener-
giesanktionen, die die Weltmärk-
te erst in dieses Chaos gestürzt
haben; das ist leider die Wahr-
heit.
Und wenn Sie jetzt sagen: „Das

war notwendig, um Putin den
Geldhahn abzudrehen“, dann
möchte ich Ihnen einmal zur
Kenntnis geben: Deutschland
kauft aktuell auch noch – das ha-
ben Zeitungen berichtet – russi-
sches Gas, nur über Umwege,
zum Beispiel über Belgien, und

russisches Öl kaufen wir auch
noch, zum Beispiel über Indien
– beides übrigens zu einem deut-
lich höheren Preis als im Direkt-
bezug. Ich meine – nichts für un-
gut! -, wie dumm kann man ei-
gentlich sein! Der Einzige, der
darüber lachen kann, ist Putin.
Den Menschen in diesem Land
ist leider gar nicht zum Lachen
zumute. Das ist die Wahrheit.
Im Schnitt müssen die Beschäf-

tigten bereits jetzt mit einem Re-
allohnverlust von einem ganzen
Monatsgehalt pro Jahr umgehen.

Sie können sich das vielleicht
nicht vorstellen; aber das bringt
viele in echte Existenznot. Der
Deutsche Mieterbund warnt, dass
Haushalte bis in die Mittel-
schicht hinein ihre Wohnkosten
nicht mehr werden zahlen kön-
nen, wenn die Heizkostenabrech-
nung für letztes Jahr zugestellt
wird. Die Zeitung „The Econo-
mist“ erwartet sogar eine höhere
Sterblichkeit wegen niedrigerer
Raumtemperatur. So ernst ist die
Lage.
Man muss einfach feststellen:

Andere Länder gehen da andere
Wege, zum Beispiel die USA. Sie
schaffen mit ihrem sogenannten
Inflation Reduction Act wirt-
schaftliche Rahmenbedingungen,
unter denen Unternehmen weiter
im Land produzieren können,
und sie investieren massiv und
konkret in den Ausbau erneuer-
barer Energien.
Herr Habeck, wo ist Ihr Plan?

Sie kündigen an. Sie haben vor.
Sie wollen dies und das machen.
Aber das reicht nicht. Ankündi-
gungen sind genug gesprochen,

es müssen endlich Taten folgen!
Wir stellen fest: Andere Regie-

rungen achten darauf, keine
Maßnahmen zu ergreifen, die ih-
rem Land selbst mehr schaden
als Russland. Deutschland macht
leider das Gegenteil. Es ist darum
höchste Zeit für einen Kurswech-
sel. Die Menschen in unserem
Land haben wirklich Besseres ver-
dient.
Danke schön.

(Beifall bei der LINKEN)

Dr. Sandra Detzer, Bündnis 90/Die Grünen:

Eine Sensation inmitten
der Energiekrise

Sandra Detzer (*1980)
Landesliste Baden-Württemberg

Nüchtern betrachtet, ist 1,9
nur eine Zahl. Um 1,9
Prozent ist die deutsche

Wirtschaft 2022 gewachsen. Fak-
tisch ist das eine kleine Sensation
inmitten der Energiekrise, am En-
de einer Pandemie und in Zeiten
gestörter Lieferketten.
Ich sage an dieser Stelle ein

ganz herzliches Danke an alle Un-
ternehmerinnen und ihre Beschäf-
tigten; denn sie haben überlegt,
wo sie Energie sparen können, sie
haben rare Man- und Womanpo-
wer umgeplant, um Personaleng-
pässe zu reduzieren, sie haben Lie-
ferketten durchleuchtet und mit
viel Fantasie und Pragmatismus
Fehlendes ersetzt. Diese 1,9 Pro-
zent, das ist ihr Erfolg, und der ist
beeindruckend.
Ja, 2022 war alles

anders als zuvor:
Wir litten, wir wa-
ren verunsichert,
wir kämpften uns
durch. Dann aber
haben wir uns ent-
schlossen, haben
entschieden und
gehandelt. Und
keiner machte das
so überzeugend
wie unser Wirtschafts- und Klima-
schutzminister Habeck. Er wollte
nicht nach Katar fahren – und tat
es trotzdem. Er stritt für die Gas-

umlage, als sich noch kein richti-
ger Weg abzeichnete, und dabei
war er ein Beispiel für Offenheit,
für Integrität und für Empathie.
Danke für diese enorme Leistung!
Der Erfolg darf uns zuversicht-

lich machen, nicht jedoch träge.
Die strukturellen Aufgaben in die-
sem Land sind im letzten Jahr-
zehnt nur unzureichend angegan-
gen worden, und der Jahreswirt-
schaftsbericht benennt sie sehr
deutlich: Wir brauchen mehr sau-
bere, bezahlbare Energie, gezielte
Anreize für Investitionen in Kli-
maschutz. Wir müssen Aus- und
Weiterbildung fördern und selbst-
verständlich auch ausländische
Fachkräfte gezielter anwerben.
Chancengerechtigkeit, mehr stra-
tegische Zusammenarbeit mit un-
seren internationalen Partnern,
das sind die Aufgaben, die vor uns
liegen. Wer den Bericht genau
liest, der erkennt die zwei großen
Linien, die die Arbeit der Koaliti-
on prägen werden: erstens die
Transformation unserer Wirt-
schaft, besonders der Industrie, in
eine fossilfreie, in eine klimaneu-
trale Zukunft, und zweitens die
Stärkung unserer nationalen, un-
serer europäischen Souveränität in
geopolitisch herausfordernden
Zeiten. Beides, Transformation
und Souveränität, ist nicht leicht
erreichbar. Sie müssen deswegen

Leitbilder sein für
alle Arten von staat-
licher Regulierung:
für das Steuer- und
Abgabenrecht, für
die Verteilung von
Fördermitteln eben-
so wie für das Wett-
bewerbsrecht – bis
hin zu den Rech-
nungslegungsstan-
dards.

Wenn die unterschiedlichen Re-
gelungen nahtlos ineinandergrei-
fen, dann entsteht Planungssicher-
heit für Unternehmen, dann wird

Bürokratie reduziert, und dann
steht am Ende genau das Investiti-
onsklima, das wir brauchen, um
private Investitionen anzureizen,
damit wieder Geld in sinnvolle
Sachen gesteckt wird.
Nehmen wir das Beispiel Roh-

stoffsouveränität. Da ist es natür-

lich dringend geboten, unsere Ab-
hängigkeiten, besonders bei den
kritischen Rohstoffen, zu reduzie-
ren. Deswegen unterstützt das
BMWK Explorationsprojekte kon-
kret und finanziell, knüpft inter-
nationale Rohstoffpartnerschaften
– wie zum Beispiel jetzt mit Kana-
da – und verstärkt europäische
Forschungsverbünde wie den IP-
CEI „EuBatIn“, um den Hochlauf
der Kreislaufwirtschaft zu unter-
stützen.
Apropos Moderne. Ich kann mir

zum Schluss eine Bemerkung
nicht verkneifen: Die Atomkraft
ist ein Fremdkörper in unserer

Marktwirtschaft. Ihre Risiken sind
nicht versicherbar, und die Endla-
gerung ist betriebswirtschaftlich
nicht darstellbar. Sie ist der Inbe-
griff einer Technologie, bei der Ge-
winne privatisiert und Kosten so-
zialisiert werden. Deswegen erwar-
te ich von allen glühenden An-
hängerinnen und Anhängern Lud-
wig Erhards: Feiern Sie mit uns im
April den endgültigen Ausstieg aus
der Atomkraft!
Herzlichen Dank.

(Beifall beim BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN

und bei der SPD)
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Julia Klöckner, CDU:

Wettbewerbsfähigkeit ist mehr
als lediglich Energiepolitik

Julia Klöckner (*1972)
Landesliste Rheinland-Pfalz

Der Bundeswirtschaftsmi-
nister will im Jahreswirt-
schaftsbericht eine von

ihm gemachte Trendwende erken-
nen, ganz gleich, was die realen
Zahlen sagen. Herr Minister, Ihre
ganz eigene Prognose, die über-
rascht uns dann doch. Da zaubern
Sie in Ihrem eigenen Jahreswirt-
schaftsbericht einfach ein leichtes
Wachstum von 0,2 Prozent aus
dem Hut. Und Sie haben be-
schlossen: Die Rezession soll 2023
ausfallen. – Das wünschen wir uns
alle; aber viele Fachinstitute sehen
das anders.
Ich muss ehrlich sagen: Wer im

April die Korken knallen lassen

will wie die Grünen, weil die
Kernkraft abgeschaltet wird, der
feiert nur sich selbst, der feiert
nicht Deutschland, der ist igno-
rant gegenüber all denen, die die
Tür abschließen mussten, weil sie
sich diese Energiepreise hier in
Deutschland nicht mehr leisten
können.
So viel ist auch klar: Wenn die

Inflation sinkt, dann sinken die
Preise nicht. Sie steigen dann nur
langsamer. Viele Unternehmen
und Betriebe stecken nach wie vor
in der Kostenfalle; die Inflation
belastet die Wertschöpfungsket-
ten, und die Konsumlaune ist
nach wie vor schlecht. Gleichzeitig
verliert unser Standort massiv an
Bedeutung. Das Zentrum für Eu-
ropäische Wirtschaftsforschung
warnt: Deutschland ist nur noch
auf Platz 18 von 21 Ländern. Hin-
ter uns liegen Ungarn, Spanien
und Italien.
Herr Bundeswirtschaftsminister,

von Ihnen haben wir dazu nichts
gehört. Wettbewerbsfähigkeit ist
mehr als lediglich Energiepolitik.
Bevor Sie wieder mit dem Finger
auf uns zeigen – „16 Jahre Union“
-, hier einige Fakten zu 16 Jahren
Union. Wir als Union haben
Deutschland zum Wachstumsmo-

tor in Europa gemacht; 2005 lag
das BIP noch bei 2,3 Millionen
Euro – Billionen; ich habe mich
versprochen -, 2021 bei etwa 3,6
Billionen Euro. Aber ich freue
mich, Herr Houben, dass Sie uns
zustimmen, dass das unter Uni-
onsregierung so geklappt hat.
Wir haben die Arbeitslosigkeit

in Deutschland halbiert – von
rund 12 Prozent in 2005 auf 5,7
Prozent in 2021. Die Menschen
haben davon profitiert. Die Netto-
löhne sind von 2005 bis 2021 um
rund 40 Prozent angestiegen. Das
ist aktive Wirtschaftspolitik; das
sind Rahmenbedingungen für
Wachstum, Herr Minister. Und
Rahmenbedingungen für Wachs-
tum sind eben mehr als Energie-
politik. Wir denken Wirtschaft,
Umwelt und Klima zusammen
und reduzieren eben nicht wie Sie
den Jahreswirtschaftsbericht auf
einen reinen Ökobericht. Das ist
falsch.
Wer Wohlstandskriterien beim

Wachstum dazunimmt, der sieht
Wachstum dort, wo es kein
Wachstum gibt. Das ist ein Pro-
blem, genauso wie es ein Problem
ist, dass Sie auch das Messen von
Bürokratie verändern wollen, da-
mit Bürokratie bei Ihnen nicht
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mehr auf dem Papier steht, ob-

wohl Bürokratie bei den Unter-

nehmen erhalten bleibt. Das ist

fahrlässig. Wir sagen sehr klar:

Fangen Sie an, Bundeswirtschafts-

minister zu sein, und seien Sie

nicht jemand, der schöne Ge-

schichten erzählt! Am Ende weiß

keiner, wie hier die Mieten bezahlt

werden sollen und wie hier Fach-

kräfte die Arbeit leisten, die Ihre

neue Industrie, von der Sie immer

sprechen, dann auch braucht.

Ich kann Ihnen auch sagen:

„Aktive Wirtschaftspolitik“ hieß

unter Unionsregierung: Wir haben

drei Bürokratieentlastungsgesetze

auf den Weg gebracht; wir haben

die Steuern für Unternehmen auf

unter 30 Prozent gesenkt; das

Fachkräfteeinwanderungsgesetz

war ein Meilenstein, Digitalisie-

rungsgesetz, Zukunftsfonds, ja,

und auch die Coronakrise, die ha-

ben wir angepackt. Wir haben

nicht alles richtig gemacht. Aber

wir haben nicht gezaudert; wir ha-

ben nicht gezögert. Wir haben ge-

handelt.

Das ist das Gegenteil von dem,

was Sie machen. Sie haben sich

– wie Jens Spahn sagte – einen

Blankoscheck unterzeichnen las-

sen und Förderprogramme auf

den Weg gebracht, die kein

Mensch will, die kein Mensch ab-

ruft. Am Ende ist es nicht die

Zahl auf Ihrem Papier, die zählt,

sondern die Wirtschaft, die ganz

real in unserem Land mit der

Wettbewerbsfähigkeit zu kämpfen

hat.

Ich frage mich:

Wo bleibt denn der

deutsche Wirt-

schaftsminister bei

Ankündigungen

von Unternehmen,

ganz konkret wie

BASF, BioNTech

oder Bayer, die ihre

Forschungssparten

nicht in Deutsch-

land ausbauen, sondern ins be-

nachbarte Ausland gehen? Wo

bleibt hier der Wirtschaftsminis-

ter, der sich um diese Unterneh-

men kümmert, der nicht nur

Windkrafthersteller besucht, son-

dern auch die Industrie, die bei

uns Arbeitsplätze

schafft, Wohlstand

schafft und für

Wachstum sorgt?

Herr Minister, auch

das wünschen wir

uns.

Die Investitions-

bereitschaft, die

wollen wir ankur-

beln. Was Sie aber

wollen, ist, dass am

Ende vorgegeben wird, wer was

wie zu investieren hat. Ich schaue

mir einfach mal an, was Sie sank-

tionsbewehren wollen, oder ich

schaue mir die Bürokratie an.

Damit komme ich zum

Schluss. Die Bürokratiekosten für

Unternehmen sind unter Ihrer

Regierung um 63 Prozent gestie-

gen. Sie wollen jetzt die Beurtei-

lungsmaßstäbe für Bürokratiekos-

ten ändern. Da kann ich Ihnen

nur sagen: Ein Belastungsmorato-

rium bedeutet das Beenden von

Belastungen und nicht Schön-

rechnen und Schönreden. Wirt-

schaft heißt ganz real „hier blei-

ben“, „made in Germany“ und

sich nicht das Land schönreden,

und am Ende gehen die Lichter

aus.

(Beifall bei der CDU/CSU)

Bernd Westphal, SPD:

Deutschland braucht Direkt-
investitionen aus dem Ausland

Bernd Westphal (*1960)
Wahlkreis Hildesheim

T
rotz paralleler, schwerer

Krisen ist die deutsche

Wirtschaft robust. Sie ist

mit 1,9 Prozent Wirtschaftswachs-

tum gut durch das letzte Jahr ge-

kommen. Und auch die Progno-

sen für dieses Jahr sind – obwohl

wir die Krisen noch nicht über-

wunden haben – positiv.

Woran liegt das? Sicherlich sind

viele richtige, kluge Programme

auf den Weg ge-

bracht worden. Die

Ampelregierung

kann Krisenma-

nagement. Diese

Programme entfal-

ten ihre Wirkung,

und das schafft Ver-

trauen bei den Bür-

gerinnen und Bür-

gern, aber natürlich

auch in der Wirt-

schaft. Das ist der eine Punkt.

Aber der zweite Punkt ist viel

wichtiger. Es sind die fleißigen,

guten, qualifizierten und moti-

vierten Arbeitnehmerinnen und

Arbeitnehmer in diesem Land, die

mit ihrer Arbeit dazu beitragen,

dass wir diesen Wohlstand, dieses

Wirtschaftswachstum erreicht ha-

ben, meine Damen und Herren.

Während Frau Klöckner und die

Unionsfraktion Fragebogen an

Unternehmensverbände und Un-

ternehmen verschicken, um mal

anzufragen, was für Probleme es

gibt, kann ich Ihnen sagen: Das ist

zu spät und zu wenig. Während

Sie Fragebogen verschicken, lösen

wir Probleme. Wir machen Krisen-

management. Wir organisieren

Transformation.

Das, was wir mit „Transformati-

on“ meinen, hat zum Ziel, die so-

ziale Marktwirtschaft und die öko-

logische Marktwirtschaft zusam-

menzubringen. Deshalb, Herr

Spahn, reicht es nicht aus, nur ein

investitionsfreundliches Umfeld

zu schaffen, sondern man muss

natürlich auch dafür sorgen, dass

wir einen gesellschaftlichen Zu-

sammenhalt haben. Deshalb ist es

richtig, dass wir Bürgergeld und

Mindestlohn und diese Dinge auf

den Weg bringen. Das gehört zur

erfolgreichen Wirtschaftspolitik

dazu. Das unterscheidet uns von

Ihnen in der Denke,

wie man dieses

Land nach vorne

bringt.

Es ist schon viel

von Transformation

gesprochen worden,

auch hier vorne an

diesem Rednerpult.

Natürlich müssen

erneuerbare Ener-

gien ausgebaut wer-

den – auch das, was mit dem Was-

serstoffhochlauf in der Nationalen

Wasserstoffstrategie nach vorne ge-

bracht werden kann, auch das,

womit wir, durch Digitalisierung,

künstliche Intelligenz und andere

Programme, die Unternehmen in

die Lage versetzen, international

ihre Wettbewerbsfähigkeit zu stär-

ken. Das ist genau das, was wir

auch mit dem Schutzschirm von

200 Milliarden Euro an Sicherheit,

an Zuversicht, an Stärke für diesen

Wirtschaftsstandort von politi-

scher Seite leisten, und das ist et-

was, was diese Bundesregierung

auszeichnet im Krisenmanage-

ment.

Wir brauchen aber auch eine

Antwort auf den Inflation Reducti-

on Act; der ist schon mehrmals

beschrieben worden. Aber ich will

auch sagen: Das kann nicht die

Antwort Europas sein. Wir werden

unsere Märkte nicht abschotten.

Deutschland ist eine der offensten

Marktwirtschaften der Welt. Wir

brauchen Direktinvestitionen aus

dem Ausland.

Die Amerikaner verstoßen in

vielfacher Weise gegen WTO-Re-

geln. Auf der einen Seite kann

man froh sein, dass Klimaschutz

endlich auch dort wieder auf die

Agenda gerückt ist. Aber so, wie es

die Amerikaner machen, sollten

wir es nicht machen. Wir brau-

chen nicht „USA First“ und auch

nicht „Europa First“. Wir brauchen

„Europa Fast“. Deshalb, Herr Wirt-

schaftsminister, müssen wir viele

Regelungen im Bereich der Investi-

tionen, die wir flankieren wollen,

vereinfachen.

Letzter Punkt, meine Damen

und Herren. Der Fachkräftebedarf

ist enorm. 100 Milliarden Euro

sind im letzten Jahr an BIP-Leis-

tung verloren gegangen, weil wir

keine Fachkräfte haben. Deshalb

müssen uns die Zahlen -1,2 Mil-

lionen nicht besetzte Stellen

– schon Sorgen machen. Wir wer-

den Wirtschaftswachstum in Zu-

kunft nur realisieren können,

wenn wir gut ausgebildete Fach-

kräfte in Deutschland haben. Wir

müssen also unser Bildungssystem

dementsprechend flankieren und

verbessern, aber auch Zuwande-

rung ermöglichen. 400 000 Ar-

beitskräfte pro Jahr sind notwen-

dig, um unser Wirtschaftssystem

stabil zu halten. Deshalb werden

wir in dieser Koalition auch dafür

sorgen, diese Rahmenbedingun-

gen zu verbessern. Wir brauchen

ein investitionsfreundliches Klima

für klimafreundliche Investitio-

nen.

Herzlichen Dank. Und Glück

auf!

(Beifall bei der SPD und dem BÜNDNIS

90/DIE GRÜNEN sowie bei Abge-

ordneten der FDP)
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Wenn die In-
flation sinkt,

dann sinken die
Preise nicht. Sie
steigen dann nur

langsamer.

Frau Klöckner
und die Union:

Während Sie Fra-
gebögen verschi-
cken, lösen wir

Probleme.

Karsten Hilse, AfD:

Wir müssen 2023 wieder in
die Kernenergie einsteigen

Karsten Hilse (*1964)
Wahlkreis Bautzen I

Z
u Beginn der Realität-

scheck: Verbrauch in

Deutschland, 7 Uhr: 63 Gi-

gawatt. Konventionelle Kraftwerke

49 Gigawatt, Wind und Sonne 3,5

Gigawatt.

Kommen wir zum Jahresgutach-

ten des Sachverständigenrates. Im

Kapitel 5 wird die Energiekrise be-

handelt. Es wird auch beschrie-

ben, wie diese behoben werden

soll: mit der Verdreifachung der

Nennleistung von Photovoltaik-

und Windindustrieanlagen von

128 auf dann 360 Gigawatt Nenn-

leistung. Allein die Photovoltai-

kanlagen sollen dann eine Nenn-

leistung von circa 230 Gigawatt

haben. Aber wie viel Strom wer-

den sie real liefern? Heute früh

um 7 Uhr lieferten knapp 70 Gi-

gawatt Nennleistung 0 Gigawatt.

Sollte es der Bundesregierung

nicht gelingen, bis 2030 auch

nachts die Sonne scheinen zu las-

sen, werden die dann 230 Giga-

watt Nennleistung am 26. Januar

2030 um 7 Uhr – genau, Sie ha-

ben es erraten – 0 Gigawatt lie-

fern.

Ich weiß, dass die grünen Kom-

munisten mit Physik auf Kriegsfuß

stehen; aber hier offenbart sich

auch eine Mathematikschwäche.

70 mal 0 ist 0, genauso wie 230

mal 0.

Bevor Frau Nestle wie in der

letzten Sitzung wieder herum-

schreit, dass Wind und Sonne vor

drei Wochen doch 30 Gigawatt ge-

liefert hätten: Erstens. Strom muss

genau in dem Moment zur Verfü-

gung gestellt werden, in dem er

gebraucht wird. Zweitens. Elektri-

sche Energie kann man nicht spei-

chern. Sie können, so wie Sie es

vorhaben, die elektrische mit ho-
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Fortsetzung auf nächster Seite
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hen Verlusten in chemische Ener-

gie umwandeln, zum Beispiel in

Wasserstoff. Dabei gehen aller-

dings bei Verwendung von soge-

nannten Erneuerbaren circa 75

Prozent der Eingangsenergie ver-

loren. Zudem hat Wasserstoff ei-

ne geringe Energiedichte.

Die höchste Energieausbeute

haben Kernkraftwerke. Bei der

Spaltung eines Atoms wird mil-

lionenmal so viel Energie wie

bei der Verbrennung eines Was-

serstoffatoms nutzbar gemacht.

Bei der Produktion von Was-

serstoff mit sogenannten Erneu-

erbaren ergibt sich ein bis zu 1

000-mal höherer Flächenver-

brauch. Es wäre also verantwor-

tungsvoll, Herr Minister, wenn

im nächsten Jahreswirtschaftsbe-

richt stände: Im Jahre 2023 sind

wir aus Vernunftgründen wieder

in die Kernenergie eingestiegen.

Preiswerte und jederzeit zur

Verfügung stehende Energie ist

der Schlüssel zu einer funktio-

nierenden Wirtschaft und damit

zu Wohlstand und der Möglich-

keit, die Produktion minimalin-

vasiv zu gestalten. Sie machen

genau das Gegenteil: Sie ver-

knappen und verteuern Energie.

Sie wird maximalinvasiv produ-

ziert und zerstört damit die Le-

bensräume unserer Flora und

Fauna. Aber bald müssen wir

uns ja darüber keine Gedanken

mehr machen. Wenn der Krieg,

den Sie mit der Lieferung von

Kampfpanzern befeuern, anstatt

einen diplomatischen Ansatz zu

finden, wegen unserer offen-

sichtlichen Kriegsbeteiligung

nach Deutschland kommt, müs-

sen wir uns über Wasserstoffstra-

tegien und sonstigen Firlefanz

keine Gedanken machen. Sagen

Sie dann aber nicht: Das konnte

keiner ahnen.

(Beifall bei der AfD sowie des Abg.

Robert Farle (fraktionslos))

Dr. Lukas Köhler, FDP:

Den Standort Deutschland
dürfen wir nicht verlieren

Lukas Köhler (*1986)
Landesliste Bayern

L
udwig Erhard hat mal ge-

sagt: „Je freier die Wirtschaft,

umso sozialer ist sie auch.“

Ich glaube, dass wir an einem

Stand in der Geschichte sind, wo

wir diese Idee wieder ganz nach

vorne stellen müssen, wo die Fra-

ge, wie der Wirtschaftsstandort

Deutschland aufgebaut ist, wie er

in die Zukunft blickt und wie er

ausgestaltet wird, eine Frage ist,

die wir jetzt klären können. Das

ist doch genau das, was wir in der

Politik tun müssen: Standortfakto-

ren, Rahmenbedingungen, Wirt-

schaftspolitik so zu organisieren,

dass das, was dieses Land am Lau-

fen hält, nämlich eine gut funktio-

nierende Wirtschaft, in den Vor-

dergrund gestellt wird.

Der Jahreswirtschaftsbericht

zeigt gute Zahlen auf. Es ist erfreu-

lich, dass wir es, was das Wachs-

tum angeht, geschafft haben, dass

es im letzten Jahr und in diesem

Jahr voraussichtlich zumindest ei-

ne Stagflation und keine Rezessi-

on gibt. Das ist gut, und das ist

insbesondere auch ein Erfolg der

Wirtschaft in diesem Land, der

Schaffenskraft der Menschen, und

das ist auch ein Erfolg der Politik.

Natürlich ist es richtig gewesen,

im letzten Jahr die Maßnahmen

zu ergreifen. Aber wir müssen

doch jetzt in die Zukunft blicken.

Wir müssen jetzt darüber nach-

denken: Wie kommen wir eigent-

lich in eine angebotsorientierte

Wirtschaftspolitik? Da freue ich

mich, dass wir das als Ampel ge-

meinsam sehen und sagen: Ja,

Standortfaktoren müssen in den

Vordergrund gerückt werden. Wir

brauchen günstige Energie, wir

brauchen Fachkräfte – und das

nicht nur auf dem Papier, sondern

real hier vor Ort.

Wir haben im Moment unge-

fähr 2,3 Millionen Arbeitslose.

Wir haben1,9 Millionen offene

Stellen. Jetzt muss man davon

ausgehen, dass nicht jeder

Mensch, der nicht arbeitet, ein-

fach so arbeiten könnte. Es gibt

Faktoren, es gibt Dinge, die die

Menschen davon abhalten. Es

gibt einen guten Grund, und da-

vor muss man Respekt haben.

Das heißt, wir haben eigentlich

mehr Arbeitsplätze, als wir Men-

schen haben. Da ist es doch ab-

surd, sich gegen eine funktionie-

rende Fachkräftestrategie zu stel-

len, sich dagegenzustellen, dass

wir Menschen in dieses Land ho-

len, und sich auch dagegenzu-

stellen, dass wir die Gleichstel-

lung, die gerade angesprochen

wurde, so ausgestalten, dass auch

Frauen in eine Erwerbstätigkeit

kommen, dass wir wieder mehr

Arbeitsstunden haben.

Aber am Ende des Tages wer-

den wir damit nicht alle diese

Probleme lösen können. Wir

müssen in Deutschland dafür

sorgen, dass die Produktivität

steigt. Und nur durch funktionie-

rende Angebotspolitik wird das

auch klappen. Das

heißt: weniger Bü-

rokratie, weniger

Steuern und Abga-

ben, mehr Digitali-

sierung, mehr Au-

tomatisierung. Das

heißt aber auch

und vor allem,

dass wir die Pro-

bleme schnell und

gezielt angehen.

Denn eins ist klar: In diesem

Land mangelt es nicht an Kapital.

Das ist eine gute Nachricht. Wir

haben genügend Leute, die inves-

tieren wollen. Wir haben genü-

gend Kapitalsammelstellen. Wie

klug wäre es denn, wenn wir die

Versicherungen und die Pensi-

onskassen auch in deutsche In-

frastruktur investieren lassen?

Wie klug wäre es, wenn wir das

Kapital, das wir in Deutschland

haben, heben würden, um wirk-

lich in die Zukunft zu investieren

und dafür zu sorgen, dass wir die

Energieinfrastruktur ausbauen,

dafür zu sorgen, dass wir mehr

von dem, was wir benötigen, be-

kommen – und das auch noch

schneller?

Aber natürlich müssen wir

weltweit zusammenwachsen. Wir

haben eine Handelspolitik, und

es ist gut, dass wir heute auch

noch über Mercosur reden. Aber

wir haben auch schon einige

wichtige Schritte im letzten Jahr

geschafft. Nachdem das jahrelang

nicht geklappt hat,

schaffen wir es

endlich, CETA zu

ratifizieren. Wir

schaffen es endlich,

dass es zu einem

Umdenken in den

wirtschaftlichen

Beziehungen mit

den USA kommt.

Wir schaffen es

endlich, dafür zu

sorgen, noch viel mehr Freihan-

delsabkommen zu schließen.

Denn ja, am Ende des Tages

brauchen wir neue Märkte. Wir

müssen uns diversifizieren.

Wir müssen uns auch mit Chi-

na auseinandersetzen. Das heißt

nicht, dass wir kein Wachstum

mehr in China oder mit China

wollen, sondern das bedeutet,

dass wir andere Wachstumsgrö-

ßen wie Afrika für uns erschlie-

ßen wollen, dass wir neue Märkte

brauchen, dass wir aber auch

neue Rohstoffquellen brauchen.

Und ja, diese Rohstoffquellen lie-

gen auch in Deutschland. Wir

haben Gas in Deutschland, und

wir haben Lithium in Deutsch-

land. Deswegen freue ich mich

darüber, dass wir eine funktionie-

rende, eine anständige Rohstoff-

strategie angehen werden, und

ich freue mich darüber, dass wir

auch die heimische Förderung in

den Blick nehmen wollen. Den

Standort Deutschland dürfen wir

nicht verlieren. Denn am Ende

des Tages zählt, dass wir das

Geld, das wir ausgeben wollen,

auch einnehmen, und das macht

in Deutschland die Wirtschaft für

uns.

Vielen Dank.

(Beifall bei der FDP sowie bei Abge-

ordneten der SPD und des BÜND-

NISSES 90/DIE GRÜNEN)
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Wir müssen in
Deutschland

dafür
sorgen, dass die
Produktivität

steigt.

Bundeswirtschaftsminister Robert Habeck gibt im Plenum eine Regierungserklärung zum Jahreswirtschaftsbericht ab. Im Mittelpunkt stehen dieses Jahr
die aktuelle Konjunkturlage, künftige Herausforderungen der Wirtschaftspolitik und die Energiekrise. © picture alliance/dpa | Bernd von Jutrczenka

Dies ist eine gekürzte Version der De-
batte. In der Debatte sprachen zudem
die Abgeordneten Felix Banaszak
(Bündnis 90/Die Grünen), Hansjörg
Durz (CSU), Gabriele Katzmarek
(SPD), Robert Farle (fraktionslos), Se-
bastian Roloff (SPD), Katharina Beck
(Bündnis 90/Die Grünen) und Nina
Scheer (SPD).
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Am letzten Freitag war ein Gedenk-Tag.

An Gedenk-Tagen erinnert man sich 
zum Beispiel an besondere Ereignisse. 
Oder an besondere Personen.

Bei dem Gedenk-Tag am Freitag ging 
es um die Opfer der Nazi-Zeit.

Vor allem um homo-sexuelle 
Menschen, die zu Opfern wurden.

Im folgenden Text gibt es mehr Infos 
dazu.

Folgende Fragen werden zum 
Beispiel beantworten:

•  Was war die Nazi-Zeit?

•  Was ist mit Homo-Sexuellen in der 
Nazi-Zeit passiert?

•  Wie wird an diese Zeit erinnert?

Herrschaft der Nazis
In den Jahren von 1933 bis 1945 
herrschte in Deutschland eine Gruppe 
mit dem Namen National-Sozialisten.

Abgekürzt nennt man sie auch: Nazis.

Ihr Anführer war Adolf Hitler.

Die Nazis hatten ganz bestimmte 
Meinungen.

Sie dachten zum Beispiel:

•  Die Deutschen sind besser als alle 
anderen Menschen auf der Welt. 
Andere Menschen sind weniger wert.

•  Deutschland hat das Recht, gegen 
andere Länder zu kämpfen und sie 
zu erobern. 
Denn andere Länder sind weniger 
wert.

•  In Deutschland soll es einen Mann 
geben, der das ganze Land anführt. 

Er soll alles bestimmen. 
Alle müssen auf ihn hören. 
Niemand darf ihm widersprechen.

Die Nazis haben aus Deutschland 
eine Diktatur gemacht.

Eine Diktatur ist eine Art, wie ein 
Land geführt werden kann.

In einer Diktatur herrschen wenige 
Menschen über das ganze Land.

Die meisten Menschen können im 
Land nicht mitbestimmen.

Sie können nicht die Politiker wählen, 
die sie wählen wollen.
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Die Politiker in einer Diktatur 
bestimmen auch sehr stark über das 
Leben von ihren Bürgern.

Und die Menschen dürfen ihre 
Meinung nicht sagen.

Die Nazi-Zeit war furchtbar für 
Deutschland und für ganz Europa.

Die Nazis und ihre Helfer haben viele 
schreckliche Dinge getan.

Sie haben zum Beispiel den Zweiten 
Welt-Krieg begonnen.

Und sie haben viele Menschen verfolgt.

Denn sie glaubten: Diese Menschen 
gehören nicht zu Deutschland.

Zum Beispiel:

• Menschen, die eine andere 
Meinung hatten als die Nazis

• Juden

• Menschen mit Behinderung

Verfolgung von homo-sexuellen 
Menschen in der Nazi-Zeit
Die Nazis haben auch homo-sexuelle 
Menschen verfolgt.

Also Männer, die Männer lieben. 
Und Frauen, die Frauen lieben.

Vor allem gegen homo-sexuelle 
Männer gingen sie vor.

Sie waren der Meinung:

Homo-sexuelle Männer sind keine 
echten Männer.

Sie könnten das öffentliche Leben in 
Deutschland schädigen.

Und sogar den Staat zerstören.

Gesetz gegen Homo-Sexuelle

Schon vor der Nazi-Zeit war Sex 
zwischen Männern in Deutschland 
verboten.

So stand es im Gesetz.

Im Jahr 1935 haben die Nazis das 
Gesetz strenger gemacht.

Nun war nicht nur Sex verboten, 
sondern auch viele andere 
Handlungen zwischen Männern.

Zum Beispiel war gegenseitige 
Selbst-Befriedigung nun verboten. 
Aber auch Streicheln, Umarmen und 
Küssen.

Zum Teil wollte man Männer sogar 
bestrafen, wenn sie andere Männer 
nur auf die falsche Weise anschauten.

Für Frauen galt das Gesetz in 
Deutschland allerdings nicht.

Nur in Österreich waren sexuelle 
Handlungen zwischen Frauen 
verboten.

Aber: Auch Frauen wurden wegen 
dem Gesetz verurteilt.

Zum Beispiel wurde dann behauptet: 
Sie haben Männern geholfen, 
miteinander sexuelle Handlungen 
auszuführen.

Außerdem wurden homo-sexuelle 
Frauen im Alltag oft schlechter 
behandelt.

Viele Männer vor Gericht

Durch das strengere Gesetz kamen 
plötzlich viel mehr Menschen vor 
Gericht. 
Und viel mehr wurden verurteilt.

Im Jahr 1932 wurden in Deutschland 
zum Beispiel ungefähr 8-Hundert 
Menschen wegen Homo-Sexualität 
verurteilt. 
Im Jahr 1937 waren es 8-Tausend.

Von 1933 bis 1945 wurden über 
50-Tausend Männer wegen Homo-
Sexualität verurteilt.

Dabei mussten die Männer gar nicht 
wirklich homo-sexuell sein.

Oft wurde jemandem einfach 
vorgeworfen, er wäre homo-sexuell.

Auf diese Weise wollte man ihn ins 
Gefängnis bringen.



Konzentrations-Lager

Die verurteilten Männer kamen 
meist ins Gefängnis.

Ungefähr 5-Tausend bis 
15-Tausend Männer kamen aber in 
Konzentrations-Lager.

Konzentrations-Lager sind spezielle 
Einrichtungen.

Sie bestehen aus verschiedenen 
Gebäuden, Zäunen und Wach-Türmen.

Die Nazis haben sie gebaut, um dort 
Leute einzusperren, die sie nicht 
haben wollten.

In den Konzentrations-Lagern 
herrschte Gewalt.

Die Gefangenen mussten hart 
arbeiten.

Sie wurden misshandelt.

Sehr viele Menschen starben durch 
die Zustände dort.

Im Konzentrations-Lager mussten 
homo-sexuelle Männer an ihrer 
Kleidung oft ein Zeichen tragen.

Und zwar ein rosafarbenes Dreieck.

Dadurch wusste jeder: Diese Männer 
sind hier, weil sie von den Nazis als 
homo-sexuell betrachtet werden.

Für diese Männer war das Leben im 
Konzentrations-Lager besonders hart.

Viele Tausend von ihnen sind dort 
gestorben.

Gedenken an die Opfer
Die Nazi-Zeit endete im Jahr 1945.

Danach haben Leute überlegt:

Wie kann man dafür sorgen, dass 
die Ereignisse der Nazi-Zeit nicht 
vergessen werden?

Denn so wollte man dafür sorgen, 
dass so etwas nie wieder passiert.

Und man wollte an die Opfer 
erinnern.

Über homo-sexuelle Menschen 
wurde zunächst aber noch nicht so 
viel gesprochen.

Das lag auch daran, dass in 
Deutschland Homo-Sexualität bei 
Männern auch nach der Nazi-Zeit 
noch unter Strafe stand.

Das hat sich erst im Laufe der Zeit 
geändert.

Erst um das Jahr 1970 herum wurde 
das Gesetz abgeschwächt.

Und erst seit 1994 gilt es gar nicht 
mehr.

Das heißt: Erst seitdem ist Homo-
Sexualität in Deutschland nicht mehr  
verboten.

Denkmäler für homo-sexuelle 
Männer entstanden zuerst in den 
Jahren ab 1984.

Im Jahr 2008 wurde dann in Berlin 
ein großes Denkmal eingeweiht.

Es heißt: Denkmal für die im 
National-Sozialismus verfolgten 
Homo-Sexuellen.

Im Jahr 2002 sagte der Bundestag: 
Verurteilungen aus der Nazi-Zeit 
wegen Homo-Sexualität sind nicht 
mehr gültig. 
Sie waren nicht gerecht.

Im Jahr 2017 entschied der 
Bundestag, dass auch Verurteilungen 
wegen Homo-Sexualität nach dem 
Jahr 1945 nicht mehr gelten.

Inzwischen gibt es also eine größere 
Beschäftigung mit dem Thema.

Aber die Beschäftigung ist noch nicht 
zu Ende.

Der jährliche Gedenk-Tag
Eine Form der Erinnerung an 
die Verbrechen der Nazis ist ein 
jährlicher Gedenk-Tag.

Der Tag hat den Namen:  
Tag des Gedenkens an die Opfer des 
National-Sozialismus.
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Er ist jedes Jahr am 27. Januar.

An diesem Tag gibt es 
Veranstaltungen in ganz 
Deutschland.

Zum Beispiel Lesungen, Theater-
Aufführungen und Gottes-Dienste.

Der Gedenk-Tag hat oft einen Schwer-
Punkt.

Das bedeutet: Ein bestimmtes 
Thema bekommt besonders viel 
Aufmerksamkeit.

Und dieses Jahr ging es vor allem um 
die Verfolgung von homo-sexuellen 
Menschen durch die Nazis.

Gedenken im Bundestag
Der Gedenk-Tag war letzte Woche 
Freitag.

Da gab es auch im Bundestag eine 
Gedenk-Stunde.

Dabei wurden unter anderem die 
Lebens-Geschichten von 2 Personen 
erzählt.

Sie hießen Karl Gorath und Mary 
Pünjer.

Beide wurden unter anderem wegen 
Homo-Sexualität von den Nazis ins 
Konzentrations-Lager geschickt.

Danach hat dann Klaus Schirdewahn 
eine Rede gehalten.

Er wurde im Jahr 1964 verhaftet. 
Also schon nach der Nazi-Zeit. 
Und zwar wegen Homo-Sexualität.

Heute setzt er sich unter anderem 
für die Rechte von homo-sexuellen 
Menschen ein.

In seiner Rede hat er darüber 
gesprochen, wie wichtig es ist, die 
Verfolgung von homo-sexuellen 
Menschen in der Nazi-Zeit nicht zu 
vergessen.

Kurz zusammengefasst
Letzten Freitag war der Gedenk-Tag 
für die Opfer der Nazi-Zeit.

Der ist jedes Jahr am 27. Januar.

Dieses Mal ging es an diesem Tag vor 
allem um Homo-Sexuelle in der Nazi-
Zeit.

Die Nazis haben Homo-Sexuelle 
verfolgt.

Vor allem homo-sexuelle Männer.

Viele wurden vor Gericht verurteilt. 
Dann kamen sie ins Gefängnis.

Viele wurden auch in Konzentrations-
Lager geschickt.

Sehr viele von ihnen sind gestorben.

Durch den Gedenk-Tag soll an die 
Opfer erinnert werden.

Und er soll dabei helfen, dass so 
etwas nie wieder passiert.

Weitere Informationen 
in Leichter Sprache gibt es unter:  
www.bundestag.de/leichte_sprache
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